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Ist die Reform der Handwerksordnung zu begrüßen?

Mit der Liberalisierung der Handwerksordnung wird nur noch für eine gegrenzte An-
zahl von Handwerksberufen der Meisterbrief als Zugangsvoraussetzung für die be-
rufliche Selbständigkeit verlangt. Dr. Barbara Henman, Universität zu Köln, sieht
darin »einen Gewinn für den Bürger«. Denn ihrer Meinung nach war es notwendig
und überfällig, die bisher geltenden Regelungen zu überprüfen und zu vereinfachen. 

54. Jahresversammlung des ifo Instituts 

Am 24. Juni 2003 lud das ifo Institut ins Haus der Bayerischen Wirtschaft zu sei-
ner 54. Jahresversammlung ein. Der öffentliche Teil wurde vom Vorsitzenden des
ifo Kuratoriums, Prof. Dr. Wilhelm Simson, geleitet. Zu Beginn präsentierte Prof.
Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn, Präsident des ifo Instituts, die neueste ifo Kon-
junkturprognose. Im Anschluss äußerte sich Prof. Eduardo Aninat, stellvertreten-
der Direktor des Internationalen Währungsfonds, in Vertretung des Geschäfts-
führenden Direktors, Dr. Horst Köhler, der dienstlich verhindert war, zu dem The-
ma »A Cooperative Approach to Strengthening Global Growth«. Der Vortrag und
die Prognose sind hier im Wortlaut dokumentiert. Die Veranstaltung wurde mit
Kurzpräsentationen ausgewählter Gutachten des ifo Instituts und der CESifo-
Gruppe fortgesetzt und mit der Prämierung von mehreren ifo- und CESifo-Mitar-
beitern für besondere Leistungen beendet.

ifo Konjunkturprognose 2003/2004: Erholung erst im nächsten Jahr
W. Nierhaus, E. Hahn, O.-E. Kuntze, E. Langmantel, W. Meister und M. Meurers

Die Weltkonjunktur zeigt sich im Frühsommer 2003 leicht aufwärtsgerichtet. Zu ei-
ner durchgreifenden Erholung ist es bisher noch nicht gekommen. Belastend
wirkten insbesondere die Irak-Krise, der zwischenzeitliche Höhenflug des Erdöl-
preises, der Ausbruch der Lungenkrankheit SARS sowie die immer noch nicht
überwundene Flaute im IT-Sektor. Im weiteren Verlauf dieses Jahres ist jedoch ei-
ne Wende zum Besseren und im Jahr 2004 eine Erholung zu erwarten. Denn die
retardierenden Momente fallen nach und nach weg; die überall deutlich expansive
Geldpolitik kann damit ihre stimulierende Wirkung stärker entfalten. Auch in
Deutschland lassen die allmähliche Besserung des internationalen konjunkturellen
Umfelds und auch die Meldungen der am ifo Konjunkturtest teilnehmenden Fir-
men über die Geschäftserwartungen einen leichten Anstieg der gesamtwirtschaft-
lichen Produktion im zweiten Halbjahr 2003 erwarten; dennoch dürfte die gesam-
te Wirtschaftsleistung sowohl im Jahresverlauf als auch im Jahresergebnis nur
stagnieren. Im Durchschnitt des kommenden Jahres wird das Bruttoinlandspro-
dukt um 1,5% expandieren, hiervon entfällt allerdings reichlich 1/2 Prozentpunkt
auf die ungewöhnlich große Zahl von Arbeitstagen. Die Zahl der Arbeitslosen dürf-
te im Jahresdurchschnitt 2003 um 390 000 auf 4,45 Millionen steigen und im
kommenden Jahr weiter auf 4,6 Millionen. Die Arbeitslosenquote – bezogen auf
alle inländischen Erwerbspersonen – beläuft sich dann auf 10,8%, das ist der
höchste Stand seit der Wiedervereinigung. Ein Wendepunkt der negativen Ent-
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wicklung bei der Arbeitslosigkeit wird bis zum Ende des Prognosezeitraums nicht
erwartet. Der Anstieg der Lebenshaltungskosten wird moderat bleiben; die Infla-
tionsrate dürfte in diesem Jahr 0,9% betragen und im nächsten Jahr 0,8%. Das
gesamtstaatliche Budgetdefizit wird in diesem Jahr auf rund 80 Mrd. q (3,7% des
BIP) steigen; im nächsten Jahr ist das Minus auf 70 Mrd. q (3,2% des BIP) zu ver-
anschlagen. Deutschland verfehlt damit in beiden Jahren das Defizitkriterium des
Stabilitäts- und Wachstumspakts.

Belgien: Pragmatisch durch die Konjunkturflaute
Oscar-Erich Kuntze

In Belgien ähnelt das konjunkturelle Muster sehr stark demjenigen der anderen
westeuropäischen Länder. Das reale Bruttoinlandsprodukt expandierte im Jahr
2002 mit 0,8% knapp dem Durchschnitt Westeuropas entsprechend. Die Erwerbs-
losigkeit stieg spürbar an, und die Arbeitslosenquote lag bei 7,3%. Die Teuerungs-
rate erreichte im Schnitt des Jahres 1,6%. 2003 dürfte sich das reale Bruttoinlands-
produkt nur noch um 0,5% erhöhen, und auf dem Arbeitsmarkt dürfte sich die La-
ge nochmals verschlechtern. Die Arbeitslosenquote wird sich im Jahresdurch-
schnitt auf 8% erhöhen. Die Konsumentenpreise werden um 11/4% über dem Ni-
veau des Vorjahres liegen. 2004 wird sich die Konjunktur im Laufe des Jahres zu-
nehmend erholen. Das reale Bruttoinlandsprodukt wird um 13/4% wachsen. Die Ar-
beitslosenquote wird wiederum bei 8% und die Teuerungsrate bei 11/4% liegen. 

Erwerbsunfähigkeit: Leistungsempfänger

Leistungen an Erwerbsunfähige kommt in einigen Ländern eine große Bedeutung
zu, so beispielsweise in Polen, wo im Jahre 1999 mehr als 12% der Personen im
erwerbsfähigen Alter öffentliche Leistungen wegen Erwerbsunfähigkeit erhielten.
In Norwegen, den Niederlanden, Schweden und Dänemark lag der Anteil der
Empfänger von derartigen Leistungen zwischen 9,2 und 7,7%, in Deutschland be-
trug dieser Anteil 4,1%. Erwerbsunfähigkeit dient teilweise als Substitut für Ar-
beitslosigkeit: Erwerbsunfähige Personen mindern die Erwerbspersonenzahl und
damit die Zahl der Arbeitslosen.

Ehrung für Prof. Sinn

Anlässlich des Bayerischen Wirtschaftstages, der am 30. Juni 2003 stattfand,
wurde zum dritten Mal der Ehrenpreis des Wirtschaftsbeirates der Union e.V. ver-
liehen. Nach Dr. Otto Wiesheu und Alois Glück ging der Preis in diesem Jahr an
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn für seine Beiträge zur Weiterentwicklung der
sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. Die beiden früheren Preisträger sowie
Prof. Dr. Wilhelm Simson würdigten in ihren Reden die Verdienste von Prof. Sinn.
In seinem Vortrag zu »Reformen für den Arbeitsmarkt«, der unter www.ifo.de im
Internet nachgelesen werden kann, betonte Prof. Sinn, die Notwendigkeit, das
Wachstum in Deutschland durch eine Liberalisierung des Arbeitsmarktes wieder
anzukurbeln. Reformbedürftig seien vor allem das Tarifrecht, das Kündigungs-
recht und das Sozial- und Arbeitslosenhilfesystem.

Im Blickpunkt

Mitteilungen des Instituts

39

48
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Gesellschaftliche Bedeutung der
Handwerksordnung

In der Handwerksordnung legt der Ge-
setzgeber die Voraussetzungen für die Be-
rufszulassung im Handwerk, d.h. für die
Selbständigkeit, fest. Er regelt die Berufs-
ausübung, also bestimmt die Tätigkeiten,
die dem Handwerk zuzurechnen sind,
grenzt Berufsbilder ab und regelt die Be-
rufsausbildung. Zudem werden die Aufga-
ben der Handwerksorganisationen be-
stimmt. Die Handwerksordnung beschränkt
damit die freie Berufswahl im Sinne des Ar-
tikel 12 GG und das Gleichheitsrecht des
Artikel 3 GG. Aus konstitutionenökonomi-
scher und verfassungsrechtlicher Sicht
müssen staatliche Eingriffe in die Freiheits-
und Gleichheitsrechte des Einzelnen be-
gründet werden. Gerechtfertigt sind dem-
nach nur solche Beschränkungen, die im
Interesse der Allgemeinheit liegen, d.h. all-
gemein konsensfähig sind.1 Diesem Krite-
rium entsprechen Gesetze, die letztlich un-
abhängig von wechselnden politischen und
gesellschaftlichen Verhältnissen zustim-
mungsfähig sind. Es war notwendig und
überfällig, die geltenden Regelungen auf
dieses Ziel hin zu überprüfen und zu ver-
einfachen. Dies ist nun in wesentlichen
Punkten geschehen. Die geplante Reform
ist ein Gewinn für den Bürger.

Die Reform

Kernpunkt des Gesetzentwurfes des
Bundeskabinetts ist es, 65 Handwerke
vom Meistervorbehalt für die Selbstän-
digkeit zu befreien. Die Liberalisierung der

Handwerksordnung gilt vor allem für Be-
rufsfelder, bei denen man bislang die
Meisterprüfung mit einer Qualitätssiche-
rung der Handwerksleistungen oder mit
dem Erhalt der Leistungsfähigkeit des
Handwerkssektors begründet hat (Ge-
setzentwurf vom 28. Mai 2003, Begrün-
dung, S. 4 f.).2 Für 29 Handwerke, die als
»gefahrengeneigt« eingestuft werden, soll
entweder der Meisterbrief oder eine zehn-
jährige Berufserfahrung als Geselle für ei-
ne selbständige Tätigkeit vorausgesetzt
werden. Der Meisterbrief wird nunmehr
mit einem Verbraucherschutz vor Gefah-
ren für Leib und Leben als Allgemein-
wohlinteresse begründet (Gesetzentwurf
vom 28. Mai 2003, Begründung, S. 7 f.).
Dies ist ein Schritt in die richtige Richtung.
Die Marktversagensargumente gegen ei-
ne Liberalisierung, d.h. die Qualitätssi-
cherung und die Vermeidung ruinöser
Konkurrenz, halten einer ökonomischen
Prüfung nämlich nicht stand. Anders ge-
wendet sprechen keine ökonomischen
Gründe dagegen, dass sich der Meister-
brief als freiwillig erworbenes Gütesiegel
am Markt durchsetzen kann.3

Qualitätssicherung

Von öffentlichem Interesse wäre der be-
stehende Meistervorbehalt dann, wenn er
zum Ausgleich von Marktmängeln oder
gar einem Marktversagen, etwa aufgrund
von asymmetrischer Information im Hand-
werkssektor, notwendig wäre. Dies ist

3

Ist die Reform der Handwerksordnung zu begrüßen?

Mit der Liberalisierung der Handwerksordnung wird nur noch für eine gegrenzte Anzahl von

Handwerksberufen der Meisterbrief als Zugangsvoraussetzung für die berufliche Selbstän-

digkeit verlangt. Ist diese Liberalisierung im öffentlichen Interesse?

Barbara Henman*

* Dr. Barbara Henman ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin am Institut für Wirtschaftspolitik an der Uni-
versität zu Köln.

1 Konstitutionenökonomisch konkreter formuliert be-
sagt dieses Kriterium, dass sich die Bürger unter
Kenntnis der relevanten Probleme und Hand-
lungsalternativen und in Unkenntnis der eigenen
Position in der Gesellschaft auf eine solche Rege-
lung einigen würden. Verfassungsrechtlich formu-
liert geht es um die Sicherung eines wichtigen Ge-
meinschaftsgutes, wobei das Prinzip der Verhält-
nismäßigkeit der Maßnahmen zu beachten ist.

2 Das Bundesverfassungsgericht hatte beides in
einem Urteil aus dem Jahre 1961 als wichtige
Gemeinschaftsgüter anerkannt und den Meister-
zwang für verfassungsgemäß erklärt (BVerfGE 13,
S. 97–123). Dies bedeutet jedoch nicht, dass der
Gesetzgeber auf den Meisterbrief als Instrument
zur Umsetzung eines Verbraucherschutzes fest-
gelegt ist.

3 Die Deregulierungskommission sieht die größten
Erfolgschancen für den Meisterbrief am Markt für
Handwerksleistungen, deren Qualität der Verbrau-
cher nicht ohne weiteres beurteilen kann, wo sich
ein größerer individueller Informationsaufwand aber
nicht lohnt (Deregulierungskommission 1991,
S. 122).
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häufig als Begründung genannt worden. Weil Anbieter und
Nachfrager über die Qualität der erbrachten Leistungen
unterschiedlich informiert seien, könne ein unerwünschter
Leistungswettbewerb nach unten in Gang gesetzt werden.
Die Nachfrager orientierten sich am Preis, da Qualitäts-
unterschiede nicht oder nur unzureichend erkannt würden.
Es drohe eine Negativauslese unter den Anbietern und ei-
ne ruinöse Konkurrenz auf den Handwerksmärkten.4 Aber:
Eine Ungleichverteilung der Information gibt es auf vielen
Märkten, nicht nur den Handwerksmärkten. Eine besonde-
re Fürsorgepflicht des Staates im Handwerk ist hieraus nicht
abzuleiten. Zum einen kann man annehmen, dass die Kun-
den spätestens nach der Erbringung der Leistungen deren
Qualität beurteilen können und bei Unzufriedenheit den An-
bieter wechseln. Dabei kann auch auf die Erfahrungen an-
derer zurückgegriffen werden, sei es über Empfehlungen
oder über Expertenwissen. Zum anderen können die Be-
triebe den Verbrauchern Qualitätsunterschiede signalisieren.
Zu denken ist etwa an freiwillige Garantiezusagen und Ser-
viceangebote oder eben an den Meistertitel als umfassen-
deres Qualitätssignal (vgl. Fredebeul-Krein und Schürfeld
1998, S. 105–113). Der Reformvorschlag schließt sich die-
ser Argumentation an, indem der Meisterbrief in allen Be-
reichen fakultativ erhalten bleiben soll. 

Gefahrenschutz

Es ist nachvollziehbar, dass ein Verbraucherschutz vor Ge-
sundheitsschäden durch fehlerhafte Produkte und Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse bzw. allgemein kon-
sensfähig ist. Hieraus werden u.a. die Vorschriften der Ge-
werbeordnung, technische Normen, Ausbildungsvorschrif-
ten und das Haftungsrecht abgeleitet.5 Vor allem die – im
Vergleich zum Ausland – hohen fachlichen Ausbildungs-
standards der Gesellenprüfung im Handwerk dienen bereits
dem präventiven Gefahrenschutz.6 Es bleibt die Frage, ob
zusätzliche subjektive Zulassungsbeschränkungen wie die
Meisterprüfung bzw. eine zehnjährige Berufserfahrung an-
gemessen sind. Was hier das rechte Maß ist, ist eine nor-
mative Entscheidung und kann letztlich nur auf politischer
Ebene bestimmt werden. Allerdings gilt, dass nur der Nach-
weis »meisterlicher« fachlicher Kenntnisse und Fertigkeiten
mit dem Gefahrenschutz begründbar ist. Betriebswirt-

schaftliche und arbeitspädagogische Kenntnisse, die eben-
falls Teil der Meisterprüfung sind, sind hier nicht zielführend.
Zudem verlieren einmalig erworbene Qualifikationen im Zeit-
verlauf tendenziell an Aussagekraft.7 Einen hundertprozen-
tigen Schutz vor Schäden durch menschliches oder tech-
nisches Versagen können auch Zusatzqualifikationen nicht
bieten. Des Weiteren könnte man mit einem so verstande-
nen Gemeinwohl beispielsweise auch zusätzliche Arbeits-
und Umweltschutzvorschriften in der Handwerksordnung
verankern, was weder notwendig noch sinnvoll wäre. Das
Abgrenzungskriterium für die zulassungspflichtigen Berufe
– hier »bedarf der Kunde der besonderen staatlichen Für-
sorge, da er nicht auf Mittel wie Schadensersatz und Män-
gelbeseitigung verwiesen werden kann« (Gesetzentwurf vom
28. Mai 2003, Begründung, S. 8) – hätte zumindest auch
eine andere Aufteilung zugelassen. Man denke an die Tisch-
ler (zulassungspflichtig) und die Maler und Lackierer (zulas-
sungsfrei).

Anerkennung der Ausbildungsleistung des 
Handwerks

Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement hat darauf hin-
gewiesen, dass in den weiterhin zulassungspflichtigen Hand-
werksbetrieben derzeit ein Großteil der Lehrlinge ausgebil-
det wird (Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 2003).
Es schließt sich die Frage an, ob der Meisterbrief als Anreiz
für die Betriebe zur Ausbildung notwendig ist bzw. mit der
Anerkennung der Ausbildungsleistung, die das Handwerk
auch für andere Wirtschaftsbereiche erbringt, konstitutionell
zu rechtfertigen ist. Mit dieser Begründung wird bisher die
Zulassung zum Gewerbebetrieb mit der Ausbildungsbe-
rechtigung verknüpft, der Meisterbrief also als sog. großer
Befähigungsnachweis gestaltet (vgl. ZDH 2003). Die Bundes-
regierung verneint diese Frage grundsätzlich und will beide
Bereiche entkoppeln.8 Dennoch soll die Ausbildereig-
nungsprüfung als Pflichtbestandteil der Meisterprüfung in
den zulassungspflichtigen Berufen erhalten bleiben, egal ob
ein Betrieb ausbildet oder nicht. Das ist zumindest im Hin-
blick auf eine Gleichbehandlung der Handwerksbetriebe
nicht schlüssig. Es ist aber auch zur Sicherung der Ausbil-
dungsleistung gar nicht notwendig. Daher sollte die Ausbil-
derprüfung in allen Bereichen freiwilliger Bestandteil des
Meisterbriefs werden. Dies bedarf der Erläuterung.

Hinter der obligatorischen Ausbildereignungsprüfung im Rah-
men der Meisterprüfung steht die Vermutung externer Er-
träge der Ausbildung im Handwerk (Kucera und Straten-

4

4 Zur ausführlicheren Wiedergabe der Argumentation siehe Deregulie-
rungskommission (1991, S. 120 f.).

5 Die Grenzen dieses Vorgehens zum Wohle der Allgemeinheit werden al-
lerdings deutlich, wenn man sich beispielsweise die amerikanische Recht-
sprechung im Bereich der Produkthaftung und die zahlreichen, hohen
Schadensersatzklagen vor Augen führt. Umfangreiche Produkthaftungs-
regeln, die auch das Risiko einer fehlerhaften Nutzung durch den Ver-
braucher auf den Anbieter übertragen, sind mit Moral-Hazard-Problemen
behaftet.

6 Die entsprechenden Ausbildungsverordnungen sollen nach dem Willen der
Bundesregierung weiterhin gelten. Zum europäischen Vergleich der Zu-
lassungsvorschriften im Handwerk siehe Fredebeul-Krein und Schürfeld
(1998, S. 73–80).

7 Die Monopolkommission hat in ihrem Sondergutachten zur Handwerks-
ordnung auf die hohe Qualität der Gesellen verwiesen und zusätzlich re-
gelmäßige Aus- und Fortbildungen zum Gefahrenschutz, anstelle einer ein-
maligen Meisterprüfung, empfohlen (Monopolkommission 2001, S. 27).

8 Die Ausbildungsberechtigung soll künftig auch auf Basis der Vorschriften
des Berufsbildungsgesetzes oder aufgrund des bestandenen arbeits-
pädagogischen Teils der Meisterprüfung erteilt werden können. 
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werth 1990, S. 45–47). Vor allem da das Handwerk über
den eigenen Bedarf hinaus Fachkräfte für andere Wirt-
schaftsbereiche ausbildet, würden Leistungen zugunsten
anderer Betriebe erbracht, die im Falle einer Liberalisierung
nicht über den Markt entgolten würden. Der Meisterbrief soll
die Anreize zur Lehrlingsausbildung stärken, indem er eini-
ge Ausbildungskosten (Ausbildereignungsprüfung) allen
Handwerksbetrieben zurechnet. Sie können damit über die
Preise an den Verbraucher weitergeleitet werden. Zudem
sollen sich die Kosten für den Ausbilderbetrieb leichter amor-
tisieren können, indem ein Geselle nicht gleich nach der Aus-
bildung in die Selbständigkeit gehen kann.9 Die Regelung
führt dazu, dass auch Nettokosten, die einem Handwerks-
betrieb entstehen, weil er Fachkräfte für andere Wirt-
schaftsbereiche ausbildet, an die Handwerkskunden weiter-
gegeben werden, statt sie beispielsweise dem Industriebe-
trieb zuzurechnen. Dies ist nicht notwendig, um einen aus-
reichenden Fachkräftenachwuchs zu sichern, da die Aus-
bildung nicht an sich mit externen Effekten verbunden ist,
sondern nur im Falle einer überhöhten Bezahlung während
der Ausbildung. Es ist auch nicht sachgerecht, da Ausbil-
dungsverträge zu Lasten der Handwerkskunden geschlos-
sen werden. Dies schadet letztlich dem Ruf des Handwerks,
wenn die Leistungen als zu teuer empfunden werden. Zu-
dem werden Existenzgründungen und damit die Schaffung
neuer Ausbildungsplätze behindert.

Langfristige Wirkungen auf die Ausbildungs-
plätze

Ob die Ausbildung einem Betrieb mehr Kosten als Nutzen
verursacht, ist letztlich eine Frage der Ausbildungsvergü-
tung, die die Tarifpartner vereinbaren. Soweit den ausbil-
denden Betrieben bisher Nettokosten entstehen, erbringen
sie eine Leistung zugunsten der Auszubildenden. Schließ-
lich fallen ihnen die Erträge ihrer Ausbildung in Form bes-
serer Beschäftigungs- und Verdienstmöglichkeiten zu. Wech-
selt der Lehrling nach Abschluss der Gesellenprüfung den
Betrieb oder macht sich selbständig, rentiert sich die In-
vestition für den Ausbildungsbetrieb nicht. Dennoch funk-
tioniert eine betriebliche Ausbildung auch ohne Regulierung.
Dies liegt am Fachkräftebedarf der Betriebe. Es ist in ihrem
eigenen Interesse, Fachkräftenachwuchs auszubilden und
auf freiwilliger Basis, etwa über ein gutes Arbeitsklima, zu-
mindest für eine Weile an sich zu binden. Zudem werden bei
einer betrieblichen Ausbildung immer auch betriebsspezifi-
sche Kenntnisse vermittelt, die ein längerfristiges Arbeits-
verhältnis für beide Seiten vorteilhaft werden lassen. Die al-
ternative Strategie, nämlich auf die Ausbildung durch an-
dere zu setzen, mag allenfalls kurzfristig vorteilhaft sein. Mittel-
und langfristig wird sie zu einem Fachkräftemangel führen,

der wiederum mehr Betriebe zur Ausbildung veranlasst.
Denkbar ist auch, dass Betriebe, die selbst nicht ausbilden
möchten oder dazu nicht besonders geeignet sind, ande-
re, die über den eigenen Bedarf hinaus ausbilden, hierfür
im Rahmen privater Verträge bezahlen (Deregulierungs-
kommission 1991, S. 125).

Übergangsprobleme?

Die Entkopplung von Gewerbe- und Ausbilderzulassung hät-
te für die ausbildenden Handwerksbetriebe zunächst ein-
mal einen marginalen Anstieg der Kosten der Lehrlingsaus-
bildung zur Folge. Die Kosten durch den Erwerb einer Aus-
bilderzulassung könnten nicht mehr einfach über die Preise
an den Verbraucher weitergegeben werden. Schließlich be-
fänden sich die Ausbildungsbetriebe in Konkurrenz mit Be-
trieben, die keine zusätzlichen Kosten durch Ausbilderprü-
fungen tragen.10 Ein anfänglicher Rückgang des Ausbil-
dungsplatzangebots der bestehenden Handwerksbetriebe
ist nicht auszuschließen, es sei denn man begegnet den
marginalen Veränderungen der Ausbildungskosten vor-
übergehend durch eine Absenkung der Lehrlingsvergütung
(vgl. Bode 2003). Eine dramatische Verschlechterung am
Lehrstellenmarkt ist jedoch auch kurzfristig nicht zu erwar-
ten. Für viele Handwerker dürfte die Lehrlingsausbildung
im eigenen Betrieb selbst in kurzfristiger Perspektive attraktiv
bleiben. Schließlich ist die externe Rekrutierung von Fach-
kräften am Arbeitsmarkt ebenfalls mit Kosten und Risiken
verbunden. Laut einer Studie des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung liegen die Nettokosten der betrieblichen Ausbil-
dung nicht wesentlich über den Rekrutierungskosten, d.h.
den Kosten der Personalsuche, Einarbeitung und betriebs-
spezifischen Weiterbildung (BIBB 2002). Dabei sind even-
tuelle Ausfallkosten, die entstehen, wenn der eigene Fach-
kräftebedarf nicht sofort gedeckt werden kann, nicht ein-
gerechnet. Zudem ist ein höheres Fehlbesetzungs- und Fluk-
tuationsrisiko als beim eigenen Fachkräftenachwuchs ein-
zukalkulieren. Einem Ausbildungsplatzmangel wirken auch
neue Lehrstellen aufgrund zusätzlicher oder vorgezogener
Betriebsgründungen entgegen.

Gleichheitsrechte

Regelungen der Berufszulassung und der Berufsausübung
bedürfen auch deshalb der regelmäßigen Überprüfung, da
sie den Gleichheitsgrundsatz in Artikel 3 GG betreffen. Ins-
besondere vor dem Hintergrund sich ändernder wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen bergen sie die Gefahr der Dis-
kriminierung. Im Zuge der Dienstleistungsfreiheit in den EU-
Mitgliedstaaten hat sich der Reformdruck in diesem Punkt
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rungskommission (1991, S. 121).

10 Dies ist in allen Branchen, die ihren Fachkräftenachwuchs im Rahmen
des dualen Berufsausbildungssystems schulen, der Fall.
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erhöht. Mit den geplanten Lockerungen würde das Problem
der sog. Inländerdiskriminierung von Selbständigen und po-
tentiellen Existenzgründern im Handwerk gegenüber der
Konkurrenz aus dem europäischen Ausland, die nicht der
Handwerksordnung unterliegen, entschärft. Die geplante
Aufhebung des sog. Inhaberprinzips, wonach der Betriebs-
inhaber selbst Meister sein muss, stellt eine Verbesserung
in Bezug auf die Gleichbehandlung der Unternehmensfor-
men dar.
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Am 24. Juni 2003 lud das ifo Institut zu seiner 54. Jahres-
versammlung ins Haus der bayerischen Wirtschaft ein. Wäh-
rend der Mitgliederversammlung, die, wie auch die Kurato-
riumssitzung, am Vormittag stattfand, legte Prof. Dr. Wilhelm
Simson, Vorstandsvorsitzender der E.ON AG und Vorsit-
zender des Kuratoriums und des Verwaltungsrates des ifo
Instituts, den Jahresabschluss vor. Dieser wurde einstimmig
beschlossen und der Vorstand einstimmig entlastet. Im An-
schluss an die Wahl der Kuratoriums- und Verwaltungs-
ratsmitglieder berichtete Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn,
Präsident des ifo Instituts, über die Aktivitäten des Instituts
im Jahr 2002. Ab 11.30 Uhr hatten die Gäste Gelegenheit,
sich im Foyer im Gespräch mit Mitarbeitern des ifo Instituts
über die Forschungsprojekte und Serviceleistungen zu in-
formieren.

Der öffentliche Teil der ifo Jahresversammlung, der um
13.30 Uhr begann, stieß auch in diesem Jahr auf reges
Interesse der Medien. Geleitet wurde er vom Vorsitzen-
den des ifo Kuratoriums, Prof. Dr. Wilhelm Simson. Die
rund 250 Teilnehmer, vorrangig Vertreter von Mitgliedsfir-
men des ifo Instituts und von Landes- und Bundesminis-
terien, interessierten sich besonders für die neue ifo Kon-
junkturprognose, die von Prof. Sinn vorgestellt wurde. Er
berichtete zunächst über die Weltkonjunktur, die nur zö-
gerliche Anzeichen für eine Erholung zeige. Aber mit dem
Ende des Irak-Krieges sei eine lange Phase der Unsi-
cherheit zu Ende gegangen. So zeigten auch die nach
Kriegsende eingegangenen Meldungen zum World Eco-
nomic Survey wieder mehr Zuversicht. Auch für Deutsch-
land könne im weiteren Verlauf mit einer leichten kon-
junkturellen Erholung gerechnet werden, obwohl es aus
strukturellen Gründen weiterhin das Schlusslicht der eu-
ropäischen Wirtschaft bleiben werde. Zum Abschluss sei-
nes Vortrages ging Prof. Sinn auf das Vorhaben der
Bundesregierung, die dritte Stufe der Steuerreform vor-

zuziehen, ein: Dieses durch Kreditaufnahme zu finan-
zieren, brächte zwar positive konjunkturelle Impulse, ver-
stoße aber gegen den Stabilitäts- und Wachstumspakt.
Im Hinblick auf die Glaubwürdigkeit der deutschen
Wirtschaftspolitik käme nur ein gegenfinanziertes Vorzie-
hen in Frage. Im Anschluss äußerte sich Prof. Eduardo
Aninat, stellvertretender Direktor des Internationalen Wäh-
rungsfonds, in Vertretung des Geschäftsführenden Di-

rektors, Dr. Horst Köhler, der dienstlich ver-
hindert war, zu dem Thema »A Cooperative
Approach to Strengthening Global Growth«.
In seinem Vortrag plädierte er dafür, die po-
sitiven Effekte der Globalisierung mehr Men-
schen zugute kommen zu lassen. Der Vor-
trag und die ifo Prognose werden im An-
schluss im Wortlaut dokumentiert.

Nach Kurzpräsentationen ausgewählter Arbei-
ten des ifo Instituts und der CESifo-Gruppe

• Andrea Gebauer: Reform der Mehrwert-
steuer

• Dr. Johann Wackerbauer: Emissionshan-
del mit Treibhausgasen in der Europäischen
Union

• Dr. Frank Westermann: Zur Kreditklem-
me: Ein Vergleich zwischen Japan und
Deutschland
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fand die mit Spannung erwartete Preisverleihung, die von
Dr. Ferdinand Graf von Ballestrem, Vorsitzender der Gesell-
schaft der Freunde, Prof. Dr. Karlhans Sauernheimer, stell-
vertretender Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirates,
und Prof. Sinn vorgenommen wurde, an ausgewählte Mit-
arbeiter statt. Der Preis für besondere Leistungen in der Dritt-
mittelforschung ging an die Bearbeiter von zwei Gutach-
ten, die sich thematisch überschneiden, nämlich: »Gesetz-
liche, betriebliche und private Alterssicherungssysteme im
internationalen Vergleich« und »Old-Age Provision in Ageing
Societies: Equity, Efficiency and Sustainability«.  Neben den
Hauptautoren, Dr. Robert Fenge und Dr. Martin Werding wur-
den die weiteren Bearbeiter, Andrea Gebauer, Christian
Holzner, Dr. Volker Meier und Silke Übelmesser, geehrt. Der
zweite Preis wurde gleich zweimal vergeben: an Dr. Johann
Wackerbauer für die »Untersuchung der Optimierungs-
möglichkeiten des Einsatzes marktwirtschaftlicher Instru-
mente im Klimaschutz« und an Heinz Schmalholz für die
»Analyse der außenwirtschaftlichen  Beziehungen zwischen
Ungarn und Sachsen/Ostdeutschland – Kooperationspo-
tentiale im Bereich der Informations- und Kommunikations-
wirtschaft«. Der Wissenschaftspreis der Gesellschaft zur För-
derung der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung (Freun-
de des ifo Instituts) e.V. wurde Dr. Robert Fenge und
Dr. Volker Meier verliehen für den Beitrag »Why Cities Should
Not Be Subsidized«, erschienen im Journal of Urban
Economics.
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It is a great pleasure to address you today, and I would like
to thank the Ifo Institute and Professor Sinn very much in-
deed for the invitation. Allow me also to apologize for the
absence of Managing Director Horst Köhler, who would very
much have liked to be here. 

The world economy continues to face significant
uncertainty

The balance of risks has improved somewhat: the head-
winds from the bursting of the equity price bubble are di-
minishing; there is considerable policy stimulus in the
pipeline, particularly in the United States and the United
Kingdom; and oil prices have fallen from their peaks early
this year. Still, the recovery remains gradual and tentative
so far, and corporate fixed investment, in particular, is still
weak. Overall, I believe that global growth in 2003 will like-
ly remain below trend at about 3 percent (trend is around
4 percent), before picking up to about 4 percent in 2004.
But the currently sluggish pace of growth in the advanced
economies presents a particular problem for emerging mar-
ket and developing countries, whose prospects depend
critically on growing international trade and a healthy world
economy. 

Evian Summit

At the Evian Summit, the leaders of the G8 voiced the pol-
itical will to work together with emerging market and de-
veloping countries to address the world’s problems. This
is encouraging and we should take them by their word.
But, of course, we also need to see action following the
statements. I trust that the leaders of the advanced
economies recognize that it is first and foremost their re-
sponsibility to raise medium-term growth potential by ac-
celerating the process of structural change in their
economies. Restoring confidence and growth to the world
economy requires vigorous efforts by all countries to ad-
dress their own weaknesses, as well as global economic
risks. Chief among these risks is the excessive dependence
of the global economy on growth in the United States, which
has contributed to the emergence of large current account
imbalances. 

Global current account imbalances

Global current account imbalances are a source of con-
cern. Buoyed by strong domestic demand growth, the Unit-
ed States has built up large and persistent current account
deficits, reaching close to 5 percent of GDP in 2002. Cor-
respondingly, Japan, several European countries, and
emerging Asia have registered large and persistent current

account surpluses. And despite the depreciation of the U.S.
dollar over the past year and a half, the U.S. current ac-
count deficit is expected to widen further this year. Experi-
ence suggests that eventually, these current account im-
balances must adjust to more sustainable levels. Even if
the adjustment occurs smoothly, it is likely that a reduc-
tion in the U.S. current account deficit would be associat-
ed with lower U.S. growth. And unless this is offset by
stronger growth in the euro area or Japan, this would de-
press global growth. 

Deflationary pressures

The continuing weakness in economic activity has brought
the discussion of deflationary pressures to the forefront in
some countries. A recent IMF staff study examined the de-
terminants and risks of deflation, and noted that falling prices
could result from both demand and supply shocks. While
the study considered that the risk of generalized global de-
flation is remote at present, it identified risks in specific
economies, chiefly in Asia, led by Japan, where prices have
already been falling for four years. In Germany, the study
pointed to considerable risks of mild deflation over the next
year as a result of the persistent weakness in domestic de-
mand. Let me underline, as the study did as well, that we
are not forecasting the emergence of a deflationary spiral.
What we are saying is that policy makers need to be at-
tentive to the risks posed by falling prices. This reinforces
arguments for continued monetary accommodation at the
current juncture. It also underscores the importance for cen-
tral banks to communicate clearly that they will act ag-
gressively and pre-emptively to forestall deflation if the need
arises. 

Global imbalances

Addressing global economic weaknesses and a benign
adjustment of the global imbalances requires a broad-
based and multilateral effort. This does not mean the pur-
suit of a single global economic policy. Rather, it requires
a strategy comprising vigorous efforts by individual coun-
tries to address economic weaknesses while strengthen-
ing the mechanisms of international collaboration that have
served so well in the past. In doing so, it needs to be real-
ized that boosting long-term growth potential through
structural reforms may have short term costs. Policy mak-
ers’ dual task is to remain vigilant and aware of the short
term, while forcefully implementing the fundamental re-
forms needed to restore confidence to investors and con-
sumers world-wide. 
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United States 

The United States has been the engine of growth in the
global economy over the past several years. IMF research
suggests that the United States generally leads other ad-
vanced economies in the business cycle, and that the per-
formance of the U.S. economy has a very significant impact
on growth in developing countries. Monetary policy has
been vigilant, and has played a valuable role in sustaining
domestic demand. Indeed, the Federal Reserve retains room
to provide further stimulus should the recovery falter. But
over the past two years, much of U.S. growth has been
driven by a sharp deterioration in the U.S. fiscal position,
which has swung from an overall surplus of 11/4 percent of
GDP (on a general government definition) in 2000 to a pro-
jected deficit of 51/2 percent for 2003. This huge fiscal stimu-
lus has supported growth. And in the short run, I believe
we should avoid overdramatizing it. But the fall in national
saving has exacerbated the current account deficit and, if
unchecked, represents a severe risk for medium and long-
term fiscal stability. 

To boost national saving in the United States, fiscal policy
must be geared toward medium-term consolidation. While
demographic pressures in the United States are less se-
vere than in most other advanced economies, age-related
spending is nonetheless projected to increase by nearly 6
percent of GDP by mid-century. Estimates place the un-
funded liability of the Social Security and Medicare systems
at 180 percent of GDP over a 75-year horizon. The basic
objective should be to reestablish a framework that balances
the budget, excluding social security, over the cycle. This
would allow the US government to pay down public debt in
advance of the demographic shock and to avoid having to
raise taxes sharply when it hits. At the same time, the rapid
growth of age- and health-related spending needs to be ad-
dressed. These measures take time to introduce and de-
laying the adjustment will only increase the eventual cost. 

Japan

Economic performance in Japan has been weak for close
to a decade and the moderate recovery that started last year
is losing steam. Deflation persists at about 1/2 percent a year,
with surveys suggesting that deflationary expectations re-
main entrenched. At the root of Japan’s long-drawn crisis
lies the collapse in asset prices in the early 1990s and the
inability since then to implement the forceful policies need-
ed to tackle the resulting economic problems. Structural
reforms have now been on the agenda for many years, but
progress remains slow. What is needed is a vigorous im-
plementation of policies, focused on four main areas: financial
sector reform, corporate restructuring, putting an end to de-
flation, and restoring medium-term fiscal sustainability.

Japan’s first priority must be a broad restructuring of the
banking and corporate sectors, which is essential to boost-
ing growth. The government’s plan to strengthen banks, an-
nounced last October, contains a number of welcome meas-
ures and has prompted some banks to improve their cap-
ital bases by raising private funds. However, more needs to
be done to resolve banking problems. More rapid progress
in bank restructuring in Japan will also accelerate the process
of corporate restructuring, because underprovisioning
against bad loans reduces banks’ willingness to restruc-
ture or liquidate companies. 

The benefit from structural reforms in Japan would be sub-
stantially larger if they were accompanied by an aggressive
loosening of monetary policy. Despite some quantitative eas-
ing by the Bank of Japan, mild deflation continues, in part
driven as much by expectations of future monetary policy
as by present monetary conditions. To reverse deeply in-
grained deflationary expectations, the Bank of Japan needs
to be more aggressive in both its actions and its communi-
cations. It would be helpful for the Bank of Japan to state
loud and clearly to the public that it will do whatever is ne-
cessary to restore inflation within a short time frame. This
should include setting a medium-term inflation target, un-
derstood by the general public and credibly pursued by the
Bank of Japan. At the same time, fiscal policy in Japan needs
to be geared towards consolidation, to bring down high
levels of government debt and prepare for demographic
changes in society. But in the short term, as ambitious struc-
tural reforms could dampen economic activity and employ-
ment, automatic fiscal stabilizers should be allowed full play. 

Euro Area

The euro area remains marred by persistent economic weak-
ness. Restoring sustained long-term growth requires de-
cisive progress on structural reforms to take full advantage
of the growing EU internal market and boost international
competitiveness. These reforms are by now well-known and
were outlined in the EU’s Lisbon Agenda in April 2000. Cen-
tral among them should be steps to promote employment
creation, by raising employment rates and improving the flex-
ibility of European labor markets. In addition, raising labor
productivity requires vigorous policies to strengthen educa-
tion, as well as research and development, to ensure that
Europe can continue to compete in the global economy. 

More flexible labor markets would yield large benefits. Re-
cent IMF analysis (in the April World Economic Outlook) sug-
gests that reforms of overly-generous unemployment bene-
fits, inefficient wage bargaining, cumbersome job regula-
tions, and tax wedges could reduce the unemployment rate
in the euro area by 3 percentage points and raise econom-
ic activity by 5 percentage points in the medium term. And

10



56.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  13/2003

ifo Jahresversammlung

if an improvement in labor market flexibility in the euro area
is combined with the liberalization of the market for goods
and services, the gain in economic activity could roughly
double to 10 percentage points. 

What is needed now, is decisive implementation of the re-
form agenda. There is inevitably some opposition to reforms,
particularly of entitlement systems at the core of the welfare
state. In Germany, as in France, Austria, and elsewhere,
change is not simple, as it means for some the ending of
old certainties. But I am encouraged by the resolve that gov-
ernments are showing to address reforms now. In Germany,
I welcome Chancellor Gerhard Schroeder’s proposals to im-
prove incentives to work and make labor markets more flex-
ible, which seem to be gaining growing acceptance. They
are certainly the right place to start. 

Reforms of entitlement systems in the euro area would
also help to achieve the important goal of medium-term
fiscal consolidation. This goal – enshrined in the Stability
and Growth Pact – is essential to address Europe’s
severely adverse demographics. Without comprehensive
pension reforms, fiscal positions in most of the euro area
will become unsustainable – in some countries quite soon.
But in pursuing the inevitable fiscal consolidation, there is
a need to balance short-term and medium-term consider-
ations. The Stability and Growth Pact provides a valuable
long-term anchor for public finances and must be safe-
guarded. But overly ambitious fiscal consolidation, focused
on the short term, during the current period of economic
fragility could be risky. I therefore agree with the proposal
by the European Commission, endorsed by the Eurogroup,
that countries with large budget deficits need to achieve
an annual improvement in underlying budget positions of
at least 1/2 percent of GDP until the close-to-balance or
surplus requirement of the Stability and Growth Pact is
met. Around this consolidation path, the automatic stabil-
izers should be allowed their full play, even if this results in
budget deficits rising temporarily above the 3 percent
threshold. 

With growth prospects weak, inflation subdued, and the
euro increasingly strong, the ECB’s recent interest rate cut
is welcome (June 5). And the persistence of corporate and
financial sector fragilities in some countries, the presence
of some deflationary pressures, and the downside risks to
global growth all argue for maintaining an accommodative
monetary stance to support confidence until a broad-based
recovery is evident. In saying this, I am mindful of the
difficult environment in which the ECB has to operate. Its
mandate to maintain price stability within an area that dis-
plays wide disparities in inflation performance is challeng-
ing. And the impact of the euro appreciation differs across
euro area members. In this complex setting, it is important
that monetary authorities regularly reassess their approach

and framework, and I welcome the recent review of the ECB’s
monetary policy strategy, which will help clarify earlier
communication problems.

Structural reforms

The benefits of structural reforms and appropriate demand
management policies in the three major currency areas are
mutually reinforcing. Raising national saving in the United
States would help reduce global current account imbalances
and thus the cost of the inevitable adjustment. Similarly,
accelerating growth in the euro area and Japan would in turn
boost prospects for emerging market and developing coun-
tries, as well as alleviate global imbalances and lower the
risk of a disorderly adjustment. This is a true cooperative ap-
proach: national governments taking into account the
global implications of their policies. Recent currency move-
ments do not suggest the need for intervention in the
foreign exchange market. But if large and sharp movements
in currencies were to occur that threatened to disrupt
global growth, and intervention were required, it is more
likely to be successful if coordinated across countries and
supported by macroeconomic policy changes. This under-
lines the need for pursuing sound policies: if governments
fail to take responsibility for rebalancing global demand in a
measured way, then the foreign exchange market may do
it for them – with a risk of being much more disruptive. 

The second leg of a cooperative strategy to restore confi-
dence and growth must be a renewed commitment to mul-
tilateral cooperation that has served the world economy so
well in the past. And the central pillar of this collaboration
must be the successful conclusion of the Doha Round with-
in its allotted timeframe by end-2004. IMF economists es-
timate that successful multilateral trade liberalization could
lead to growth in trade of 30 to 50 percent, with the bulk of
the boost occurring in the trade of emerging market and de-
veloping countries. Liberalization of agricultural trade is key
to ensuring that the Doha Round is truly a development
round. It is absurd that total OECD support to the agricul-
tural sector amounts to some US-$ 300 billion, six times
the level of development assistance! I am concerned about
recent slippages in the negotiation schedule, and the per-
sistent delays in agreeing on a far-reaching reform of the
EU’s Common Agricultural Policy. A genuine development
round must have broad-based improvements in market ac-
cess conditions for agricultural products, and a significant
reduction in trade-distorting supports, at its core. The pri-
mary responsibility here lies with the advanced economies,
which need to put in place comprehensive reforms of their
agricultural policies. Without such reforms, and the open-
ing of global trade in agricultural products, I fear that achiev-
ing the Millennium Development Goals will remain no more
than a promise.

11



ifo Jahresversammlung

i fo  Schne l ld ienst  13/2003 –  56.  Jahrgang

Restoring sustained global growth, and successfully con-
cluding the Doha Trade Round, would also benefit emerg-
ing market countries significantly. Latin America, for exam-
ple, is emerging from its deepest recession in a decade.
While those countries with strong policies, such as Mexico
and Chile, have weathered the storm relatively well, others
are only just poised for recovery. The first priority is clearly
to sustain sound domestic policies, and the success so far
of Brazil illustrates well how important this is. I am encour-
aged and impressed by President Lula’s courageous pro-
gram that aims for growth with equity. His vision of a social
market economy is receiving the full support of the IMF. But
in addition to good domestic policies, a sound and stable
global environment, which provides the opportunity for coun-
tries to grow, also plays a key role. And trade can play an
important part in this process. Following the establishment
of the North American Free Trade Association (NAFTA), Mexi-
co’s exports increased sharply, (from 12 percent of GDP in
1992 to 25 percent in 2002). And World Bank estimates in
the case of Brazil suggest that the liberalization of market
access under free trade agreements with the European Union
and the Americas could raise its exports by US-$18 billion,
or 32 percent, the vast majority of which would be agricul-
tural products. 

Harnessing the forces of globalization to ensure that its bene-
fits are more widely shared and its risks contained is, in my
view, the prime challenge for economic policy in the 21st
century. Facing this challenge requires increased recogni-
tion in national policy agendas that growing global economic
integration implies heightened interdependence. Reinforc-
ing international commitment to cooperation and dialogue
is the best way to tackle this interdependence – and the
IMF is playing its part. 

12



56.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  13/2003

Überblick: Konjunktur welt-
weit mit wenig Dynamik 

Die Weltkonjunktur zeigt sich im Früh-
sommer 2003 leicht aufwärtsgerichtet. Zu
einer durchgreifenden Erholung ist es bis-
her weltweit noch nicht gekommen. Be-
lastend wirkten in den ersten Monaten des
Jahres die Irak-Krise, der zwischenzeitli-
che Höhenflug der Erdölpreise, der Aus-
bruch der Lungenkrankheit SARS sowie
die immer noch nicht überwundene Flau-
te im IT-Sektor. Nach den Ergebnissen des
Ifo World Economic Survey (WES) hat sich
das Weltwirtschaftsklima im April im Ver-
gleich zum Januar sogar leicht ver-
schlechtert (vgl. Abb. 1). Mit der Beendi-
gung des Irak-Konflikts und dem damit
verbundenen merklichen Rückgang der
Ölpreise haben sich die Unsicherheiten
aber inzwischen reduziert und die Aus-
sichten gebessert. So fielen nach den
neuesten WES-Ergebnissen die wirt-
schaftlichen Erwartungen der Befra-
gungsteilnehmer, die nach dem 15. April,
dem inoffiziellen Kriegsende, geantwortet
hatten, in nahezu allen Wirtschaftsräumen
deutlich günstiger aus als bei den Teil-
nehmern, die vor diesem Datum gemel-
det hatten.

In den USA hat sich der moderate Kon-
junkturaufschwung bis zuletzt fortgesetzt.

Maßgeblich hierfür waren die expansiven
monetären Rahmenbedingungen, die sich
– bei anhaltend sehr niedrigem Zinsniveau
– aufgrund der kräftigen Abwertung des
US-Dollar nochmals deutlich gebessert
haben. Zudem wirkt die Finanzpolitik
weiterhin anregend. Gleichwohl blieb das
Wachstumstempo der US-Wirtschaft re-
lativ gering; im ersten Quartal 2003 stieg
die gesamtwirtschaftliche Produktion nur
mit einer laufenden Jahresrate von 1,9%.
In Japan hat die Konjunktur, die nach der
Rezession 2001 im vergangenen Jahr
wieder in Schwung geraten war, zuletzt
nahezu stagniert; die expansiven Impul-
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schäftserwartungen einen leichten Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produktion im zweiten Halbjahr

2003 erwarten; dennoch dürfte die gesamte Wirtschaftsleistung im Jahresergebnis nur stagnieren. Im

Durchschnitt des kommenden Jahres wird das Bruttoinlandsprodukt um 1,5% expandieren. Die Zahl

der Arbeitslosen dürfte im Jahresdurchschnitt 2003 um 390 000 auf 4,45 Millionen steigen und im kom-

menden Jahr weiter auf 4,6 Millionen. Die Verteuerung der Lebenshaltung wird moderat bleiben; die In-

flationsrate dürfte in diesem Jahr 0,9% betragen und im nächsten Jahr 0,8%. Das gesamtstaatliche

Budgetdefizit wird in diesem Jahr auf rund 80 Mrd. r (3,7% des BIP) steigen; im nächsten Jahr ist das

Minus auf 70 Mrd. r (3,2% des BIP) zu veranschlagen. Deutschland verfehlt damit in beiden Jahren das

Defizitkriterium des Stabilitäts- und Wachstumspakts. 

Abb. 1

1 Unter Mitarbeit von M. Ruschinski.
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se der Auslandsnachfrage sind wegen des höheren Außen-
werts des Yen und auch wegen der vorwiegend in Südost-
asien virulenten Lungenkrankheit SARS abgeebbt. Auch in
der europäischen Währungsunion (EWU) ist die konjunk-
turelle Expansion – den ersten Schätzungen von Eurostat
zufolge – Anfang des Jahres zum Stillstand gekommen; bei
allenfalls verhaltener Binnennachfrage wurde die Auslands-
nachfrage vom Wertgewinn des Euro gegenüber den Wäh-
rungen von Drittländern gedämpft. Die Arbeitslosigkeit nahm
bis zuletzt saisonbereinigt zu, eine höhere Arbeitslosenquote
wurde letztmals im Dezember 1999 registriert.

In Deutschland lahmt die Konjunktur nach wie vor, ein Auf-
schwung ist noch immer nicht in Gang gekommen. Bereits
drei Jahre lang stagniert grosso modo die gesamtwirt-
schaftliche Produktion; eine derart langanhaltende Schwä-
chephase hat es seit Beginn der achtziger Jahre nicht ge-
geben. Ausschlaggebend für die unbefriedigende Ent-
wicklung war eine beispiellose Abfolge von exogenen
Schocks, die größtenteils aus dem Ausland kamen, aber
auch hausgemachte Faktoren haben zur Wachstumsflau-
te beigetragen. Dämpften im Jahr 2000 zunächst das ab-
rupte Ende des IT-Booms, (damit verbundene) massive
Kursverluste an den Weltbörsen und die Terms-of-Trade-
Einbußen aufgrund des damaligen Höhenflugs des Roh-
ölpreises, so erfassten ein Jahr später die globalen Schock-
wellen des Terrorangriffs auf die USA die deutsche Wirt-
schaft. Neuerliche Konjunkturhoffnungen wurden seither
zunichte gemacht durch die massiven Unsicherheiten im
Gefolge des immer offener zu Tage tretenden Irak-Kon-
flikts, den damit verbundenen temporären kräftigen An-
stieg des Ölpreises und durch abermalige starke Kurs-
rückgänge an den Finanzmärkten. Diese bremsten über
negative Vermögenseffekte und erschwerte Finanzie-
rungsbedingungen erneut Konsum und Investitionen. Zu-
letzt zeigten sich Bremsspuren beim Export infolge der Auf-
wertung des Euro gegenüber dem US-Dollar und ande-
ren Währungen; zudem berührte die Lungenkrankheit
SARS – wie bereits der Irak-Konflikt – die Luftfahrt und den
Tourismus negativ. 

Ein besonderes Problem der deutschen Wirtschaft liegt –
verglichen mit anderen Mitgliedstaaten der EWU – im
außerordentlich schwachen Trendwachstum, das insbe-
sondere durch ausstehende fundamentale Arbeitsmarkt-
und Sozialreformen verursacht worden ist. Außerdem
konnten andere EWU-Mitgliedstaaten im Gefolge der Kon-
vergenz der Zinsen (auf das niedrige deutsche Niveau) seit
1995 in großem Maße Kapital attrahieren, was dort das
Wirtschaftswachstum zu Lasten Deutschlands befördert.
Schließlich belastet die ökonomisch misslungene Wieder-
vereinigung; Jahr für Jahr fließen umfangreiche öffentli-
che Nettofinanztransfers von West- nach Ostdeutschland,
die den Spielraum für Steuer- und Abgabensenkungen
reduzieren. 

In den ersten Monaten des Jahres 2003 ist das reale Brut-
toinlandsprodukt (BIP) im Vergleich zum Jahresendquartal
2002 nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bun-
desamts sogar um 0,2% (auf laufende Jahresrate hochge-
rechnet: – 0,9%) gesunken. Nach der Entstehungsrech-
nung konnte der starke Einbruch der Bauproduktion, die
durch das strenge Winterwetter mehr als saisonüblich be-
hindert worden war, und die leichten Rückgänge in den
Dienstleistungsbereichen auch durch einen kräftigen An-
stieg der Industrieproduktion nicht kompensiert werden. Auf
der Verwendungsseite ist für das Sinken der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion der negative Impuls des Außen-
beitrags (0,4 Prozentpunkte) maßgeblich; der positive
Wachstumsbeitrag der Inlandsnachfrage in Höhe von
0,2 Prozentpunkten wurde dadurch mehr als ausgeglichen.
Die Importe stiegen im ersten Quartal 2003 mit einer lau-
fenden Jahresrate von 7,9% sehr kräftig; insbesondere Mi-
neralölprodukte wurden im Vorfeld des heraufziehenden
Irak-Kriegs eingeführt. Die Exporte konnten hingegen in die-
sem Zeitraum nur um 2,9% (auf Jahresrate gerechnet) zu-
legen. Von den Komponenten der Binnennachfrage nahm
der private Konsum – trotz umfangreicher Anhebung von
indirekten Steuern und Sozialabgaben – saisonbereinigt zu.
Hierzu trug nicht zuletzt ein leichter Rückgang der Spar-
quote bei; zu dem von vielen befürchteten Angstsparen ist
es bisher nicht in nennenswertem Ausmaß gekommen. Er-
freulich war auch die weitere Stabilisierung der Ausrüs-
tungsinvestitionen; diese sind – nach eineinhalbjähriger stark
rezessiver Entwicklung – zum zweiten Mal in Folge etwas
gestiegen. Hingegen sanken die Bauinvestitionen, die sich
in der zweiten Jahreshälfte 2002 stabilisiert hatten, wieder
kräftig.

Auf dem Arbeitsmarkt hat sich die Lage im Gefolge der lah-
menden Konjunktur bis zuletzt weiter verschlechtert; inzwi-
schen hat der Beschäftigungsabbau auch den Dienstleis-
tungssektor erreicht. Seit dem letzten Beschäftigungshö-
hepunkt im Frühjahr 2001 hat sich die Zahl der Erwerbstä-
tigen um knapp 700 000 oder um 1,7% verringert. Die Zahl
der Arbeitslosen stieg seither fortgesetzt rasant an. Im April
2003 belief sie sich auf 4,46 Millionen, höhere Werte wur-
den zuletzt in den Herbstmonaten des Jahres 1997 regis-
triert. Die Arbeitslosenquote (Arbeitslose in % aller zivilen Er-
werbspersonen; nach Berechnungen der Bundesanstalt
für Arbeit) war zuletzt mit 10,7% allerdings um rund einen
Prozentpunkt niedriger als damals. 

Der Anstieg der Lebenshaltungskosten hat sich nach dem
steuerbedingten Preissprung zu Jahresanfang im Frühjahr
wieder deutlich abgeflacht; im Mai betrug die Inflationsrate
nur noch 0,7%. Maßgeblich für die aus Konsumentensicht
außerordentlich vorteilhafte Preisentwicklung waren die im-
portierten Stabilitätsgewinne, die kumulativ aus der kräfti-
gen Aufwertung des Euro in Verbindung mit nachgeben-
den Weltmarktpreisen für Rohöl herrührten. 
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Weltwirtschaft: Nach schwacher 
Entwicklung 2003 wieder lebhafteres
Wachstum 2004

Die Weltwirtschaft hat sich im ersten Halbjahr 2003 schwach
entwickelt. Dämpfend wirkten die Irak-Krise, die zwischen-
zeitlich kräftig gestiegenen Ölpreise und der Ausbruch der
Lungenkrankheit SARS. Im weiteren Verlauf dieses Jahres
ist indes eine Wende zum Besseren und im Jahr 2004 eine
Erholung zu erwarten. Denn die retardierenden Momente
fallen nun weg, und das Vertrauen von Konsumenten und
Investoren wird gestärkt. Damit kann die überall deutlich ex-
pansive Geldpolitik ihre stimulierende Wirkung stärker ent-
falten, was die Finanzierungsmöglichkeiten verbessert und
die weitere Aufwärtsentwicklung der Aktienkurse unterstützt.
Zudem dürften die Erdölpreise noch weiter sinken, und der
Euro-Dollar-Kurs steigt noch etwas. 

USA: Konjunkturpolitik zeigt Wirkung

Nach der Rezession im IT-Bereich und dem Schock des
11. September ist es im Jahr 2002 in den USA zu einer spür-
baren Erholung gekommen. Die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion legte mit 2,4% deutlich zu. Getragen wurde die
Entwicklung von dem durch kräftige Steuersenkungen an-
geheizten privaten Konsum und vom privaten Wohnungs-
bau. Insgesamt gingen die Bruttoanlageinvestitionen jedoch
zurück, da die gewerblichen Investitionen angesichts gering
ausgelasteter Kapazitäten weiter rückläufig waren. Die staat-
lichen Konsumausgaben wurden im Zuge des »Kriegs ge-
gen den Terrorismus« deutlich ausgeweitet. In der Handels-
und Dienstleistungsbilanz war erneut ein Negativsaldo zu
verzeichnen; die Leistungsbilanz war im elften Jahr in Fol-
ge defizitär. Das moderate gesamtwirtschaftliche Wachstum

ging mit erheblichen Produktivitätsfortschritten einher, was
die Arbeitslosenquote zum Jahresende auf 5,9% hoch-
schnellen ließ. Die zurückhaltende Lohnentwicklung nahm
zusätzlich Druck von den Verbraucherpreisen, die lediglich
um 1,6% stiegen.

Die Wirtschaftspolitik in den USA ist im Prognosezeitraum
stark expansiv ausgerichtet. Die bereits im Jahr 2001 ein-
geleiteten umfangreichen Steuerentlastungen fördern weiter-
hin die Konjunktur. Im Jahr 2003 stimulieren zusätzlich der
Nachtragshaushalt für die Kriegsausgaben (mit einem Vo-
lumen von 79 Mrd. US-Dollar) und das jüngst verabschie-
dete Steuersenkungspaket (Entlastungen im Fiskaljahr 2003:
50 Mrd. US-Dollar; im Jahr 2004: 135 Mrd. US-Dollar). Das
Defizit des Bundeshaushalts in Relation zum BIP wird des-
halb in diesem Jahr bei 41/2% und im nächsten Jahr bei 4%
liegen. Auch die Geldpolitik bleibt zunächst expansiv; erst
im Jahr 2004 ist mit einer leichten Leitzinserhöhung zu rech-
nen. Der Lohnanstieg bleibt moderat, da die Gewerkschaf-
ten zur Erhaltung von Arbeitsplätzen zu Lohnkonzessionen
bereit sein dürften. 

Im Jahr 2003 wird das Bruttoinlandsprodukt um 21/4% stei-
gen (vgl. Abb. 2). Der steuerlich stark angestoßene private
Verbrauch leistet hierzu den größten Beitrag. Trotz trüber Ar-
beitsmarktlage zeichnet sich ein Wiedererstarken des Ver-
brauchervertrauens ab. Die Bruttoanlageinvestitionen wer-
den vorerst hingegen nur schwach zunehmen, da sich die
Unternehmen zunächst noch abwartend verhalten. Der
Staatsverbrauch wird – wegen der Kriegskosten und der
Aufwendungen für den »Heimatschutz« – nochmals ausge-
weitet; allerdings weniger stark als im Vorjahr. Die Exporte
gewinnen im Gefolge der weltweiten Konjunkturerholung
und der bisherigen Dollarabwertung an Fahrt. Aber auch die
Importe steigen kräftig, so dass sich erneut ein negativer
Außenbeitrag ergibt. Am Arbeitsmarkt kann erst zum Jah-

resende mit einer Wende gerechnet werden.
Aufgrund des vorübergehenden Ölpreisan-
stiegs wird der Anstieg der Lebenshal-
tungskosten im Jahresdurchschnitt 2,2% be-
tragen.

Im Jahr 2004 beschleunigt sich das Wirt-
schaftswachstum; die gesamtwirtschaftliche
Produktion dürfte um 31/4% steigen. Der pri-
vate Konsum wird weiter zügig expandieren.
Auch die Bruttoanlageinvestitionen werden
kräftig ausgedehnt. Der Anstieg der Staats-
ausgaben flacht sich hingegen ab. Der Ab-
bau der Arbeitslosigkeit wird voraussichtlich
nur langsam vorankommen. Dementspre-
chend wird die Arbeitslosenquote nur we-
nig sinken; im Jahresdurchschnitt 2004 dürf-
te sie bei 5,8% liegen. Der Anstieg der Ver-
braucherpreise wird mit 2% nahezu unver-
ändert bleiben.
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Japan: Konjunktur ohne Schwung

In Japan hat die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion, die nach der Rezession des Jahres
2001 wieder in Fahrt gekommen war, im Jah-
resdurchschnitt 2002 aufgrund des merk-
lichen Unterhangs kaum zugenommen. Die
Ausfuhr expandierte außerordentlich kräf-
tig, stimuliert durch die lebhafte Nachfrage
aus Asien und der realen Abwertung des Yen
(im Vorjahr). Die Ertragslage der Unterneh-
men blieb allerdings gedrückt, und die nach
wie vor mit enormem Wertberichtigungsbe-
darf kämpfenden Banken verfuhren bei der
Kreditvergabe sehr restriktiv. Die Bruttoan-
lageinvestitionen wurden daher auf breiter
Front deutlich zurückgenommen. Die Ver-
braucherpreise sanken im vierten Jahr in Fol-
ge (– 0,9%).

Die Wirtschaftspolitik dürfte in diesem wie im nächsten Jahr
leicht expansiv ausgerichtet sein. Die japanische Notenbank
setzt ihre Nullzinspolitik fort, unterstützt durch eine reichli-
che Liquiditätsversorgung. Wenn schon keine Abwertung
gelingt, so dürfte sie den Wechselkurs des Yen zum US-Dol-
lar zumindest stabil halten. Die Finanzpolitik hat angesichts
des Konsolidierungszwangs nur geringe Spielräume. Von
dem Steuerreformpaket (mit einem Entlastungsvolumen in
Höhe von 14 Mrd. r) gehen nur geringe Investitionsanrei-
ze aus. Zur Stützung des Bankensektors und zur Restruk-
turierung der Wirtschaft werden weiterhin umfangreiche Mittel
bereitgestellt. Insgesamt wird das öffentliche Finanzie-
rungsdefizit nur geringfügig abgebaut, so dass der Schul-
denstand bis Ende 2004 auf über 150% des Bruttoin-
landsprodukts steigt.

Für das zweite Quartal 2003 deuten die vorliegenden Kon-
junkturdaten auf einen leichten Rückgang der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion hin. Eine Belebung ist erst im
zweiten Halbjahr im Zuge der weltweiten Erholung, vor
allem einem Anziehen der Konjunktur in den asiatischen
Schwellenländern und in den USA zu erwarten. Im Jah-
resdurchschnitt 2003 wird das Bruttoinlandsprodukt um
etwa 1% expandieren (vgl. Abb. 3). Die Bruttoanlagein-
vestitionen werden noch weiter sinken, dank günstigerer
Gewinnentwicklung und verbesserter Exportperspektiven
jedoch verlangsamt. Aufgrund der Konsolidierungsbe-
mühungen steigt der öffentliche Verbrauch nur schwach.
Getragen von dem weltwirtschaftlichen Umfeld wird der
Außenbeitrag erneut zunehmen; der Leistungsbilanz-
überschuss dürfte auf rund 4% des Bruttoinlandsprodukts
steigen. Die Verbraucherpreise gehen erneut zurück
(– 0,8%). 

Im Jahr 2004 dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion
mit 11/4% nur leicht beschleunigt zunehmen, da der welt-

wirtschaftliche Aufschwung erst mit erheblicher Verzöge-
rung auf die Binnennachfrage durchwirken wird. Insbeson-
dere der private Konsum kommt aufgrund der trüben Ar-
beitsmarktlage und der Erhöhung einzelner Verbrauchs-
steuern zum Erliegen. Auch die Bruttoinvestitionen stag-
nieren, weil die öffentliche Hand ihre Investitionen noch stär-
ker als bisher zurückfährt. Der öffentliche Verbrauch dürfte
hingegen im vorjährigen Tempo ausgeweitet werden. Der
Export steigt durch den Nachfragesog aus Nordamerika
und Südostasien kräftig, während die Importe im Schatten
der schleppenden Konjunkturerholung nur langsam zu-
nehmen. Das Sinken des Verbraucherpreisniveaus setzt
sich fort.

Ostasiatische Schwellenländer: Unterbrochener
Aufschwung

Die Wirtschaft in den ostasiatischen Schwellenländern hat
– nach einer ausgeprägten Schwächephase – ab Anfang
2002 sehr kräftig expandiert. Entscheidend war der Ex-
portboom, vor allem in die Hauptabnehmerländer Japan und
USA. Mit dem Stocken der weltwirtschaftlichen Erholung
ließ die Auslandsnachfrage jedoch deutlich nach. Obwohl
die Inlandsnachfrage, kräftig angeregt von der Wirtschafts-
politik, meist erheblich anzog, nahm die konjunkturelle Dy-
namik insgesamt ab. Der Preisauftrieb verlangsamte sich
weiter und war insgesamt moderat.

Die Abschwächung des Wirtschaftswachstums hat sich
im laufenden Jahr zunächst fortgesetzt. Neben der flauen
Weltkonjunktur wirkte die temporäre Verteuerung des Erd-
öls und vor allem die Lungenkrankheit SARS bremsend. Zu-
dem ist die Wirtschaftspolitik wegen aufkommender Infla-
tionsrisiken und deutlich gestiegener Haushaltsdefizite nicht
mehr ganz so expansiv ausgerichtet wie zuvor. Aber die
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retardierenden Einflüsse schwinden bereits ab der Jahres-
mitte. Zudem intervenieren verschiedene Zentralbanken
an den Devisenmärkten, um die Aufwertung ihrer Währun-
gen gegenüber dem US-Dollar zu bremsen. Die Wirt-
schaftsentwicklung dürfte im Einzelnen jedoch sehr unter-
schiedlich sein: Während Hongkong, Singapur und Süd-
korea eine Rezession durchliefen und Taiwan in einem deut-
lichen Wirtschaftsabschwung steckt (dieser ist wesentlich
durch massive Produktionsverlagerungen auf das chinesi-
sche Festland, also strukturell bedingt), zeigt sich die Kon-
junktur in Indonesien, Malaysia, auf den Philippinen und in
Thailand relativ robust. Die Inflation bleibt insgesamt mäßig.
Zusammengenommen dürfte das Bruttoinlandsprodukt der
ost- und südostasiatischen Schwellenländer (ohne China)
im Jahr 2003 um 31/2% expandieren. China selbst bleibt
– trotz SARS-bedingter Einbußen – mit einer Wachstums-
rate von erneut über 7% klarer Konjunkturmotor im asiati-
schen Raum. 

Im Jahre 2004 dürfte das reale Bruttoinlandsprodukt in der
Region um reichlich 4% ausgeweitet werden. Nach langer
Flaute ist mit einer spürbar steigenden Nachfrage nach IT-
Produkten zu rechnen. Ausschlaggebend für die konjunk-
turelle Entwicklung sind die deutlich anziehenden Lieferun-
gen nach Japan, den USA und nach China, das sein hohes
Wachstumstempo ungebrochen beibehalten dürfte. Die In-
landsnachfrage verläuft dagegen recht unterschiedlich. Wäh-
rend sie im Zuge der Ausfuhrsteigerung in Singapur und
Südkorea wieder anzieht, dürfte der Konsum in den ande-
ren Ländern langsamer ausgeweitet werden. In Hongkong
leidet die Konjunktur weiter unter der Abwanderung von Pro-
duktion zur VR China, fallenden Immobilienpreisen und
schwindender Kaufkraft der privaten Haushalte. Die Ver-
braucherpreise erhöhen sich etwas rascher als im Jahr 2003,
wenngleich meist immer noch mäßig.

Lateinamerika: Spürbare Erholung erst ab 2004

Im Jahre 2002 sind Nachfrage und Produktion leicht zu-
rückgegangen. Finanzkrisen, beträchtliche Kapitalabflüsse,
Währungsabwertungen, teilweise sehr hohe Inflationsra-
ten und Zinsen, steigende Arbeitslosigkeit und politische
Unsicherheiten bestimmten die Entwicklung. In Brasilien
und Mexiko wies die Konjunktur nur mäßig aufwärts, wäh-
rend Argentinien in eine tiefe Krise geriet und Venezuela
sowie einige kleinere Volkswirtschaften in der Rezession
steckten.

Für das laufende Jahr zeichnet sich ein wiederum unein-
heitliches Bild ab. Mexiko hat nach wie vor mit den gerings-
ten Problemen zu kämpfen, da die Wirtschaft infolge der
äußerst hohen Abhängigkeit von den USA im Schlepptau
der dortigen Konjunkturerholung wächst. Entscheidend ist

jedoch die deutlich zum Besseren gewendete Lage in Bra-
silien. Die neue Regierung da Silva steuert einen auf haus-
halts- und geldpolitische Disziplin angelegten Kurs unter Ver-
meidung sozialpolitischer Experimente. Auslandskapital kehrt
zurück, der Wechselkurs des Real erholt sich, und das Leis-
tungsbilanzdefizit sinkt dank steigender Exporte. Argenti-
nien hat zwar das Schlimmste überstanden, die Krise ist
aber noch nicht überwunden. Demgegenüber ist in Vene-
zuela noch kein Ende der Rezession abzusehen. Auch ei-
nige andere kleinere Länder – z.B. Peru – stecken nach wie
vor in erheblichen Schwierigkeiten. Insgesamt dürfte in La-
teinamerika das Bruttoinlandsprodukt um 11/4% expan-
dieren.

Mit der Festigung des weltwirtschaftlichen Aufschwungs
im Laufe des Jahres 2004 ist auch eine Besserung der Kon-
junktur zu erwarten. Die gesamtwirtschaftliche Produktion
dürfte um etwa 3% zunehmen, wobei die Entwicklung im
Wesentlichen von den drei großen Ländern geprägt ist. Am
günstigsten wird die Lage in Mexiko sein. In Brasilien festi-
gen politische Stabilität, wirtschaftspolitische Berechen-
barkeit und außenwirtschaftliche Besserung allmählich das
Vertrauen, so dass auch das Investitionsklima langsam güns-
tiger wird. Argentinien profitiert von der brasilianischen Kon-
junktur ebenso wie vom weltwirtschaftlichen Aufschwung,
begünstigt durch den stark abgewerteten Peso. Demge-
genüber bleibt die Lage in Venezuela und in einigen kleine-
ren Ländern unberechenbar und ohne Indizien für eine nen-
nenswerte Besserung.

Mitteleuropa: Wirtschaftswachstum leicht 
beschleunigt

Die Wirtschaft in den Transformationsländern Mitteleuro-
pas und des Baltikums wuchs im vergangenen Jahr zwar
weiter deutlich, doch ließ der Schwung trotz erheblich ge-
lockerter Geldpolitik und verschiedentlich expansiver Fi-
nanzpolitik nach. Maßgeblich hierfür war vor allem die lang-
samer steigende Ausfuhr als Folge des schwachen Wirt-
schaftswachstums beim Haupthandelspartner Westeuro-
pa und der vielfach überbewerteten Währungen. Das Brut-
toinlandsprodukt expandierte um 21/2%, nach 23/4% im Jah-
re 2001. Die Inlandsnachfrage erhöhte sich lebhaft. Der Preis-
auftrieb ließ erheblich nach, da die Nahrungsmittelpreise
infolge guter Ernten sanken und Importe billiger wurden. Ins-
gesamt stiegen die Verbraucherpreise um 43/4%, doch war
die Streuung um diesen Mittelwert beträchtlich. Auf dem Ar-
beitsmarkt besserte sich die Lage kaum. Die zusammen-
gefasste Leistungsbilanz wies einen gegenüber 2001 kräf-
tig erhöhten Passivsaldo aus.

Im Prognosezeitraum wird die Konjunktur weiter stimuliert,
wenngleich mit abnehmender Intensität. Die Geldpolitik bleibt

17



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  13/2003 –  56.  Jahrgang

deutlich expansiv ausgerichtet, da weitere Leitzinssenkun-
gen bei fortgesetzter Stabilisierung des Preisniveaus und
verschiedentlich immer noch überhöhten Wechselkursen
wahrscheinlich sind. Die Lohnpolitik ist weiter expansiv. Dem-
gegenüber schwenkt die Finanzpolitik im laufenden Jahr auf
eine annähernd neutrale, im nächsten Jahr sogar auf eine
restriktive Linie ein. Allerdings gehen die in einigen Ländern
beträchtlichen Finanzierungsdefizite der öffentlichen Hand
nur langsam zurück. 

Im Jahr 2003 ist eine schwache Beschleunigung von
Nachfrage und Produktion zu erwarten; das Brutto-
inlandsprodukt dürfte sich um 23/4% erhöhen. Von dem
im Jahr 2004 erfolgenden Beitritt von acht mitteleuro-
päischen und baltischen Ländern zur EU sind zusätzli-
che Impulse kaum zu erwarten. Denn die Integration der
Gütermärkte ist bereits weit gediehen, und seit längerem
ist der EU-Beitritt in den Planungen der Investoren ent-
halten. Die Binnennachfrage bleibt im laufenden Jahr das
weitaus wichtigste Standbein der Konjunktur. Der priva-
te Konsum legt, stimuliert vom kräftigen Reallohnzuwachs
und sinkenden Zinsen, erneut schwungvoll zu, zumal die
Beschäftigung etwas steigt. Die Bau- und Ausrüstungs-
investitionen dürften lebhaft ausgeweitet werden, nicht zu-
letzt weil in Polen die zweijährige Investitionsrezession
überwunden wird. Die Expansion der Ausfuhr beschleu-
nigt sich nur allmählich. Zwar hat der interregionale Aus-
tausch inzwischen eine beträchtliche Größenordnung er-
reicht und floriert nach wie vor lebhaft. Aber die Erholung
in Westeuropa kommt nur schleppend voran, und die Ab-
wertung des US-Dollar verschlechtert die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit. Die Verbraucherpreise werden mit et-
wa 4% verlangsamt steigen, nicht zuletzt aufgrund des
zunehmenden Wettbewerbs. Die Lage auf dem Arbeits-
markt bessert sich nur wenig; die Produktivitätsfortschritte
entsprechen in etwa dem Wirtschaftswachstum. Die Ar-
beitslosenquote verharrt bei 14%.

Im Jahr 2004 ist mit einer etwas stärkeren konjunkturellen
Beschleunigung zu rechnen, obwohl die Anstöße seitens
der Wirtschaftspolitik nur noch schwach sein werden. Das
reale Bruttoinlandsprodukt expandiert um 31/4%, wobei
nun der Export im Gefolge der günstigeren Konjunktur in
Westeuropa die stärkste Dynamik entfaltet. Der private Kon-
sum wird etwa im bisherigen Tempo ausgeweitet, neben
kräftig steigenden Reallöhnen und gesunkenen Zinsen nun
auch stimuliert durch eine spürbare Besserung der Lage
auf dem Arbeitsmarkt. Die Bruttoanlageinvestitionen ge-
winnen auf breiter Front an Dynamik. Denn die Kapazi-
tätsauslastung nimmt zu, Finanzierungskosten sowie Ab-
satz- und Ertragserwartungen sind günstig, und die At-
traktivität für ausländische Investoren dürfte alles in allem
beträchtlich bleiben. Die Konsumentenpreise werden vor-
aussichtlich um knapp 4% steigen. Die Arbeitslosenquo-
te fällt auf rund 13%.   

Westeuropa

Aktuelle Lage: Bei flauer Konjunktur 
verlangsamter Preisauftrieb 

Nachdem die europäische Wirtschaft Ende 2001 knapp an
einer Rezession vorbeigeschrammt war, beschleunigte sich
das Wirtschaftswachstum im ersten Halbjahr 2002 wieder.
Dem folgte eine neuerliche Verlangsamung aufgrund der
weltwirtschaftlichen Abschwächung, die den Export wäh-
rend des zweiten Halbjahrs annähernd stagnieren ließ; da
der Import gegenüber 2001 nicht zunahm und die Terms of
Trade günstiger wurden, erhöhte sich das Aktivum der Leis-
tungsbilanz auf 3/4% des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die
Ausfuhr ist mit 1,1% stärker gestiegen als die Inlandsnach-
frage (+ 3/4%). Diese nahm im Verlauf nur sehr schleppend
zu, obwohl die Wirtschaftspolitik Impulse gab. Von der Geld-
politik kamen deutliche Anstöße. Die Lohnpolitik stimulierte
zwar den privaten Konsum durch stärker steigende Real-
löhne, indem sie auf die unerwartet hohen Preissteigerun-
gen von 2001 und Anfang 2002 reagierte. Aber die flaue
Konjunkturentwicklung blieb unberücksichtigt, so dass auch
die Lohnstückkosten deutlich anzogen. Dadurch wurden In-
vestitionsklima und preisliche Wettbewerbsfähigkeit beein-
trächtigt. Letztere ist aber immer noch nicht schlecht, da der
US-Dollar trotz der seit März 2002 zu beobachtenden Auf-
wertung des Euro unterbewertet blieb und einige der mittel-
und osteuropäischen Währungen gegenüber dem Euro hö-
her bewertet wurden. Die Finanzpolitik war demgegenüber
etwa neutral ausgerichtet. Der aggregierte Fehlbetrag der
öffentlichen Haushalte stieg auf 13/4% des BIP, bedingt durch
das konjunkturbedingte Wirken der automatischen Stabili-
satoren. Dabei wurde in Frankreich und in Deutschland das
vom Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt gesetzte
Limit von 3% des BIP überschritten. Die anderen Länder
blieben deutlich unter dieser Marke oder verzeichneten Über-
schüsse. Von den großen Nachfrageaggregaten wies der
öffentliche Verbrauch mit 23/4% die höchste Expansionsra-
te aus. Der private Konsum (+ 11/2%) nahm deutlich lang-
samer zu als im Vorjahr, bedingt durch die laufende Ver-
schlechterung der Lage auf dem Arbeitsmarkt. Die Be-
schäftigung nahm seit der Jahresmitte ab, während die Ar-
beitslosenquote stieg. Sie lag im Jahresdurchschnitt mit
8,3% etwas höher als 2001. Retardierend auf das Wirt-
schaftswachstum wirkte vor allem die Rezession der Brut-
toanlageinvestitionen. Sinkende Kapazitätsauslastung, ver-
schlechterte Ertragslage, ungünstiger werdende Absatz-
und Ertragserwartungen ließen diese um 21/2% zurückge-
hen. Etwa doppelt so stark brachen die Ausrüstungsinves-
titionen ein, während sich die Rezession der Bauinvestitio-
nen verlangsamt fortsetzte. 

Die Konsumentenpreise in Westeuropa lagen im Jahres-
durchschnitt 2002 um 2,1% über dem Niveau von 2001.
Im Euroraum stieg der harmonisierte Verbraucherpreisindex
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(HVPI-EWU) im gleichen Zeitraum um 2,5% (vgl. Abb. 4); der
Preisauftrieb war damit etwas höher als die von der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) als mit Preisniveaustabilität ver-
einbar betrachtete Grenze von unter 2%. Im Mai 2003 ist
die Inflationsrate nach ersten Schätzungen von Eurostat
mit 1,9% zum ersten Mal seit Juni vergangenen Jahres wie-
der unter diese Marke gefallen. Die um die besonders vola-
tilen Preiskomponenten, nämlich Energie und unverarbei-
tete Nahrungsmittel, bereinigte Inflationsrate, die der Ap-
proximation des eigentlichen Preistrends (Kerninflation) dient,
betrug im April noch 2,2%. Wesentliche Ursachen für die
günstige Entwicklung der letzten Monate waren die Ver-
langsamung des Preisauftriebs im Dienstleistungssektor so-
wie bei Industriegütern ohne Energie. 

Geldpolitik expansiv ausgerichtet 

Die Geldpolitik in Westeuropa und auch für
den Euroraum ist gegenwärtig deutlich ex-
pansiv ausgerichtet. Die Europäische Zent-
ralbank (EZB) hat ihre Zinssenkungspolitik
in diesem Jahr fortgesetzt und die Leitzinsen
in zwei Zinsschritten im März und im Juni ins-
gesamt um weitere 75 Basispunkte auf ein
historisch niedriges Niveau von 2% gesenkt.
Die Dreimonatszinsen befinden sich nominal
mit etwa 2,1% und real im Bereich von null
gegenwärtig auf sehr niedrigem Niveau. An-
gesichts der Leitzinsentwicklung sowie des
sich weiter verschlechternden konjunkturel-
len Umfelds sind auch die Kapitalmarktzin-
sen im Euroraum gemessen an den Rendi-
ten 10-jähriger Staatsanleihen in den letzten
Monaten weiter deutlich gesunken. Sie la-
gen Ende Mai bei 3,8% nominal und etwa

2% real. Der konjunkturstimulierenden Zins-
entwicklung im Euroraum steht die Ver-
schlechterung der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Unterneh-
men angesichts der deutlichen Aufwertung
des Euro gegenüber. 

Auch für Deutschland ist die Geldpolitik der
EZB derzeit als expansiv einzuschätzen, je-
doch in geringerem Ausmaß als für den Eu-
roraum insgesamt. Angesichts des geringe-
ren Preisauftriebs dürften in Deutschland so-
wohl die kurzfristigen als auch die langfristi-
gen Realzinsen etwas höher liegen als im Eu-
roraum. Dagegen hat sich die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Unterneh-
men aufgrund des unterdurchschnittlichen
Preisanstiegs in geringerem Ausmaß ver-
schlechtert als im Euroraum.

Die Geldmenge M3 ist im Euroraum in den vergangenen Mo-
naten weiterhin stark gestiegen. So lagen sowohl die Jah-
reswachstumsrate von M3 mit 8,7% als auch der zentrier-
te gleitende Dreimonatsdurchschnitt mit 8,2% im April wie
bereits seit Mitte 2001 deutlich über dem Referenzwert von
4,5%. Dagegen entwickelte sich die Kreditvergabe an den
privaten Sektor angesichts der aktuellen Konjunkturlage
weiterhin moderat. Die Jahreswachstumsrate der Buch-
kredite an den privaten Sektor betrug im April 4,6%. Auch
die Wachstumsrate der längerfristigen finanziellen Verbind-
lichkeiten entwickelt sich weiterhin schwach. Diese Ent-
wicklungen deuten darauf hin, dass es angesichts der ho-
hen Unsicherheiten an den Finanzmärkten sowie des nied-
rigen Zinsniveaus der Geldhaltung seit einiger Zeit zu Port-
folioumschichtungen zugunsten sichererer und liquiderer in
M3 enthaltener Anlageformen gekommen ist. All dies spricht
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dafür, dass die starke Ausweitung von M3 die nachfrage-
wirksame Geldhaltung gegenwärtig überzeichnet. 

Insgesamt betrachtet gehen von den monetären Rahmen-
bedingungen gegenwärtig weiterhin positive Impulse auf die
Konjunktur aus. Diese Einschätzung wird auch durch den
Indikator der monetären Bedingungen2 gestützt, der von der
Veränderung des realen Euro-Wechselkurses und der Ent-
wicklung der Realzinsen bestimmt wird (vgl. Abb. 5).

Finanzpolitik schwenkt auf neutralen Kurs –
Lohnpolitik findet gemäßigtere Linie

Die Finanzpolitik bleibt in fast allen westeuropäischen Län-
dern um eine Konsolidierung der öffentlichen Finanzen be-
müht, die vor allem durch weiter steigende Fehlbeträge der
hochdefizitären Sozialversicherungssysteme zunehmend be-
lastet werden; eine wesentliche Ausnahme bildet Großbri-

tannien, wo eine expansive Finanzpolitik zur Verbesserung
der vielfach maroden öffentlichen Infrastruktur betrieben wird.
Allerdings werden die Konsolidierungsziele in den meisten
Fällen verfehlt. Denn das Wirtschaftswachstum fällt 2003
geringer aus als in den Haushaltsvoranschlägen unterstellt.
Die hieraus resultierenden Mehrausgaben und Minderein-
nahmen werden meist hingenommen. Das geschieht auch
in Frankreich, wo kaum etwas getan wird, um den weiteren
Anstieg des Fehlbetrages zu verhindern, obwohl dieser be-
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  Kasten
  Zur Revision der geldpolitischen Strategie der EZB

Ende 1998 hatte die Europäische Zentralbank (EZB) ihre bisherige geldpolitische Strategie spezifiziert. Diese sollte den Unsicher-
heiten über die Wirtschaftsprozesse im Euroraum im Allgemeinen und dem Transmissionsmechanismus der einheitlichen Geldpolitik
im Speziellen Rechnung tragen. Die Strategie umfasste drei Hauptelemente. Sie bestand erstens aus einer quantitativen Definition
des vorrangigen Ziels der EZB, der Preisniveaustabilität. Diese wurde als ein Anstieg des Harmonisierten Verbraucherpreisindex
(HVPI) im Euroraum von mittelfristig unter 2% (gegenüber dem Vorjahr) definiert. Die weiteren Elemente der Strategie, die so ge-
nannten beiden Säulen, dienen der Erreichung dieses Ziels. In der ersten Säule wurde der Geldmenge eine herausragende Rolle
zugewiesen, was auf dem Ansatz basiert, dass Inflation mittel- bis langfristig ein monetäres Phänomen ist. Konkretisiert wird die
Säule durch die Ankündigung eines Referenzwertes für das Wachstum des breiten Geldmengenaggregats M3. Dieser wurde bislang
jährlich überprüft. Die zweite Säule ergänzt die erste durch die detaillierte Analyse einer Vielzahl ökonomischer und finanzieller Indi-
katoren, die Informationen über die kurz- bis mittelfristige Preisentwicklung und Risiken für die Preisniveaustabilität liefern.

Die im Mai 2003 vom EZB-Rat getroffenen Entscheidungen zur Änderung der geldpolitischen Strategie betreffen alle drei Elemente
der bisherigen Strategie. In Bezug auf die Preisniveaustabilität hat sich die EZB entschieden, die ursprüngliche Definition zwar
grundsätzlich beizubehalten, jedoch klarzustellen, dass hierunter ein mittelfristiger Anstieg des Preisniveaus von unter, aber nahe bei
2% zu verstehen ist. Diese Änderung hat im Wesentlichen zwei Konsequenzen. Sie stellt erstens eine wünschenswerte Präzisierung
des Inflationsziels dar. Mangels der Vorgabe einer konkreten Untergrenze für den mit Preisniveaustabilität vereinbaren Preisauftrieb
war die Spannweite eines impliziten Zielwertes für den mittelfristig angestrebten Preisauftrieb bislang relativ groß. Er hätte im
Extremfall grundsätzlich im Bereich von etwa 0,5 bis knapp unter 2% liegen können. Diese Spannweite verdeutlicht ferner, dass mit
der Präzisierung der Definition auf einen Preisauftrieb nahe 2% grundsätzlich auch eine Anhebung des impliziten Inflationsziels
verbunden sein könnte. Aus Sicht des ifo Instituts sprechen gewichtige Argumente sogar dafür, dass das implizite Inflationsziel der
EZB im Bereich von 21/2% liegen sollte. Dies würde die Gefahr deflationärer Tendenzen in EWU-Ländern mit strukturell unterdurch-
schnittlichem Preisauftrieb (Balassa-Samuelson-Effekt) verringern. Diese Überlegung ist für Deutschland besonders bedeutsam, da
es hier bei dem bisherigen EZB-Ziel von unter 2% mit die niedrigsten Inflationsraten im Euroraum gab. Des Weiteren gibt dieses
höhere Inflationsziel der Geldpolitik einen größeren Spielraum, auf adverse Schocks zu reagieren und die Realzinsen stärker zu
senken. Hinzu kommt, dass es bei asymmetrischen negativen Schocks wünschenswert sein kann, die Reallöhne in den betroffenen
Ländern rasch zu senken. Dies ist bei Vorliegen nominaler Rigiditäten durch das etwas höhere Inflationsziel einfacher zu erreichen.

Weiterhin hat die EZB die Kommunikation ihrer geldpolitischen Beschlüsse neu strukturiert. Künftig wird zunächst die Analyse der
kurz- bis mittelfristigen Risiken der Preisniveaustabilität (frühere zweite Säule) präsentiert, gefolgt von der monetären Analyse, die
eine Einschätzung der mittel- bis langfristigen Inflationsentwicklung (bisherige erste Säule) liefert. Die monetäre Analyse dient dabei
im Wesentlichen der Überprüfung der Ergebnisse der wirtschaftlichen Analyse. Durch diese Umstellung soll die komplementäre
Natur der beiden Säulen und die gegenseitige Überprüfung der Informationen zwischen den beiden Säulen, aus der das Gesamtbild
der Risiken für die Preisniveaustabilität gewonnen wird, verdeutlicht werden. Zudem wurde die jährliche Überprüfung des Referenz-
wertes für das Wachstum der Geldmenge M3 aufgegeben, mit dem Ziel, die längerfristige Ausrichtung des Referenzwertes her-
vorzuheben.

Die Umstellung der Reihenfolge der Säulen, die geänderten Formulierungen bei der monetären Analyse als auch die Abschaffung
der jährlichen Überprüfung des Referenzwertes sprechen dafür, dass die Bedeutung der monetären Analyse im Vergleich zur
anderen Säule, zumindest in der Kommunikation der geldpolitischen Entscheidungen, zurückgenommen wurde. Hintergrund dieser
Neubewertung dürfte die seit längerem zu beobachtende nachhaltige und starke Abweichung der Geldmenge M3 von ihrem
Referenzwert sein. Da der starke Anstieg von M3 wesentlich durch nicht nachfragewirksame Portfolioumschichtungen in Folge der
erheblichen Unsicherheiten an den Finanzmärkten verursacht wurde, spiegelten sich diese Abweichungen nicht entsprechend in
den Zinsbeschlüssen wider und erschwerten die Kommunikation der EZB. Aus diesen kurzfristigen Instabilitäten kann jedoch noch
nicht auf eine langfristige Instabilität der Geldnachfrage geschlossen werden. Insofern sollten wie bisher die Informationen der
monetären Analyse über die mittel- bis langfristigen Risiken für die Preisniveauentwicklung eingehend berücksichtigt werden.

2 Im Monetary Conditions Index (MCI) werden die Veränderungen der mo-
netären Rahmenbedingungen – gemessen an der gewichteten Summe
aus realen Wechselkurs- und Zinsbewegungen – in einem Indikator aus-
gedrückt: MCI = gwe * (weR – weR0) + gi * (iR – iR0). Mit weR wird der effekti-
ve reale Wechselkurs des Euro bezeichnet; mit iR der kurzfristige Realzins
(Zins für Dreimonatsgeld abzüglich Kerninflationsrate). Damit der norma-
lerweise weitaus volatilere reale Wechselkurs nicht die Gesamtbewegung
des MCI dominiert, wurden die Gewichtungskoeffizienten gwe und gi so
quantifiziert, dass die Variabilität der beiden Zeitreihen gleich groß ist. Das
Verhältnis der Gewichte von Realzins und realem effektiven Wechselkurs
des Euro beträgt hier 10:1. Vgl. W. Nierhaus, Zwei Indikatoren zur Beur-
teilung der Geldpolitik der EZB, ifo Schnelldienst 54 (5), 2001, S. 47–49.
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reits 2002 mit 3,1% des nominalen Bruttoinlandsprodukts
(BIP) die im Stabilitäts- und Wachstumspakt gezogene Gren-
ze von 3% des BIP überschritten und eine Abmahnung der
EU-Kommission induziert hatte. Verschiedentlich, etwa in
Deutschland (wegen des die 3-%-Marke spürbar über-
schreitenden Defizits von der EU-Kommission ebenfalls ver-
warnt) und in den Niederlanden sucht man den dadurch ver-
ursachten Anstieg des Budgetdefizits durch Abstriche bei den
Ausgabenansätzen, oder wie in Italien, durch finanzpolitische
Akrobatik (u.a. neuerliche Amnestie für Steuerhinterzieher und
vermutlich mit EU-Richtlinien nicht kompatible Ausgliede-
rungen öffentlicher Dienste) zu begrenzen. Verschiedentlich
kam es auch zu Steuer- und Abgabenerhöhungen. Steuer-
und Abgabenerleichterungen gibt es nur mehr vereinzelt. Die
aggregierten Salden der öffentlichen Haushalte dürften 2003
ein Minus in der Größenordnung von 21/2% des BIP auswei-
sen, nach 13/4% im vergangenen Jahr. 2004 ist infolge güns-
tigerer Konjunktur und zunehmend greifender Sparmaßnah-
men ein Rückgang auf 21/4% zu erwarten.

Die Lohnpolitik fand 2003 unter dem Eindruck der fortge-
setzten Verschlechterung auf dem Arbeitsmarkt und des
schwächer werdenden Preisauftriebs in mehreren, meist klei-
neren Ländern wieder zu einer gemäßigteren Linie zurück.
In anderen Fällen, namentlich in Großbritannien, Italien und
Deutschland, steigen die Arbeitsentgelte jedoch stärker als
2002. Bei weiter sinkender Lohndrift dürften die Arbeits-
entgelte 2003 je Beschäftigten um 31/4% und 2004 um ca.
3% steigen.

Ausblick: 2003 konjunkturell schwach; 
2004 mehr Dynamik

Nachfrage und Produktion in Westeuropa bewegen sich
bis in den Sommer 2003 hinein weiter im Kriechgang. Hier-
auf deuten die Klimaindikatoren hin, die aller-
dings auch ein Ende der Verschlechterung
signalisieren. Zunächst haben vor allem kräf-
tig gestiegene Ölpreise sowie die Unsicher-
heiten im Vorfeld des Irak-Konflikts retardie-
rend gewirkt. Als letzterer im April beendet
war und Öl wieder billiger wurde, blieb der
erwartete Stimmungsumschwung aus. Die-
se Enttäuschung belastet vorderhand die
Entwicklung. Hinzu addieren sich erhebli-
che Irritationen infolge der verschiedentlich
von Streiks begleiteten Diskussionen über
strukturelle Reformen. Und die überraschend
schnelle und starke Abwertung des US-Dol-
lar gegenüber dem Euro beunruhigt Teile der
Exportwirtschaft. Andererseits werden die
monetären Lockerungen sowie die weiter ge-
sunkenen Langfristzinsen zunehmend wirk-
sam, zumal die Aktienkurse wieder aufwärts
tendieren. 

Die Konjunktur gewinnt jedoch im zweiten Halbjahr 2003 nur
langsam an Schwung. Das Bruttoinlandsprodukt in West-
europa sowie im Euroraum dürfte im Jahresergebnis um 0,8
bzw. um 0,6% expandieren (vgl. Abb. 6). Nur wenig stärker
– und hierauf lässt das stark gedrückte Konsumklima schlie-
ßen – erhöht sich der private Konsum, obwohl die Reallöh-
ne rascher steigen als im vorigen Jahr. Dämpfend wirken die
weitere Verschlechterung auf dem Arbeitsmarkt und die
beabsichtigten Einschnitte in das soziale Netz. Auch wur-
den nur noch in wenigen Ländern Einkommensteuern ge-
senkt. Der Staatskonsum dürfte als Folge der überwiegend
angespannten Haushaltslage verlangsamt ausgeweitet wer-
den. Die Bruttoanlageinvestitionen gehen zunächst weiter
zurück, finden aber im späteren Verlauf des Jahres aus dem
Tief heraus. Das gilt aber erst ansatzweise für die Bauin-
vestitionen, wobei die niedrigen Zinsen stimulieren und sich
in Deutschland infolge eines Sondereffekts3 eine kräftige Zu-
nahme des Wohnungsneubaus abzeichnet. Die Ausrüs-
tungsinvestitionen beleben sich trotz weiter gesunkener Zin-
sen erst gegen Ende des Jahres wieder, da die niedrige
Kapazitätsauslastung sowie gedrückte Absatz- und Er-
tragserwartungen zunächst noch dämpfen. Rationalisie-
rungs- und Ersatzinvestitionen dominieren bei weitem. Be-
sonders bei IT-Ausrüstungen besteht nach der langjährigen
Flaute ein erhöhter Erneuerungsbedarf. Die Ausfuhr erholt
sich im Zuge der allmählich einsetzenden weltwirtschaft-
lichen Aufwärtsentwicklung, wenn auch gebremst durch die
Abwertung des US-Dollars. Die Importe dürften aber etwas
stärker steigen, so dass der Wachstumsimpuls des Außen-
beitrags bei null liegt. Der Überschuss der zusammenge-
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Abb. 6

3 Hier hat die Diskussion über eine mögliche Abschaffung der Eigenheim-
zulage dazu geführt, dass vielfach für die nächsten Jahre geplante Bau-
vorhaben vorgezogen werden, um auf jeden Fall noch in den Genuss der
vollen Förderung zu gelangen.
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fassten Leistungsbilanz geht bei noch-
mals verbesserten Terms of Trade et-
was zurück. 

Auf dem Arbeitsmarkt setzen sich Be-
schäftigungsrückgang und Anstieg der
Arbeitslosigkeit fort. Die Arbeitslosen-
quote in Westeuropa dürfte sich im Jah-
resdurchschnitt auf gut 9% erhöhen.
Nach der ölpreisbedingten Inflations-
beschleunigung zu Jahresbeginn stei-
gen die Konsumentenpreise in West-
europa und im Euroraum infolge nied-
rigerer Ölpreise und verbilligter Einfuh-
ren aus dem Dollarraum verlangsamt.
Sie werden das Niveau von 2002 um
13/4% übersteigen.

Im Jahre 2004 expandieren Nachfra-
ge und Produktion beschleunigt, ob-
wohl die Wirtschaftspolitik nicht mehr
stützt. Das Bruttoinlandsprodukt dürf-
te in Westeuropa um rund 2% und im Euroraum um 13/4%
wachsen. Zyklische Kräfte beginnen sich allmählich durch-
zusetzen und die Inlandsnachfrage zu stützen. Das gilt in
erster Linie für die Bruttoanlageinvestitionen, und hier ins-
besondere für die Ausrüstungsinvestitionen. Die langjäh-
rige Phase der Bilanzkonsolidierungen und Umstrukturie-
rungen im Unternehmenssektor läuft aus und trägt in Form
zunehmender Ertragskraft Früchte. Bei immer noch nied-
rigen, wiewohl im weiteren Jahresverlauf langsam stei-
genden, Kapitalmarktzinsen und aufwärts weisenden Ak-
tienkursen sind die Finanzierungsbedingungen günstig.
Zudem verbessern eine zunehmende Auslastung der Ka-
pazitäten sowie optimistischere Absatz- und Ertragser-
wartungen das Investitionsklima. Der Bedarf an Rationa-
lisierungs- und Ersatzinvestitionen ist immer noch sehr
hoch. Auch die Bauinvestitionen nehmen zu, wiewohl sehr
moderat, wesentlich gestützt durch den Wohnungsbau
und – gegen Ende des Jahres – vom gewerblich-indus-
triellen Bau. Infolge anhaltender Budgetrestriktionen
schwächt sich die Zunahme des öffentlichen Konsums er-
neut ab. Der private Konsum gewinnt etwas an Schwung,
auch weil im zweiten Halbjahr die Beschäftigung zuzu-
nehmen beginnt. Die Reallöhne steigen etwa im Ausmaß
des Vorjahres, verschiedentlich werden die Einkommen-
steuern gesenkt, und die verbesserten konjunkturellen Aus-
sichten lassen eine Verringerung der Sparquote erwarten.
Die Ausfuhr nimmt im Zuge des weltwirtschaftlichen Auf-
schwungs spürbar zu, auch weil die dämpfenden Wir-
kungen der diesjährigen Euro-Aufwertung allmählich nach-
lassen; die Erfahrung zeigt, dass für die Exportentwicklung
vor allem die Konjunktur im Ausland und erst in zweiter
Linie der Wechselkurs entscheidend ist. Der Import ex-
pandiert in etwa gleichem Tempo, so dass bei weiter ver-
besserten Terms of Trade in der zusammengefassten Leis-

tungsbilanz wiederum ein Überschuss in der Größenord-
nung von 3/4% des BIP resultiert. 

Auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich die Situation zu-
nächst noch etwas, doch setzt ab der Jahresmitte eine Bes-
serung ein. Die Arbeitslosenquote verharrt im Schnitt des
Jahres bei 9%. Der Preisanstieg verlangsamt sich noch et-
was, auch weil die stabilisierenden Effekte der Einfuhrprei-
se anhalten. Hinzu kommt, dass die Lohnstückkosten sin-
ken und der Aufschwung noch nicht kräftig genug ist, als
dass erhebliche Verbesserungen der Gewinnmargen mittels
Preiserhöhungen möglich wären. Im Jahresdurchschnitt
2004 liegen die Konsumentenpreise in Westeuropa und im
Euroraum um rund 11/2% über dem Niveau von 2003.  

Deutschland

Aktuelle Lage: Im ersten Halbjahr lediglich 
Stagnation

Im ersten Halbjahr 2003 hat die gesamtwirtschaftliche
Schwäche in Deutschland angehalten. Nachdem die ge-
samtwirtschaftliche Produktion im ersten Vierteljahr gegen-
über dem Vorquartal leicht gesunken ist, dürfte sie im zwei-
ten Quartal stagniert haben. Hier führte eine sinkende Nach-
frage, im Gefolge des starken Eurokursanstiegs insbeson-
dere aus dem Ausland, zu rückläufiger Fertigung in der In-
dustrie (vgl. Abb. 7), andererseits expandierte die Bauwirt-
schaft recht zügig, weil Produktion, die wegen des stren-
gen Winters zu Jahresbeginn ausfiel, nun nachgeholt wur-
de. Auch die Lage im Einzelhandel dürfte sich graduell ge-
bessert haben, weil die Kaufkraft der Verbraucher zuletzt zu-
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  Tab. 1
  Reales Bruttoinlandsprodukt in ausgewählten Regionen der Weltwirtschaft
  Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2001 2002 2003 2004

Industrieländer

USA 0,3 2,4 2,2 3,2

Japan 0,4 0,1 0,9 1,2

Euroraum 1,4 0,8 0,6 1,7

Schwellenländer

Mittel- und Osteuropa 2,7 2,5 2,7 3,2

Ostasien 1) 0,9 4,3 3,5 4,1

Lateinamerika 2) 0,0 -1,5 1,2 3,0
1) Gewichteter Durchschnitt aus: Hongkong, Singapur, Südkorea, Taiwan, Indone-
sien, Malaysia, Thailand, Philippinen. – 2) Gewichteter Durchschnitt aus: Brasilien,
Argentinien, Kolumbien, Venezuela, Chile; jeweils mit dem Bruttoinlandsprodukt
von 2001 in US-Dollar.

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts auf der Grundlage von Ursprungsdaten
nationaler Institutionen, der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds;
2003 und 2004 Prognose des ifo Instituts.
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nahm. Im Vorjahresvergleich dürfte das Bruttoinlandspro-
dukt im zweiten Quartal etwas zurückgegangen sein

(– 0,4%). Unter Berücksichtigung, dass we-
niger Arbeitstage als 2002 für die Produktion
zur Verfügung standen, ergab sich rechne-
risch ein Nullwachstum. 

Ausblick: Gesamtwirtschaftliche
Produktion kommt nur langsam in
Fahrt

Die allmähliche Besserung des internatio-
nalen konjunkturellen Umfelds und auch die
Meldungen der am ifo Konjunkturtest teil-
nehmenden Firmen über die Geschäftser-
wartungen in den kommenden Monaten las-
sen einen leichten Anstieg des realen Brut-
toinlandsprodukts im zweiten Halbjahr er-
warten. So war im Mai das Geschäftsklima
im verarbeitenden Gewerbe, das in Deutsch-
land der »Cycle-maker« ist, immerhin nicht

mehr ganz so kühl wie im April: zwar schätzten die Betrie-
be ihre aktuelle Situation erneut ungünstiger ein, ihre Skep-

sis bezüglich der weiteren Aussichten nahm
dagegen ab. Auch rechnen die befragten
Unternehmen wieder eher mit einer Belebung
der Auslandsnachfrage. 

Die Produktion der Industrie und auch der
Dienstleistungsunternehmen dürfte in der
zweiten Jahreshälfte 2003 etwas zunehmen,
und auch die Erholung im Handel wird an-
halten. Hierzu trägt auch die Verlängerung
der Ladenöffnungszeiten (auf 20 Uhr) an den
Samstagen bei. Das Baugewerbe wird so-
gar angeregt durch eine Sonderkonjunktur:
Der Ende 2002 angekündigte – aber letztlich
nicht verwirklichte – Wegfall der Eigenheim-
zulage hat zu stark steigenden Baugeneh-
migungen geführt, die nun produktionswirk-
sam werden. Die gesamte Wirtschaftsleis-
tung dürfte dennoch sowohl im Verlauf des
Jahres 2003 als auch im Jahresdurchschnitt
nur stagnieren (Nullwachstum; vgl. Abb. 9
und Tab. 2).

Im kommenden Jahr wird die Konjunktur von
Quartal zu Quartal wieder etwas stärker wer-
den. Insgesamt dürfte das reale Bruttoin-
landsprodukt im Verlauf des Jahres 2004 um
11/4% steigen. Dies entspricht etwa der
Trendwachstumsrate. Der konjunkturelle Tief-
punkt (gemessen an der Abweichung des
BIP vom Trend) wird erst im dritten Quartal
2004 durchschritten. Im Jahresdurchschnitt
beläuft sich die Steigerungsrate der ge-
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Abb. 7

•  Der Welthandel expandiert im laufenden Jahr um etwa 4% und im Jahr
2004 um 61/2%, nach 23/4% im vergangenen Jahr.

•  Der Ölpreis liegt im Jahresdurchschnitt 2003 bei 26 US-Dollar und im
Jahr 2004 bei 23 US-Dollar pro Barrel.

•  Der Wechselkurs des Euro gegenüber dem US-Dollar bewegt sich im
Prognosezeitraum in einer Spanne zwischen 1,15 und 1,30.

•  Die Europäische Zentralbank (EZB) senkt die Leitzinsen nochmals in der
zweiten Jahreshälfte um einen viertel Prozentpunkt. An den Aktien-
märkten steigen die Notierungen weiter; die Kapitalmarktzinsen ziehen
erst im Laufe von 2004 wieder deutlich an.

•  Die Tariflöhne in Deutschland erhöhen sich auf Stundenbasis im
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt im laufenden Jahr um 2,6% und im
kommenden Jahr um 2,3%.

•  Die Finanzpolitik in Deutschland ist im Prognosezeitraum restriktiv
ausgerichtet. Im Einzelnen wird von folgenden fiskalischen Maßnahmen
ausgegangen:
–  Die Einkommensteuer wird im Rahmen der zweiten Stufe der »S t e u - 

e r r e f o r m  20 0 0 «  i n  ei n e m  Vo l u m e n  vo n  6, 5  Mr d .  E u r o  g e s e n k t . 
–  Das Gesetz »Brücke zur Steuerehrlichkeit« (Amnestie für Schwarz-

geldsünder) führt durch Gelder, die nach Deutschland zurücktrans-
feriert werden, zu Steuereinnahmen in Höhe von 2 Mrd. Euro.

– Die Tabaksteuer wird in einem Volumen von 1 Mrd. Euro angehoben.
Diese Mehreinnahmen kommen als finanzielle Beteiligung des Bundes
an versicherungsfremde Leistungen den Gesetzlichen Krankenkassen
zugute.

– Im Rahmen der Reform der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
ergeben sich für die Kassen Einsparungen durch Leistungseinschrän-
kungen in einer Größenordnung von rund 4 Mrd. Euro. Zusätzliche
Einnahmen in Höhe von ca. 1,6 Mrd. Euro stammen aus Beiträgen,
die für Versorgungsbezüge und Arbeitseinkommen von Rentnern ab-
geführt werden müssen. Durch diese Maßnahmen sinkt der durch-
schnittliche GKV-Beitragssatz von 14,4 auf 14,0%.

– Die Arbeitgeber werden von den bisher paritätisch finanzierten Kosten
des Krankengelds in H ö h e  v o n  e t w a  7  M r d .  E u r o  e n t l a s t e t ;  e n t - 
s p r e c h e n d  s t e i g t  d i e  B e l a s t u n g  d e r  A r b e i t n e h m e r  d u r c h  e i n e 
v e r s i c h e r t e n b e z o g e n e  Finanzierung. Die Senkung der Abgaben der
Arbeitgeber in Höhe von rund 3,5 Mrd. Euro beläuft sich auf 71/2%
der Arbeitgeber-beiträge zur GKV; das entspricht rund 0,5 Prozent-
punkten des Bei-tragssatzes.

–  Der Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung wird ab
Januar 2004 von derzeit 19,5 auf 20,0% angehoben.

Kasten
Annahme der Prognose
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samtwirtschaftlichen Produktion auf 1,5%, hiervon ist aller-
dings reichlich 1/2 Prozentpunkt auf die ungewöhnlich gro-
ße Zahl von Arbeitstagen (vgl. Kasten: Zum Kalendereffekt)
zurückzuführen. Bei sich bessernder Weltkonjunktur wird
die Nachfrage aus dem Ausland Impulse geben, aber auch
die zunehmende inländische Investitionstätigkeit wird die In-
dustrieproduktion kräftig anregen, andererseits dürfte an-
gesichts verstärkter Sparanstrengungen des Staates die
Wertschöpfung der öffentlichen und privaten Dienstleister

vermutlich stagnieren. Nach vorübergehen-
der Verbesserung im Jahr 2003 wird die Bau-
konjunktur wieder abwärts gerichtet sein.

Exporte mit geringer Dynamik

Die Entwicklung im deutschen Außenhandel
erwies sich im ersten Quartal 2003 vor dem
Hintergrund der Euro-Aufwertung im letz-
ten Jahr und der geopolitischen Risiken zu
Beginn dieses Jahres noch als relativ robust.
Die realen Warenexporte stiegen saisonbe-
reinigt im Vergleich zum Vorquartal um 0,4%. 

Bedeutend für die zukünftigen Exportaus-
sichten deutscher Unternehmen ist neben
der Preis- und Wechselkursentwicklung (vgl.
Kasten: Aufwertung des Euro und preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit) vor allem die kon-
junkturelle Entwicklung bei den wichtigsten
Handelspartnern. Insbesondere für die EU-
Länder wird hier für 2003 lediglich eine
schwache Konjunkturerholung erwartet, so
dass von ihnen vorerst keine kräftige Nach-
frage nach deutschen Waren ausgehen wird.

Stützende Impulse werden jedoch weiterhin von den mittel-
und osteuropäischen Ländern, den ostasiatischen Schwel-
lenländern sowie den Reformländern China und Russland
erwartet. Für die USA wird mit einer anziehenden Konjunk-
tur gerechnet, von der allerdings aufgrund der jüngsten
Wechselkursanpassung vorerst nur gedämpfte Nachfra-
geeffekte ausgehen werden. Eine grundsätzliche Verbes-
serung der weltwirtschaftlichen Entwicklung und eine deut-

liche Ausweitung des Welthandelsvolumens
wird erst für das Jahr 2004 erwartet. Daher
wird das deutsche Exportwachstum 2003
– wie schon im vergangenen Jahr – mode-
rat ausfallen. Es wird mit einer durchschnitt-
lichen Wachstumsrate von 2,5% gerechnet.
Für 2004 wird sich der Anstieg bei einer leb-
hafteren Weltkonjunktur und einer weiterhin
durchschnittlichen Wettbewerbsfähigkeit der
Exportunternehmen auf 4,3% belaufen. 

Die Wareneinfuhr stieg im ersten Quartal 200
gegenüber dem Vorquartal recht kräftig; sai-
sonbereinigt nahm sie um 1,7% zu. Bele-
bende Impulse für die Importnachfrage ge-
hen von den jüngsten Importpreissenkungen
und von der Aufwertung des Euro insbe-
sondere gegenüber dem US-Dollar aus. Der
US-Dollar-Eurokurs schlägt auf der Import-
seite wesentlich stärker zu Buche als auf der
Exportseite, da die direkte Abrechnung in
US-Dollar bei Einfuhrgütern einen größeren
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  Kasten
  Zum Zusammenhang zwischen Geschäftslage und Erwartungen

Das ifo Geschäftsklimaa ist der Mittelwert aus den Komponenten »Geschäfts-
lage« und »Geschäftserwartungen für die nächsten sechs Monate«. Der Zu-
sammenhang zwischen den beiden Komponenten kann in einem 4-Quad-
ranten-Schema dargestellt werden (»ifo Konjunktur-Uhr«). Auf der Abszisse
der Konjunkturuhr werden die Meldungen der befragten Unternehmen zur Ge-
schäftslage (Salden aus den Meldungen »gut« bzw. »schlecht«) aufgetragen,
auf der Ordinate die Geschäftserwartungen (Salden aus den Meldungen
»günstiger« bzw. »ungünstiger«). Durch das Fadenkreuz der beiden Nulllinien
wird das Diagramm in vier Quadranten geteilt, die die vier Phasen der Kon-
junktur markieren (vgl. Abb. 8).

Sind die Urteile der im ifo Konjunkturtest befragten Unternehmen zur
Geschäftslage und zu den Geschäftserwartungen per saldo schlecht, d.h. im
Minus, so befindet sich die Konjunktur in der Rezession (Quadrant links
unten). Gelangen die Geschäftserwartungen ins Plus (bei noch schlechter
Geschäftslage), so gerät man in die Aufschwungsphase (Quadrant links oben).
Sind Geschäftslage und Geschäftserwartungen gut, d.h. im Plus, so herrscht
Boom (Quadrant rechts oben). Drehen die Geschäftserwartungen ins Minus
(bei noch guter Geschäftslage), so ist die Abschwungsphase erreicht
(Quadrant rechts unten). Idealtypisch bewegt sich die Konjunktur in diesem
Diagramm im Uhrzeigersinn im Kreis; die Erwartungen laufen dabei der Lage
voraus. Mit den weniger ungünstigen Urteilen zu den Geschäftserwartungen in
der Umfrage vom Mai 2003 sind die Chancen auf eine Besserung der Kon-
junktur in der zweiten Jahreshälfte gestiegen.

a Das ifo Geschäftsklima GK ergibt sich au s der  Fo r m el GK = [(GL+200)(GE+200)]1/2 - 200, wobei
GL den Saldo aus den positiven und negativen Meldungen zur aktuellen Geschäftslage bezeich-
net und GE den Saldo aus den positiven und negativen Meldungen zu den Geschäftsaussichten
in den nächsten sechs Monaten. Zur Vermeidung von negativen Werten in der Wurzel werden
die beiden Variablen GL und GE jeweils um die Konstante 200 erhöht.

Abb. 8
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Anteil einnimmt als bei Exportgütern. Gegen-
zurechnen ist aber die äußerst schwache
Binnennachfrage. Im Jahresverlauf 2003
dürften die Importe nur wenig ausgeweitet
werden, im Jahresdurchschnitt werden sie
aufgrund des großen Überhangs jedoch um
4,6% über dem Niveau des Jahres 2002 lie-
gen. Für das Jahr 2004 wird eine Auswei-
tung der Einfuhren von 4,7% prognostiziert.

Die Rohstoff- und Industriegüterpreise dürf-
ten sich im Prognosezeitraum wieder leicht
erhöhen, aber die Euro-Aufwertung und der
Rückgang der Ölpreise mildern den Anstieg
der Importpreise ab. Da die Zunahme der
Ausfuhrpreise etwas stärker ausfällt, werden
sich die Terms of Trade verbessern. 

Ausrüstungsinvestitionen: Vorerst
keine Belebung

Die Nachfrage nach Ausrüstungsgütern hat
im Frühjahr 2003 einen Dämpfer erlitten. Der
Auftragseingang aus dem Inland bei den In-
vestitionsgüterproduzenten lag im März sai-
sonbereinigt wieder unter dem Tiefstand im
März des Vorjahres. Nach dem schweren
Einbruch der Investitionsnachfrage im Jahr
2001 zeigte sich im Verlauf der Vorjahrs zwar
wieder eine leichte Besserung bei den Be-
stellungen, die jüngste Entwicklung macht
aber deutlich, dass die Grundlagen für ei-
nen nachhaltigen Aufschwung der Investi-
tionstätigkeit noch nicht gegeben sind. In den
Jahren bis 2000 hatten viele Unternehmen
unter dem Eindruck von steigenden Rendi-
teerwartungen massiv investiert. Eine wei-
tere Aufrechterhaltung dieses Investitionsni-
veaus hätte eine beschleunigt wachsende
Nachfrage erfordert. Die konjunkturelle Ab-
kühlung ab 2001 erzeugte deshalb Überka-
pazitäten, die zu einem massiven Einbruch
der Investitionstätigkeit führten. Die Über-
kapazitäten dürften zwar inzwischen weit-
gehend abgebaut sein, das für Deutschland
relativ hohe Realzinsniveau im Euroraum und
die gegenwärtige Unsicherheit über die Ge-
staltung der künftigen wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen halten die Unterneh-
men aber vorläufig noch von einer deutlichen
Ausweitung der Investitionstätigkeit ab. Erst
im nächsten Jahr sind im Zuge der verbes-
serten Absatzperspektiven und einer höhe-
ren Kapazitätsauslastung wieder steigende
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Abb. 9

Tab. 2

Eckdaten der Prognose für die Bundesrepublik Deutschland

2001 2002 2003 2004
(1) (1)

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahra)

Private Konsumausgaben 1,5 – 0,6 1,0 1,3
Konsumausgaben des Staates 0,8 1,5 0,4 – 0,4
Bruttoanlageinvestitionen – 5,3 – 6,7 – 1,3 1,8
Ausrüstungen und sonstige Anlagen – 4,4 – 7,7 0,8 3,8
Bauten – 6,0 – 5,9 – 3,0 0,1

Inländische Verwendung – 0,8 – 1,5 0,6 1,5
Exporte 5,0 2,6 2,5 4,3
Importe 1,0 – 2,1 4,6 4,7

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 0,6 0,2 0,0 1,5

Erwerbstätigeb) (1 000 Personen) 38 917 38 688 38 265 38 190

Arbeitslose (1 000 Personen) 3 852 4 060 4 450 4 600

Arbeitslosenquotec) (in %) 9,0 9,5 10,4 10,8

Verbraucherpreised) (Veränderung in % 
gegenüber dem Vorjahr) 2,0 1,4 0,9 0,8

Lohnstückkostene) (Veränderung in % 
gegenüber dem Vorjahr) 1,5 0,8 1,0 – 0,3

Finanzierungssaldo des 
Staatesf)

– in Mrd. EUR – 57,5 – 76,2 – 79,5 – 69,9
– in % des Bruttoinlandsprodukts – 2,8 – 3,6 – 3,7 – 3,2

nachrichtlich:
Reales Bruttoinlandsprodukt 
im Euroraum (Veränderung in % gegenüber
dem Vorjahr) 1,4 0,8 0,6 1,7

Verbraucherpreisindex 
im Euroraumg) (Veränderung in % gegenüber 
dem Vorjahr) 2,3 2,3 1,9 1,5

(1) Prognose. – a) In Preisen von 1995. – b) Inlandskonzept. – c) Arbeitslose in % der in-
ländischen Erwerbspersonen (Wohnortkonzept). – d) Verbraucherpreisindex (VPI). –
e) Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer bezogen auf das BIP
in Preisen von 1995 je Erwerbstätigen. – f) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung (ESVG’95). – g) HVPI-EWU (1996=100).

Quelle: Eurostat, Statistisches Bundesamt, Bundesanstalt für Arbeit, Prognose des ifo
Instituts.
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Investitionen zu erwarten. Im Jahresdurchschnitt ist für das
Jahr 2003 nur mit einem geringfügigen Anstieg der Aus-
rüstungsinvestitionen um real etwa 0,5% zu rechnen, für das
kommende Jahr mit einem Anstieg um 4%. 

Auch bei den Investitionen in sonstige Anlagen, zu denen
vor allem Software der Unternehmen zählt, macht sich der
schleppende Gang der Konjunktur bemerkbar. Der saison-
typische Rückgang im ersten Quartal fiel etwas stärker aus
als in den vergangenen Jahren. Im weiteren Verlauf dürften
sich die Investitionsausgaben auf die Pflege und Aktualisie-
rung der vorhandenen Software konzentrieren. Im Jahres-
durchschnitt 2003 ist mit einem Anstieg um real 2,4% zu

rechnen, für das kommende Jahr ist eine Zunahme in der
gleichen Größenordnung zu erwarten. 

Bauinvestitionen: Talfahrt setzt sich fort

Aufgrund des schwachen gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tums und der anhaltenden Unterauslastung des Bautenbe-
standes wird sich der Schrumpfungsprozess bei den Bau-
investitionen fortsetzen. Betroffen sind davon alle Bau-
sparten. 

Im Wohnungsbau wird die negative Grundtendenz seit En-
de des vorigen Jahres allerdings durch einen Nachfrageim-
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  Kasten
  Zum Kalendereffekt

Bei Konjunkturprognosen wird davon ausgegangen, dass sich ökonomische Zeitreihen wie das vierteljährliche reale Bruttoinlands-
produkt in verschiedene Bewegungskomponenten zerlegen lassen (Zeitreihenzerlegung). In der Regel werden hierbei unterschieden:
- die längerfristige Trendkomponente,
- die mittelfristige zyklische Komponente (Konjunktur),
- die Saisonkomponente,
- die Kalenderkomponente und
- die irreguläre (Rest-) Komponente.

Für viele wirtschaftliche Größen lässt sich eine Abhängigkeit von der Länge des beobachteten Zeitraums feststellen (Betriebe mit
nahezu kontinuierlicher Fertigung – wie in der Energieerzeugung, in der Stahl- oder chemischen Industrie – werden im Allgemeinen
in 31-Tage-Monaten mehr produzieren als in 30-Tage-Monaten) oder auch von der Anzahl der einzelnen Wochentage innerhalb des
Zeitraums (für viele Einzelhändler ist der Samstag der umsatzstärkste Wochentag). In den einzelnen Wirtschaftsbereichen gibt es
ganz unterschiedliche kalendarische Einflüsse. Als Beispiele seien genannt der freie Montag der Friseure, die Häufung von Kultur-
und Sportveranstaltungen an Wochenenden, der Einsatz von Schulbussen und Pendlerzügen nur von Montag bis Freitag, die Milch-
und Eiererzeugung, wo sich die Produktion quasi proportional zur Kalenderlänge widerspiegelt sowie Kampagneindustrien wie die
Zuckerherstellung, in der von Oktober bis Dezember vielfach »rund um die Uhr« produziert wird, in den übrigen Monaten im Allge-
meinen lediglich von Montag bis Freitag.a Aus dieser Aufzählung lässt sich erahnen, dass die Auswirkungen der Kalendersituation in
den einzelnen Zeitreihen zum einen höchst unterschiedlich sind, zum anderen die Effekte in zwei Wirtschaftsbereichen in einem
bestimmten Zeitraum noch nicht einmal in die gleiche Richtung gehen müssen.

In der Zeitreihenanalyse werden Effekte der unterschiedlichen Monatslängen dem Saisoneinfluss zugeordnet, da die reine Anzahl
der Tage im Monat/Quartal Jahr für Jahr die gleiche ist (mit Ausnahme des Schalttageffektes im Februar/1. Quartal). Auswirkungen
der unterschiedlichen Zahl von Wochenend- bzw. Feiertagen und sich verändernder Wochentagsstrukturen sollen dagegen durch
die Kalenderkomponente herausgefiltert werden.

Weil sich monatliche Schwankungen der Arbeitstage und Feiertage oftmals innerhalb eines Quartals aufheben (z.B. ist der
Fronleichnamstag manchmal im Mai, manchmal im Juni, aber immer im 2. Vierteljahr eines Jahres), fallen Kalendereffekte (berechnet
als Abweichungen von langjährigen Durchschnitten) in Quartalsdaten im Normalfall niedriger aus als in Monatsdaten. Dement-
sprechend lassen sich die Einflüsse des Kalenders bei Vierteljahreswerten nicht so scharf von den anderen Zeitreihenkomponenten
trennen wie bei Monatswerten.b  Deshalb verwenden die Deutsche Bundesbank und das Statistische Bundesamt zur Identifizierung
von Kalendereffekten und zur Quantifizierung von Kalenderfaktoren innerhalb des von ihnen angewendeten Zeitreihenanalyse-
verfahrens Census X-12-ARIMA für die Variablen der Verwendung und Entstehung des Bruttoinlandsprodukts geeignete monatliche
Indikatorreihen. Diese werden entsprechend der Struktur zu einem Faktor der jeweiligen Komponente zusammengewichtet. Der
reihenspezifische Kalendereinfluss wird durch Regression der (in einem ersten Iterationsschritt ermittelten) vorläufigen irregulären
Komponente der Zeitreihe mit einer passenden – die Kalendersituation beschreibenden – erklärenden Variablen ermittelt. Der Kalen-
derfaktor für die Variable reales Bruttoinlandsprodukt wird schließlich von der Entstehungsseite her zusammengewichtet.c Zur
Analyse der Zeitreihen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nutzt das ifo Institut ebenfalls das Census X-12-ARIMA-Verfahren
und verwendet dementsprechend die hieraus errechneten Saison- und Kalenderfaktoren zur Bereinigung der Ursprungswerte der
Verwendungskomponenten des Bruttoinlandsprodukts, um so die reine, also von Saison- und Kalendereffekten nicht mehr beein-
flusste, Konjunkturentwicklung darzustellen.

Das Jahr 2004 weist eine sehr ungewöhnliche Kalenderkonstellation auf. So fallen vier mindestens regional geltende Feiertage auf
einen Sonntag (Mariä Himmelfahrt, 3. Oktober, Reformationstag und 26. Dezember), zwei weitere (1. Mai und 25. Dezember) auf
einen Samstag, hinzu kommt der Schalttag. Dies hat zur Folge, dass 3,3 Arbeitstage (11/4%) mehr zur Verfügung stehen als 2003.
Die Kalenderfaktoren von Census X-12-ARIMA errechnen auf das Jahr gesehen einen Effekt für das Bruttoinlandsprodukt von
knapp 0,6 Prozentpunkten.d  Bei den einzelnen Verwendungsaggregaten ist der Einfluss stärker (Investitionen, Außenhandel) oder
auch geringer (privater und öffentlicher Konsum).

a Vgl. W. Strohm, Zur Frage der Kalenderbereinigung von Zeitreihen, Wirtschaft und Statistik, 6/1986, S. 422f.
b Vgl. Deutsche Bundesbank, Monatsbericht April 1991, S. 38.
c Vgl. Deutsche Bundesbank, a.a.O., S. 38.
d Wird ein struktureller Komponentenansatz verwendet, in dem alle Komponenten einer Zeitreihe simultan geschätzt werden, sind die Ergebnisse sehr ähnlich (vgl.
   G. Flaig: Arbeitstageeffekt und Bruttoinlandsprodukt, ifo Schnelldienst 53 (22-23), 2000).
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puls überlagert, der auf die Diskussion über eine mögliche
Abschaffung der Eigenheimzulage zurückzuführen sein dürf-
te. In den drei Monaten vom Dezember 2002 bis zum Fe-
bruar 2003 beliefen sich die erteilten Baugenehmigungen
im Wohnungsbau, gemessen an den veranschlagten Kos-
ten des Bauwerkes, saisonbereinigt auf reichlich 16 Mrd.r.
Das entspricht mehr als dem Eineinhalbfachen des Durch-

schnitts der drei ersten Quartale des Jahres
2002. Viele Investoren haben sich offen-
sichtlich entschlossen, für die nächsten Jah-
re geplante Bauvorhaben vorzuziehen, um
auf jeden Fall noch in den Genuss der vollen
Eigenheimförderung zu gelangen. Die Um-
setzung der genehmigten Vorhaben dürfte
im weiteren Verlauf des Jahres zu einem An-
stieg der Wohnungsbauinvestitionen führen.
Wegen des u.a. auch witterungsbedingten
kräftigen Rückgangs im ersten Quartal 2003
wird der Wohnungsbau aber im Jahres-
durchschnitt real noch deutlich (um 3%) un-
ter dem Niveau des Vorjahres liegen. Der in
diesem Jahr wirksame Vorzieheffekt dürfte
im nächsten Jahr auslaufen und eine Nach-
fragelücke hinterlassen, so dass im Verlauf
des Jahres 2004 die Wohnungsbautätigkeit
wieder rückläufig sein wird. Das Niveau von
2003 könnte im Jahresdurchschnitt 2004

aber noch um 0,6% überschritten werden (vgl. Tab. 3).

Beim Wirtschaftsbau hat sich die Nachfrage seit Mitte des
vergangenen Jahres stabilisiert. Bei der verhaltenen ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung und nach wie vor hohen
Leerständen ist im weiteren Verlauf nicht mit einer Belebung
zu rechnen. Die Wirtschaftsbauinvestitionen verzeichneten
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Abb. 10

  Kasten
  Aufwertung des Euro und preisliche Wettbewerbsfähigkeit

Der Wechselkurs des Euro gegenüber dem US-Dollar hat im vergangenen Jahr nach der deutlichen Abwertung im Laufe der
ersten Jahre nach seiner Einführung eine Trendwende vollzogen (vgl. Abb. 11). Im Mai 2003 betrug der Wertzuwachs des Euro im
Vorjahresvergleich 26%; zuletzt hat die europäische Gemeinschaftswährung sogar zeitweise ihren Einführungskurs übertroffen.
Auch gegenüber den Währungen anderer bedeutender EWU-Handelspartner hat der Euro an Wert gewonnen, jedoch in ge-
ringerem Umfang als gegenüber dem US-Dollar. Der effektive nominale Wechselkurs des Euro lag im Mai um 16% über seinem
Vorjahreswert.

Die Aufwertung des Euro beeinträchtigt die Exportchancen der Unternehmen im Euroraum. Die Veränderung der preislichen
Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmen spiegelt sich in der Entwicklung des realen effektiven Wechselkurses des Euro wider.
Dieser lag im Mai 2003 um 15% über dem Niveau des Vorjahres, was eine Verschlechterung der Exportchancen indiziert. Jedoch
dürfte die gegenwärtige Wettbewerbsposition nicht so schlecht sein, wie es der reine Vorjahresvergleich vermuten lässt. Vergleicht
man die preisliche Wettbewerbsfähigkeit mit dem Niveau zu Beginn der Währungsunion im Januar 1999, so zeigt sich, dass es
sich hierbei im Wesentlichen um eine Rücknahme der vorausgegangenen Verbesserung durch die Abwertung des Euro handelt.
So lag der reale Wechselkurs des Euro im Mai nur etwas über seinem Niveau im Januar 1999. Soweit die Unternehmen die
Preisvorteile der Abwertung nicht vollständig an ihre Handelspartner weitergegeben, sondern auch dazu genutzt haben, ihre
Gewinnmargen zu erhöhen, dürfte ihnen dies nun etwas Spielraum geben, die sinkende Wettbewerbsfähigkeit durch eine
Korrektur ihrer Margen zumindest teilweise zu kompensieren. Kurzfristig dürften sich die Unternehmen teilweise auch durch
Hedge-Geschäfte abgesichert haben, dies ist jedoch mit Kosten verbunden und auf lange Sicht ohnehin nicht möglich.

Für die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen – gemessen am gleichnamigen Indikatora – ergibt sich ein
ähnliches, aber doch deutlich abgemildertes Bild. Aufgrund des im Vergleich zur Eurozone unterdurchschnittlichen Preisanstiegs
in Deutschland ist die preisliche Wettbewerbsfähigkeit heimischer Anbieter im vergangenen Jahr in geringerem Umfang gesunken
als die von Anbietern im Euroraum. Im Vorjahresvergleich hat sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft
im April 2003 daher auch nur um 6% verschlechtert. (vgl. Abb. 12).

In diesem geringeren Aufwertungseffekt spiegelt sich primär wider, dass mit der Einführung des Euro etwa 43% der deutschen
Exporte nicht mehr von nominalen Wechselkursschwankungen betroffen sind. Des Weiteren zeigt sich, dass die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands seit der Einführung des Euro per saldo deutlich gestiegen ist. Im April 2003 war sie etwa 5%
höher als im Januar 1999 und auch etwas höher als im langfristigen Durch-schnitt.

a Im Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit sind die Wechselkurse des Euro gegenüber den Währungen der wichtigsten Handelspartner Deutschlands
um die Inflationsdifferenzen gegenüber diesen Ländern bereinigt und mit Gewichten zusammengefasst, die die Bedeutung dieser Länder als Absatzmarkt für
Waren aus Deutschland wiedergeben. Ein Rückgang (An-stieg) des Indikators indiziert eine Zunahme (Abnahme) an preislicher Wettbewerbsfähigkeit. Vgl.
Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, November 2001, S. 54 ff.
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im vierten Quartal 2002 einen vergleichsweise
kräftigen Zuwachs von saisonbereinigt 3,6%
gegenüber dem Vorquartal, im ersten Quar-
tal dieses Jahres schrumpften sie, teilweise
bedingt durch die schlechte Witterung, wie-
der um 4,7%. Für den Rest des Jahres ist in
etwa mit einer Stabilisierung auf dem er-
reichten Niveau zu rechnen. Damit werden
die Wirtschaftsbauinvestitionen im Jahres-
durchschnitt 2003 um 3% unter dem Niveau
des Vorjahres liegen. Auch im kommenden
Jahr ist keine Belebung des Wirtschaftsbaus
zu erwarten. Aufgrund des Niveaueffektes
des ersten Quartals könnte er im Jahres-
durchschnitt aber das Volumen des Jahres
2003 um etwa 1/2% überschreiten.

Bei den öffentlichen Bauinvestitionen wird
sich die Schrumpfungstendenz fortsetzen,
da der Konsolidierungsdruck auf die Haus-
halte der Gebietskörperschaften anhält. Die
Zinsverbilligung im Rahmen des KfW-In-
frastrukturprogramms wird lediglich eine
Umfinanzierung bisher geplanter Investitio-
nen zu günstigeren Konditionen bewirken;
die meisten Gemeinden dürfen nämlich an-
gesichts der angespannten Finanzsituation
ihre Kreditaufnahme nicht mehr ausweiten.
Allenfalls die Beseitigung der Flutschäden
wird dem öffentlichen Bau noch etwas Auf-
trieb verschaffen. Entlastend könnte auch
die Freistellung der Kommunen von ihrem
Beitrag zur Finanzierung des Fonds »Auf-
bauhilfe« wirken. Für das laufende Jahr ist
zu erwarten, dass die öffentlichen Bauin-
vestitionen im Jahresdurchschnitt um 3,4%
unter dem Niveau des Vorjahres liegen, mit
einem Rückgang in ähnlicher Größenord-
nung (2,8%) ist auch für das Jahr 2004 zu
rechnen.

Alles in allem ist eine Trendwende bei den
Bauinvestitionen insgesamt nicht in Sicht.
In diesem Jahr werden sie um 3% sinken. Im
nächsten Jahr werden sie zwar aufgrund von
Vorzieheffekten beim Wohnungsbau im Jah-
resdurchschnitt das Niveau von 2003 hal-
ten können, im Verlauf des Jahres werden
die negativen Tendenzen aber wieder die
Oberhand gewinnen.

Privater Konsum

Der private Konsum ist in den ersten Mona-
ten des Jahres gegenüber dem Jahresend-
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Abb. 11

Abb. 13

Abb. 12
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quartal 2002 mit einer laufenden Jahresrate von 2,5% nicht
unerheblich gestiegen. Maßgeblich hierfür war, dass die ver-
fügbaren Einkommen – trotz umfangreicher Anhebung von
indirekten Steuern und Sozialabgaben4 und dem anhalten-
den Rückgang der Beschäftigung – saisonbereinigt spürbar
expandierten, nicht zuletzt wegen steigender Selbständi-
geneinkommen. Auch sank die Sparquote leicht; zu dem
von vielen befürchteten Angstsparen ist es bisher nicht in ei-
nem nennenswerten Ausmaß gekommen.

Im weiteren Jahresverlauf wird die Konsumkonjunktur nur
wenig Schwung haben: Zwar nehmen die Effektivlöhne

etwas stärker zu als im vergangenen Jahr,
der Rückgang des Arbeitsvolumens hält
aber weiter an. In der Summe steigen die
Bruttolöhne und -gehälter langsamer als im
vergangenen Jahr, netto sinken sie sogar.
Die monetären Sozialleistungen nehmen
stark verlangsamt zu, weil z.B. die Renten-
anpassung zur Jahresmitte geringer ausfällt
und es – anders als im Jahr 2002, als man-
che Transfers, wie z.B. das Kindergeld, das
Wohngeld und die Ausbildungsförderung,
erhöht wurden – auch zu Leistungsein-
schränkungen kommt. Allein die Selbstän-
digen- und Vermögenseinkommen werden
kräftig zulegen. Insgesamt werden die ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte nominal um 1,7% steigen, real um
0,8%. Bei etwas sinkender Sparquote ex-
pandiert der reale Konsum in diesem Jahr
um 1,0% (vgl. Abb. 15).

Im nächsten Jahr wird der Konsum etwas
stärker zunehmen. Die Löhne und Gehäl-

ter expandieren brutto wie netto um 1,5%. Die Budgets
der privaten Haushalte werden durch die zweite Stufe der
Steuerreform 2000 spürbar entlastet (vgl. Übersicht), dies
wird aber kompensiert durch die Anhebung der Arbeit-
nehmerbeiträge zur GKV im Gefolge der Umfinanzierung
des Krankengelds im Rahmen der Agenda 2010 und durch
die höheren Beiträge zur Rentenversicherung. Die mone-
tären Sozialleistungen werden sich nur noch um 1,8% er-
höhen, weil die Ausgaben für die Arbeitslosigkeit nicht mehr
im gleichen Ausmaß wie in den beiden Vorjahren steigen
und die Rentenbezüge nochmals weniger stark angeho-
ben werden. Insgesamt werden die verfügbaren Einkom-

men um 2,0% zunehmen. Bei unveränder-
ter Sparquote wird der private Konsum no-
minal in ähnlichem Tempo zulegen. Real ex-
pandieren die Konsumausgaben im Jahr
2004 um 1,3%. Sie leisten damit einen be-
trächtlichen Beitrag zum Wirtschafts-
wachstum (vgl. Tab. 4).

Verbraucherpreise

Das Preisklima auf der Verbraucherstufe hat
sich nach dem steuer- und abgabenbeding-
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  Tab. 3

2002 2003 2004

(s) (s)

Wohnungsbau -5,9 -3,0 0,6

Nichtwohnungsbau -5,8 -3,1 -0,6

  Gewerblicher Bau -5,3 -2,9 0,4

  Öffentlicher Bau -6,9 -3,4 -2,8

Bauten -5,9 -3,0 0,1

  Ausrüstungen und sonstige Anlagen -7,7 0,8 3,8

    Ausrüstungen -9,4 0,5 4,0

    Sonstige Anlagen 2,5 2,4 2,4

Anlageinvestitionen -6,7 -1,3 1,8

Bruttoinvestitionen -6,7 -0,5 3,8

s) Schätzungen des ifo Instituts.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des 

ifo Instituts.

  Eckdaten zur Entwicklung der Bruttoinvestitionen in Preisen von 1995
  Veränderung gegenüber Vorjahr in %

Abb. 14

4 Am Jahresanfang wurde in der gesetzlichen Kranken-
versicherung der Beitragssatz von durchschnittlich 14,0
auf 14,3% angehoben; in der Rentenversicherung von
19,1 auf 19,5%. Auch stieg die Beitragsbemessungs-
grenze spürbar. Kaufkraftdämpfend wirkte ferner die
Anhebung von indirekten Steuern (fünfte Stufe der Öko-
steuer, Erhöhung der Tabaksteuer, stärkere Besteue-
rung von Gas und Nachtstrom).
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ten Preissprung zu Jahresanfang (Anhebung der Mineral-
öl-, der Strom- sowie der Tabaksteuer) und dem ölpreisbe-
dingten Preisschub im Vorfeld des Irak-Kriegs wieder beru-
higt. Im April und Mai ging der Verbraucherpreisindex (VPI)
saisonbereinigt leicht zurück; im Vorjahresvergleich belief
sich die Inflationsrate zuletzt auf nur noch 0,7%. Maßgeb-
lich für die aus Konsumentensicht außerordentlich vorteil-
hafte Preisentwicklung waren die importierten Stabilitäts-
gewinne, die aus der Aufwertung des Euro in Verbindung

mit wieder nachgebenden Weltmarktpreisen
für Rohöl herrührten. Aber auch für andere
Waren und Dienstleistungen ist die Preis-
entwicklung zurzeit außerordentlich vorteil-
haft: Die Kerninflationsrate in Abgrenzung
des ifo Instituts, bei deren Berechnung u.a.
der Einfluss der Preise von Energieträgern
ausgeschaltet wird, betrug zuletzt 0,6%;
niedrigere Werte wurden zuletzt im Jahr 2000
verzeichnet (vgl. Tab. 5).5

Die Teuerung wird im Prognosezeitraum
außerordentlich moderat bleiben. Die ge-
sunkenen Energiepreise wirken sich vorteil-
haft auf die Preise der vorgelagerten Stufen
aus, auch dämpft die Aufwertung des Euro.
Die Lohnstückkosten steigen im laufenden
Jahr zudem kaum stärker als im vergange-
nen Jahr, auch bleibt die Wettbewerbsin-
tensität im Einzelhandel hoch. Im Jahres-

durchschnitt 2003 wird der Verbraucherpreisindex um 0,9%
über dem Niveau des Vorjahres liegen. Im nächsten Jahr
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Abb. 15

 

19981) 19991) 20001) 20011) 2002 2003 2004 2005

Grundfreibetrag (in EUR) 6322 6681 6902 7206 7235 7235 7426 7664
Eingangssteuersatz (in %) 25,9 23,9 22,9 19,9 19,9 19,9 17,0 15,0
Allgemeiner Spitzensteuersatz (in %) 53,0 53,0 51,0 48,5 48,5 48,5 47,0 42,0
Solidaritätszuschlag (in %)   5,5   5,5   5,5   5,5 5,5 5,5   5,5   5,5
Spitzensteuersatz
 mit Solidaritätszuschlag (in %) 55,92 55,92 53,81 51,17 51,17 51,17 49,59 44,31

Beginn der oberen Proportionalzone 61377 61377 58643 54999 55008 55008 52293 52152

Steuerersparnis2) gegenüber 1998 (in EUR) 
bei einem zu versteuerndem Einkommen
  von 15 000 EUR - 111 283 525 534 534 695 845
  von 30 000 EUR - 72 283 703 707 707 871 1193
  von 50 000 EUR - 22 29 745 751 751 909 2095
nachrichtlich:  
Sparerfreibetrag (in EUR) 3068 3068 1534 1534 1550 1550 1550 1550

Kinderfreibetrag3) (in EUR) 3534 3534 3534 3534 3648 3648 3648 3648
Betreuungsfreibetrag für Kinder

unter 16 Jahren3) (in EUR) - - 1546 1546 - - - -
Freibetrag für Betreuung und Erziehung

oder Ausbildung3) (in EUR) - - - - 2160 2160 2160 2160
Kindergeld für das erste und zweite Kind
pro Monat (in EUR) 112 128 138 138 154 154 154 154

1) DM-Beträge umgerechnet und auf ganze EUR-Beträge gerundet.
2) Jahreswerte nach Grundtabelle, ohne Berücksichtigung des Solidaritätszuschlags.
3) Unter Anrechnung des Kindergelds.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des ifo Instituts.

Steuerliche Maßnahmen der Bundesregierung im Bereich private Haushalte
Übersicht
Steuerliche Maßnahmen der Bundesregierung im Bereich private Haushalte

5 Die Preise von Energieträgern (Kraftstoffe, Heizöl sowie Gas) und von Sai-
sonwaren (Fische, Fischwaren, Obst, Gemüse) sind überdurchschnittlich
volatil und können die Ergebnisse der Preisstatistik auf kurze Sicht ver-
zerren. Aufgrund der in Deutschland besonders großen Bedeutung von
Gütern mit administrierten Preisen schließt das ifo Institut bei der Berech-
nung der Kerninflationsrate diese Gütergruppe zusätzlich aus.
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 Tab. 4
 Wachstumsbeiträge der Verwendungskomponenten zum Bruttoinlandsprodukt 

 in Preisen von 1995

2002 2003 2004

1.Hj 2.Hj Jahr 1.Hj (s) 2.Hj (s) Jahr  (s) 1.Hj (s) 2.Hj (s) Jahr  (s)

Beiträge zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts gegenüber Vorjahr in Prozentpunkten

Private Konsumausgaben -0,7 -0,1 -0,4 0,6 0,6 0,6 0,8 0,7 0,8

Konsumausgaben des Staates 0,3 0,3 0,3 0,1 0,1 0,1 0,0 -0,2 -0,1

Anlageinvestitionen -1,7 -1,1 -1,4 -0,6 0,0 -0,3 0,5 0,2 0,4

  Ausrüstungen,sonstige Anlagen -1,0 -0,5 -0,8 0,0 0,1 0,1 0,2 0,5 0,3

  Bauten -0,7 -0,6 -0,7 -0,6 -0,1 -0,3 0,3 -0,2 0,0

    Wohnbauten -0,4 -0,4 -0,4 -0,3 0,0 -0,2 0,2 -0,1 0,0

    Nichtwohnbauten -0,3 -0,3 -0,3 -0,3 0,0 -0,1 0,1 -0,1 0,0

    Öffentlicher Bau 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Vorratsveränderung -0,3 0,4 0,1 0,5 -0,2 0,2 -0,1 0,8 0,4

Inländische Verwendung -2,4 -0,5 -1,4 0,6 0,6 0,6 1,2 1,6 1,4

Außenbeitrag 2,0 1,2 1,6 -0,6 -0,5 -0,5 0,1 0,0 0,1

  Exporte 0,1 1,7 0,9 1,4 0,4 0,9 1,1 2,0 1,6

  Importe 1,8 -0,5 0,7 -2,0 -0,9 -1,4 -1,0 -2,0 -1,5
         

Bruttoinlandsprodukt (a) -0,4 0,8 0,2 0,1 0,0 0,0 1,3 1,7 1,5

s) Schätzungen des ifo Instituts.-a) Veränderung in % gegenüber Vorjahr. Das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts ergibt sich

aus dem Wachstumsbeitrag der Inlandsnachfrage und des Außenbeitrags. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts.

 in der Bundesrepublik Deutschland

Abb. 16



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  13/2003 –  56.  Jahrgang

wird die wieder etwas bessere Konsumkonjunktur die Preis-
erhöhungsspielräume hier und da etwas vergrößern. Zudem
wird der Preis für Zigaretten erhöht. Allerdings ist bis jetzt
keine weitere Stufe der ökologischen Steuerreform geplant.
Insgesamt dürften die Verbraucherpreise im Jahresdurch-
schnitt 2004 nur um 0,8% steigen.

Lage auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich
auch noch 2004

Die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt hat sich seit Früh-
jahr 2001 nahezu kontinuierlich verschlechtert. In den ersten
Monaten des laufenden Jahres hat sich die Entwicklung
sogar noch verschärft. Die Erwerbstätigenzahl sank be-
schleunigt, die Zahl der Arbeitslosen hat nun fast wieder den
bisherigen Höchststand von Ende 1997 erreicht (vgl.

Abb. 17). Besonders stark war der Beschäftigungsrückgang
im Baugewerbe und den anderen produzierenden Wirt-
schaftsbereichen; eine neue Erfahrung ist aber, dass auch
im Dienstleistungssektor per saldo Arbeitsplätze abgebaut
werden. Der Tiefpunkt der Arbeitsmarktentwicklung ist da-
mit aber noch nicht erreicht. Angesichts einer zunächst mehr
oder weniger stagnierenden Wirtschaft und einer bis zu-
letzt sinkenden Anzahl offener Stellen wird die Erwerbstä-
tigkeit bis weit ins Jahr 2004 hinein noch sinken. Der Rück-
gang wird sich aber erheblich abflachen, weil wegen ver-
schiedener arbeitsmarktpolitischer Neuregelungen und Än-
derungen bei den Lohnnebenkosten ab Sommer mit gra-
duellen Entlastungen zu rechnen ist. Zu nennen ist hier der
Aufbau der Personal-Service-Agenturen (PSA), die neuen
Bestimmungen zu den geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnissen und die Verpflichtung für Arbeitnehmer, sich nach
der Kündigung frühzeitig beim Arbeitsamt zu melden, was
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  Tab. 5
  Verbraucherpreisindex für Deutschlanda)

Wägungs-
Schema

in Promille

1998 1999 2000 2001 2002 2003
Mai

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Kerninflationb) 744,98 0,9 0,5 0,8 1,4 1,4 0,6

Übrige Lebenshaltung 255,02 1,1 0,8 3,5 3,7 1,2 1,0

davon:

    Saisonabh. Nahrungsmittel 16,26 2,1 -0,7 -0,9 7,9 -0,8 -4,3

    Heizöl, Kraftstoffe und Gas 51,01 -5,7 6,5 22,8 3,6 -1,0 0,3

       Heizöl 7,90 -17,0 19,5 53,6 -5,9 -9,1 -7,4

       Kraftstoffe 33,70 -5,2 7,0 18,9 1,0 2,3 0,5

       Gas 9,41 0,2 -2,1 16,3 21,2 -5,6 4,8

    Güter mit administrierten Preisen 187,75 2,5 -0,2 -0,4 3,3 2,0 1,6

    darunter:

       Strom 18,65 0,0 3,9 -4,9 4,0 4,5 4,9

       Umlagen für Fernwärme u.ä. 10,37 -2,4 -4,8 16,4 19,4 -0,9 -1,2

       Telefondienstleistungen 20,96 -1,3 -11,5 -12,5 -6,9 2,1 0,2

Lebenshaltung insgesamt 1000,00 0,9 0,6 1,4 2,0 1,4 0,7

davon:c)

Kerninflation - 0,7 0,4 0,6 1,0 1,1 0,4

Übrige Lebenshaltung - 0,3 0,2 0,9 0,9 0,3 0,3

    Saisonabh. Nahrungsmittel - 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 -0,1

    Heizöl, Kraftstoffe und Gas - -0,2 0,3 1,0 0,2 -0,1 0,0

    Güter mit administrierten Preisen - 0,5 0,0 -0,1 0,6 0,4 0,3

a) Alle privaten Haushalte, 2000 = 100. – b) In der Abgrenzung des ifo Instituts. – c) Beiträge der Teilindizes zur Veränderung
des Verbraucherpreisindex in Prozentpunkten.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.
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wegen einer – zumindest vorübergehend – schnelleren Be-
setzung offener Stellen zu steigender Erwerbstätigkeit und
sinkender Arbeitslosigkeit führt. Zum Jahresbeginn 2004
wird die Entlastung der Arbeitgeber von den Kosten des
Krankengeldes trotz gleichzeitiger Anhebung des Beitrags-
satzes zur Rentenversicherung zu einer spürbaren Vermin-
derung der Lohnnebenkosten führen. Dennoch dürften sich
erst etwa ab Herbst kommenden Jahres Entlassungen und
Neueinstellungen die Waage halten, danach wird die Be-
schäftigung wieder moderat zunehmen. Im Jahresdurch-
schnitt 2003 wird die Erwerbstätigenzahl um rund 425 000
(1,1%) niedriger sein als im Vorjahr und im nächsten Jahr
nochmals um 75 000 sinken.

Die Zahl der Arbeitslosen ist – saisonbereinigt – im Mai
2003 im Vormonatsvergleich um 4 000 gesunken, nach-
dem sie seit Herbst vorigen Jahres durchschnittlich um
50 000 monatlich gestiegen war. Das zeigt aber noch kei-
ne Trendwende an: Zum einen spricht die Bundesanstalt
für Arbeit von einer Untererfassung der Zugänge in Ar-
beitslosigkeit, zum anderen deuten andere Indikatoren wie
die steigende Kurzarbeiterzahl und die sinkende Zahl an
gemeldeten Stellen auf eine weiter zunehmende Unter-
beschäftigung hin. Aus den bereits genannten Gründen
wird die Arbeitslosenzahl in den kommenden Monaten aller-
dings langsamer steigen. Ein Wendepunkt der Entwick-
lung wird bis zum Ende des Prognosezeitraums nicht er-
wartet, weil die Erwerbstätigkeit noch bis in das zweite
Halbjahr 2004 sinkt und weil das Arbeitskräfteangebot
wächst. Im Jahresdurchschnitt 2003 dürfte die Arbeitslo-
senzahl um 390 000 auf 4,45 Mill. steigen und im kom-
menden Jahr weiter auf 4,6 Millionen. Die Arbeitslosen-
quote – bezogen auf alle inländischen Erwerbspersonen
– beläuft sich dann auf 10,8%, den höchsten Stand seit
der Wiedervereinigung. 

Defizitgrenze auch 2004 
überschritten

Im Jahr 2003 verfehlt Deutschland noch
deutlicher als im Vorjahr die für die Euro-Län-
der festgesetzte Obergrenze des gesamt-
staatlichen Defizits. Trotz zahlreicher Abga-
benerhöhungen steigen die Einnahmen mit
2,1% sogar etwas langsamer als die Aus-
gaben, so dass der Fehlbetrag auf rund
80 Mrd. r (3,7% des Bruttoinlandsprodukts)
zunimmt. Vom Anstieg der Steuereinnahmen
um 2,3% entfällt etwa die Hälfte (rund
6 Mrd. r) auf Steuererhöhungen (ökologi-
sche Steuerreform, Änderungen bei der Kör-
perschaftsteuer und Tabaksteueranhebung).
Noch drastischer wirken sich die Abgaben-
erhöhungen bei der zweitgrößten Einnah-
menkategorie, den Sozialbeiträgen, aus: Die
Beitragssatzsteigerungen bei der Gesetz-
lichen Rentenversicherung (von 19,1 auf

19,5%) und bei der Gesetzlichen Krankenversicherung (von
durchschnittlich 14,0 auf 14,4%) sowie die kräftige Anhe-
bung der Beitragsbemessungsgrenze in der Renten- und
der Arbeitslosenversicherung (von 54 000 r auf 61 200 r
im Westen bzw. von 45 000 r auf 51 000 r im Osten) er-
bringen zusätzliche Einnahmen von reichlich 8 Mrd. r. Den-
noch steigen die Beitragseinnahmen der Sozialversicherung
nur um rund 10 Mrd. r, weil zum einen die Summe der Brut-
tolöhne und -gehälter kaum größer ist als 2002 (+ 0,6%),
es zum anderen durch die Neuregelungen der geringfügi-
gen Beschäftigung und bei den Niedriglohnjobs zu Einnah-
meausfällen kommt. Schließlich entrichtet der Staat durch
eine Absenkung der Bemessungsgrundlage für die Kran-
kenversicherungsbeiträge der Empfänger von Arbeitslo-
senhilfe weniger Abgaben. Bei den übrigen Einnahmen-
posten schlägt insbesondere der deutlich gesunkene
Bundesbankgewinn zu Buche. 

Auf der Ausgabenseite steigen vor allem die monetären So-
zialleistungen kräftig (2,9%) und auch die sozialen Sach-
leistungen expandieren spürbar (2,2%). Ersteres resultiert
vorwiegend aus den zusätzlichen Aufwendungen für die hö-
here Arbeitslosigkeit, letzteres aus den – trotz »Nullrunde«
für Ärzte und Krankenhäuser – nur leicht verlangsamt wach-
senden Ausgaben im Gesundheitswesen. Obwohl das Zins-
niveau nochmals gesunken ist, dürften erstmals seit 1998
auch wieder die staatlichen Zinsaufwendungen steigen, weil
der Schuldenstand im letzten Jahr deutlich zugenommen
hat. Die Staatsquote (Anteil der Staatsausgaben am nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt) erhöht sich um einen halben
Prozentpunkt auf 49,1% und damit auf ein Niveau, das nur
in den Jahren 1993 bis 1997 übertroffen wurde (vgl. Abb. 18).

Im Jahr 2004 tritt die zweite Stufe der Einkommen-
steuerreform 2000 in Kraft. Dadurch werden die Steuer-
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zahler um etwa 61/2 Mrd. r entlastet. Allerdings soll die
Tabaksteuer erneut erhöht werden, um versicherungs-
fremde Leistungen in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung zu finanzieren (1 Mrd. r). Für Gelder, die im Zu-
sammenhang mit der geplanten »Brücke zur Steuer-
ehrlichkeit« nachversteuert werden, wird hier mit zusätz-
lichen Einnahmen in Höhe von 2 Mrd.r gerechnet. Außer-
dem steht eine Reform der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung an, durch die zusätzliche Einnahmen in Höhe
von 21/2 Mrd. r und geringere Ausgaben von 4 Mrd. r
zu erwarten sind; der durchschnittliche Beitragssatz dürf-
te um 0,4 Prozentpunkte auf 14,0% sinken. Daneben sind
weitere Schritte zur Reform des Arbeitsmarktes geplant
(z.B. Verkürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld,
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe), de-
ren genaue Regelungen allerdings noch nicht feststehen,
und die wohl auch erst nach 2004 zu merklichen Einspa-
rungen führen werden. Bei der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung lässt die Finanzentwicklung im laufenden Jahr
darauf schließen, dass der Beitragssatz erneut angeho-
ben werden muss (von 19,5 auf 20,0%); zusätzliche Be-
lastungen der Rentner (wie einen höheren Anteil am Kran-
kenversicherungs- und/oder Pflegeversicherungsbeitrag)
oder eine Verschiebung der Rentenanpassung – die an-
gesichts der moderaten Lohnentwicklung 2003, der An-
hebung des Rentenversicherungsbeitragssatzes und der
Berücksichtigung der Aufwendungen für die private Al-
tersvorsorge ohnehin um etwa 0,3 Prozentpunkte gerin-
ger als 2003 ausfallen und weniger als 1% betragen dürf-
te – sind hier nicht unterstellt. Zum Ausgleich des Haus-
halts der Bundesanstalt für Arbeit wird erneut ein Bundes-
zuschuss nötig sein, er dürfte sich wie schon 2003 auf
einen Betrag von etwa 7 Mrd. r belaufen. Schließlich ist
damit zu rechnen, dass die öffentlichen Arbeitgeber die
neu vereinbarten Öffnungsklauseln im Besoldungsrecht

zu Absenkungen der Sonderzahlungen (Ur-
laubsgeld und/oder Weihnachtsgeld) für
Beamte nutzen werden.

Unter diesen Rahmenbedingungen dürften
die gesamten staatlichen Einnahmen 2004
leicht beschleunigt steigen (2,4%). Dagegen
nehmen die Ausgaben deutlich langsamer
zu (1,3%). Diese Zuwachsrate ist erheblich
geringer als die des nominalen Bruttoin-
landsprodukts (2,3%), so dass die Staats-
quote wieder auf das Niveau von 2002 fällt.
Ursächlich für die verringerte Zunahme ist,
dass die sozialen Sachleistungen und die Ar-
beitnehmerentgelte stagnieren und die mo-
netären Sozialleistungen spürbar langsamer
expandieren als 2003. Das Budgetdefizit des
Staates sinkt auf 70 Mrd.r (3,2% des Brut-
toinlandsprodukts). Um das Defizitkriterium
für die Euro-Länder zu erfüllen, müssten al-

so nach der hier vorgelegten Prognose mindestens
41/2 Mrd. r zusätzlich eingespart werden.

Abgeschlossen am 23. Juni 2003
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Das soziale und politische Umfeld wird
weiterhin geprägt von der Fortführung der
seit über 30 Jahren laufenden Staats-
reform, welche die ethnische Trennung
weiterführt, institutionalisiert und Ent-
scheidungen vielfach erschwert. Ande-
rerseits werden dadurch die Spannungen
zwischen den Volksgruppen allmählich
abgebaut, was auch in der seit Anfang der
achtziger Jahre gestiegenen politischen
Stabilität seinen Niederschlag findet. So
konnte die Regierung Verhofstadt I die Le-
gislaturperiode fast zur Gänze durchste-
hen. Aus den Wahlen zum belgischen Ab-
geordnetenhaus im Mai 2003 sind die bei-
den großen sie tragenden Parteien ge-
stärkt hervorgegangen. Das hängt auch
damit zusammen, dass das sich in dem
früher verschiedentlich von Skandalen ge-
prägten Land vieles gebessert hat. Zu-
dem beginnt die Bevölkerung Ansätze zu-
nehmenden Vertrauens in die öffentlichen
Institutionen und wieder mehr Interesse
an der Politik zu zeigen.

Die seit über drei Jahrzehnten laufende
Staatsreform mit dem Ziel einer immer
weitergehenden Föderalisierung des Lan-
des auf Grundlage der ethnischen Gren-
zen erfuhr im Jahre 2002 einen neuen
Schub, welcher den Regionen Brüssel,
Flandern und Wallonien erweiterte Zu-
ständigkeiten in der Landwirtschafts-, Ver-
kehrs- und Entwicklungspolitik brachte.
Wie weit die Zersplitterung auch institu-
tionell gediehen ist, zeigt sich u.a. darin,
dass beispielsweise der die Basis für die
EU-Osterweiterung bildende Vertrag von
Nizza außer vom Bundesparlament auch
von den drei Regionalparlamenten ratifi-
ziert werden musste. Diese Entwicklung
lässt das belgische politische System
zwangsläufig weiter von einer Konkurrenz-

hin zu einer Konkordanzrichtung tendie-
ren, wodurch die aus der extremen Fö-
deralisierung resultierenden Spannungen
entlang der ethnischen und sozialen Gren-
zen gemildert und die Existenz des Staa-
tes gesichert wird.

Aus den um einen Monat vorgezogenen
Wahlen zum Abgeordnetenhaus im Mai
2003 gingen neben den bisher schon re-
gierenden Liberalen und Sozialisten auch
die stark rechtsgerichteten Parteien Front
National und Vlaams Blok als Sieger her-
vor. Die bei den Wahlen 1999 vom Dio-
xin-Skandal kräftig profitierenden Grünen
haben hingegen vier Fünftel ihrer 20 Man-
date eingebüßt. Bereits damals mussten
die zuvor mitregierenden Christdemokra-
ten Federn lassen, und sie haben jetzt
nochmals Stimmen eingebüßt, was zu ei-
nem Wechsel im Parteivorsitz führte. Die
bisherige Koalition des Regenbogens (arc-
en-ciel) aus Liberalen, Sozialdemokraten
und Grünen, die mit 93 von 150 Sitzen in
der Zweiten Kammer eine komfortable
Mehrheit hatten, wird indes nicht fortge-
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Belgien: Pragmatisch durch die Konjunkturflaute

Fortsetzung der Wachstumsschwäche im Jahre 2002. Allmähliche konjunkturelle Erholung

im späteren Verlauf von 2003. Spürbare Zunahme von Nachfrage und Produktion 2004. Geld-

politik stimuliert auch 2004 spürbar. Lohnpolitik gibt moderate Anstöße. Finanzpolitik bei

ungefähr ausgeglichenen öffentlichen Haushalten weiter konsolidierungsorientiert und mit

Blick auf die Konjunktur etwa neutral. Zunächst noch zunehmend bremsend wirkt hingegen

die Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar; dieser Effekt lässt jedoch im Laufe von

2004 nach. Hohe und weiter steigende Überschüsse der Leistungsbilanz. Konsumentenprei-

se erhöhen sich nur mäßig. Verschlechterung der Lage auf dem Arbeitsmarkt bis Anfang 2004.
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setzt. Gegen eine Neuauflage sprechen nicht nur die wenig
verbliebenen Abgeordneten der Grünen, sondern auch der
Umstand, dass diese Partei während der letzten Legisla-
turperiode verschiedentlich handfeste Regierungskrisen aus-
gelöst und das Regierungsbündnis zwei Wochen vor der
Wahl im Streit um neue Flugschneisen für den Flughafen
Brüssel-Zaventem verlassen hatte. Seit Juli amtiert unter Mi-
nisterpräsident Verhofstadt eine Koalition aus Liberalen und
Sozialisten; 1954/58 hatte es eine derartige Konstellation
unter Ministerpräsident van Acker schon einmal gegeben.
Erstere gewannen acht Mandate und stellen mit 49 Abge-
ordneten die stärkste Partei vor den personell verjüngten
und glaubhaft reformierten Sozialisten, die um 15 auf 48 Sit-
ze zulegten. Damit ist die parlamentarische Basis sogar noch
breiter als jene des vorigen Kabinetts Verhofstadt, und vor
allem stabiler. Die parlamentarische Arbeit bleibt gleichwohl
schwer genug, nicht nur wegen ethnischer Gegensätze und
regionalen wirtschaftlichen Unterschieden, sondern auch
weil die Volksvertretung wie in keinem anderen Land unter
dem Druck von Regierung und Parteiorganisationen sowie
den auf diese beiden Komponenten heftig einwirkenden
Interessengruppen steht.

Bei der Bevölkerung hat das Vertrauen in Parteien und
Politik seit einiger Zeit zugenommen, wenngleich von einem
sehr tiefen Niveau aus. Hierzu hat nicht nur die im Allge-
meinen gute Leistung der letzten Regierung beigetragen,
sondern auch ihr energisches und offenes Verhalten beim
Kampf gegen die aus den Niederlanden eingeschleppte Hüh-
nerpest im April 2003. Auch in die leidige, Polizei und Jus-
tiz in schlechtem Licht erscheinen lassende und das Volk
immer noch aufwühlende Affäre Dutroux kommt Bewegung.
Der Prozess gegen den Kinderschänder soll im März 2004
eröffnet werden.

Wirtschaftspolitische Priorität genießen in der laufenden Le-
gislaturperiode die weitere Konsolidierung der Staatsfinan-
zen, die Förderung des Wirtschaftswachstums und die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit durch Senkung der Lohnne-
benkosten. Die Lohnpolitik gibt mit dem Tarifabkommen
2003/2004 Flankenschutz. Insgesamt wird die Wirtschafts-
politik, die nun auf einer parlamentarisch breiteren und be-
züglich der Regierung solideren Grundlage agiert, in die-
sem wie im kommenden Jahr etwa neutral auf die Konjunktur
wirken.

Wirtschaftsentwicklung 2002

Die weltwirtschaftlichen Rahmendaten stellten sich fol-
gendermaßen dar: In den Vereinigten Staaten stieg das
reale Bruttoinlandsprodukt um 2,4%. In Japan übertrafen
Nachfrage und Produktion das Volumen von 2001 um 0,2%.
In Mitteleuropa expandierte die gesamtwirtschaftliche Er-
zeugung um reichlich 21/2%. In Westeuropa, wie auch in der

EU, nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um 1% zu; im
Euroraum erhöhte es sich um 0,8% und in Deutschland um
0,2%. Der Einfuhrpreis für Rohöl betrug in den westlichen
Industrieländern im Jahresdurchschnitt 25 US-Dollar pro
Barrel; gegenüber dem Vorjahr ist das eine Verteuerung um
rund 4%. Industrierohstoffe (ohne Öl) verbilligten sich gegen-
über dem Jahr 2001 auf Dollar-Basis um etwa 3%. Der
Wechselkurs des Euro betrug im Schnitt des Jahres
0,95 US-Dollar; im Jahre 2001 waren es 0,90 US-Dollar
gewesen. Das Volumen des Welthandels hat gegenüber
2001 um 23/4% expandiert.

In Belgien ähnelte das konjunkturelle Muster wiederum sehr
stark demjenigen Westeuropas, was angesichts des sehr
hohen Exportanteils am BIP und der außerordentlich engen
Verflechtung besonders mit den westeuropäischen Volks-
wirtschaften (2002 wurden 74% der Warenlieferungen dort
abgesetzt) nicht erstaunt. Dem spürbaren Rückgang von
Nachfrage und Produktion im letzten Quartal 2001 folgte
eine leichte Erholung, der jedoch bereits im Herbst 2002
wieder eine Verlangsamung folgte. Das reale Bruttoin-
landsprodukt expandierte bei annähernd neutral ausge-
richteter Wirtschaftspolitik mit 0,8% knapp dem Durch-
schnitt Westeuropas entsprechend. Wie dort erwies sich
auch hier der Verbrauch als konjunkturstabilisierende Kom-
ponente, wiewohl mit abnehmender Dynamik. Das gilt be-
sonders für den privaten Konsum, während der Staatsver-
brauch relativ lebhaft ausgeweitet wurde. Demgegenüber
sind die Bruttoanlageinvestitionen auf breiter Front deut-
lich gesunken. Weniger ausgeprägt, aber gleichwohl spür-
bar, wurden die Lager abgebaut, auch in dieser Hinsicht der
westeuropäischen Entwicklung folgend. Unter anderem im
Zusammenhang mit dieser verringerte sich auch der Ex-
port. Da der Import aber noch stärker abnahm, stieg das
Aktivum der Leistungsbilanz auf ca. 6% des BIP. Das schwa-
che Wirtschaftswachstum hatte eine Verringerung der Be-
schäftigung und eine merklich auf 7,3% im Jahresdurch-
schnitt steigende Arbeitslosenquote zur Folge. Der Preis-
auftrieb ließ im Verlauf tendenziell nach, und die Konsu-
mentenpreise lagen nur mehr um 1,6% über dem Niveau
von 2001.

Der private Konsum (+ 0,6%) erholte sich zunächst vom
vorjährigen Rückgang, stagnierte jedoch trotz spürbar stei-
gender realer verfügbarer Einkommen während des zwei-
ten Halbjahrs, womit er der Entwicklung des Konsumkli-
mas entsprach. Dieses wurde wesentlich bestimmt durch
die Verschlechterung der Lage auf dem Arbeitsmarkt, na-
mentlich durch den Rückgang der Beschäftigung. Symp-
tomatisch für die Klimaverschlechterung ist der weiter und
sogar deutlich sinkende Absatz neuer Personenwagen.
Dies umso mehr, als 2002, wie in allen geraden Jahren,
der Brüsseler Automobilsalon ausgerichtet wurde, wodurch
die Autoverkäufe in der Regel stimuliert werden. Bezeich-
nend ist ferner, dass die Sparquote gegenüber 2001 um

40



56.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  13/2003

Daten und Prognosen

0,7 Prozentpunkte auf 15,6% zugenommen hat. Die Re-
allöhne erhöhten sich pro Kopf der Beschäftigten um 2,2%,
und damit doppelt so stark wie im Jahr zuvor. Zudem wur-
de die Einkommensteuer schwerpunktmäßig für Bezieher
niedriger Einkommen mit ihrer hohen Konsumquote noch-
mals etwas gesenkt. Im Gegensatz zum privaten Kon-
sum ist der öffentliche Verbrauch (+ 2,2%) im Verlauf leicht
beschleunigt und etwa so deutlich ausgeweitet worden
wie 2001.

Die Bruttoanlageinvestitionen (– 2,7%) haben sich nach
dem Einbruch im vierten Quartal 2001 kurzzeitig erholt, um
anschließend erneut zu sinken und erst Ende des Jahres
wieder zuzunehmen. Dabei blieb die Auslastung der Ka-
pazitäten in der verarbeitenden Industrie im Verlauf ten-
denziell konstant, lag jedoch unter dem Durchschnitt der
neunziger Jahre. Der Rückgang war in der verarbeitenden
Industrie besonders ausgeprägt. Vor allem die Textil- und
Lederindustrie, die Chemie sowie die Eisen- und Nicht-
eisenindustrie investierten weniger. Ausnahmen bildeten
die Nahrungsmittelindustrie und der Automobilsektor, die
ihre Investitionen erhöhten. Noch stärker als die Ausrüs-
tungsinvestitionen gingen jedoch die Bauinvestitionen zu-
rück, obwohl in die Erhaltung von Gebäuden wieder mehr
investiert wurde. Beim Wohnungsbau verstärkte sich so-
gar die seit Ende 2000 laufende Rezession, obwohl die Zin-
sen noch weiter gesunken sind und die Reallöhne pro Kopf
stärker stiegen als zuvor. Aber es fehlte angesichts von Be-
schäftigungsrückgang, steigender Arbeitslosigkeit und ge-
dämpften Konjunkturerwartungen die nötige Zuversicht.
Der gewerblich-industrielle Bau brach um mehr als 10%
ein, da das Angebot vor allem an Büroraum reichlich war
und die bisher aufwärts gerichtete Tendenz bei den Mie-
ten zu kippen begann. In dem von der öffentlichen Hand
dominierten Tiefbau war ein weiterer Rückgang zu ver-
zeichnen, wenn auch weitaus weniger ausgeprägt als im
Jahr zuvor.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen sank gegen-
über 2001 um 0,9%. Ursache ist der zu Jahresbeginn be-
stehende Unterhang von 1,8% infolge der vorjährigen deut-
lichen Exportrezession. Während des ersten Halbjahrs er-
holte sich die Ausfuhr nämlich kräftig, ging jedoch an-
schließend abermals zurück – in beiden Fällen handelte es
sich vorwiegend um Reflexe der westeuropäischen Kon-
junkturentwicklung. Doch sind auch die Lohnstückkosten
im internationalen Vergleich überdurchschnittlich gestiegen.
Dadurch verschlechterte sich die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit, was in einer Zeit konjunkturbedingt verschärfter
Konkurrenzkämpfe besonders nachteilig ist. Und schließ-
lich begann gegen Ende des Jahres die rasche Aufwer-
tung des Euro gegenüber dem US-Dollar dämpfend zu
wirken. Die Einfuhr schrumpfte mit 1,6% noch stärker als
der Export. Dies bewirkte trotz gegenüber 2001 unverän-
derter Terms of Trade einen erheblichen Anstieg des Über-

schusses der Leistungsbilanz auf 5,9% des BIP, nach 4,5%
im Jahre 2002.

Auf dem Arbeitsmarkt verschlechterte sich die Lage ste-
tig. Die Beschäftigung ging etwas zurück, obwohl die Lohn-
nebenkosten vor allem der älteren Arbeitnehmer mittels
staatlicher Maßnahmen spürbar gesenkt worden waren. Die
Arbeitslosenquote stieg auf 7,3% im Jahresdurchschnitt,
was etwa dem westeuropäischen Mittel entsprach. Vor al-
lem in der Automobilproduktion sowie im Telekommunika-
tionssektor wurde Personal entlassen. Aber auch die klei-
nen, im Zuge der »New Economy«-Euphorie gegründeten
Unternehmen setzten Mitarbeiter frei. Das Gros der klei-
nen und mittleren Unternehmen hielt indes weitgehend sei-
ne Kräfte.

Der Preisauftrieb war im Verlauf sehr moderat. Dämpfend
wirkten vor allem die flaue Konjunktur sowie die sinkenden
Einfuhrpreise infolge von Dollar-Abwertung und bis in den
Herbst hinein sinkenden Rohölpreisen; als Reaktion hierauf
sind die Großhandelspreise gegenüber 2001 nur um 0,4%
gestiegen. Auch wurden administrierte Preise bei der Ein-
führung des Euro-Bargelds abgerundet. Letztere ist auch
hier besonders von Unternehmen des Dienstleistungssek-
tors – namentlich des Hotel- und Gaststättengewerbes, das
die Preise im Jahresdurchschnitt um 5% heraufgesetzt hat
– zu stärkeren Preiserhöhungen genutzt worden. Dies hät-
te sich durch den vorübergehenden Rückgriff auf Preiskont-
rollen, wie sie im Zusammenhang mit der Einführung der
Mehrwertsteuer zum 1. Januar 1971 sehr erfolgreich ange-
wandt worden waren, weitestgehend verhindern lassen. Die
Konsumentenpreise (HVPI) lagen um 1,6% über dem Ni-
veau von 2001, erhöhten sich also spürbar schwächer als
im westeuropäischen Durchschnitt. 0,2 Prozentpunkte der
Teuerungsrate sind laut Berechnungen der Belgischen Na-
tionalbank auf die Einführung des Euro-Bargeldes zurück-
zuführen.  

Wirtschaftspolitik 

Während die Geldpolitik der Konjunktur noch bis weit in
das Jahr 2004 Anregungen gibt, wenn auch mit nachlas-
sender Intensität, wird die Finanzpolitik heuer und im kom-
menden Jahr annähernd neutral wirken. Die Lohnpolitik
dämpft 2003 etwas, wird aber 2004 expansiver sein. Leicht
bremsend wirkt auch die Aufwertung des Euro gegenüber
dem US-Dollar. Insgesamt erhält die Konjunktur seitens der
Wirtschaftspolitik keine Anregungen mehr, wird aber auch
nicht gebremst.

Von der Geldpolitik bekommt die Konjunktur im laufenden
Jahr und bis weit nach 2004 hinein deutliche Anregungen.
Dabei hält die Europäische Zentralbank (EZB) seit Mai 2003
nicht mehr an ihrem Ziel, einem Anstieg der Konsumenten-
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preise im Euroraum auf mittlere Sicht von unter 2% p.a. im
Jahresdurchschnitt, fest (nunmehr soll die Inflationsrate
mittelfristig »nahe 2%« liegen). Dieses war in den letzten Jah-
ren – mit Ausnahme von 1999 – regelmäßig überschritten
worden, weshalb die monetäre Lockerung im Gefolge der
Ereignisse vom 11. September 2001 weniger ausgeprägt
war als in den USA, wo die Notenbank neben dem Ziel der
Geldwertstabilisierung auch zur Förderung des Wirt-
schaftswachstums verpflichtet ist. Allerdings hatte die EZB
bereits im Mai 2001 ihren zuvor deutlich restriktiven Kurs ge-
lockert, obwohl der durch massive Rohölverteuerung, Dol-
laraufwertung sowie durch die Tierseuchen MKS und BSE
verursachte Preisschub noch nicht ausgestanden war und
die Expansion der neben dem Inflationsziel als Referenz-
größe für die Geldpolitik dienenden Geldmenge M3 das Ziel
von 4,5% p.a. deutlich übertraf. Hieran hat sich bis heute
nichts geändert. Auch 2002 lag die Ausweitung mit 7,2%
(im Mai 2003 um 8,5% über dem Niveau vom Mai 2002)
deutlich über dem Richtwert – Liquidität zur Finanzierung ei-
nes Aufschwungs ist also reichlich vorhanden. Der Leitzins
war im Mai 2001 um 1/4% Prozentpunkt auf 4,5% und da-
nach in mehreren Schritten im Schulterschluss mit Zentral-
banken in Europa und in den USA auf 3,25% gesenkt wor-
den. Im Dezember 2002 wurde er auf 2,75%, im März 2003
auf 2,5% und im Juni auf 2% herabgesetzt. Hiervon wird
die Konjunktur heuer spürbar gestützt. Und selbst wenn es
zu keiner weiteren monetären Lockerung kommt, wird der
monetäre Impuls infolge der üblichen zeitlichen Verzögerung
bis weit nach 2004 hinein reichen. Für Belgien sind die Zin-
sen mit Blick auf das Wirtschaftswachstum zu hoch, ge-
messen an den stabilitätspolitischen Erfordernissen jedoch
etwa angemessen. Auch heuer wird die Teuerung stärker
sein als im westeuropäischen Durchschnitt. Dies, obwohl
der Euro 2002 in Relation zum Vorjahr gegenüber dem US-
Dollar um 5,6%, gegenüber dem Yen um 8,6% und gegen-
über dem Pfund Sterling um 1,1% an Wert gewonnen hat.
Im Juni 2003 betrug die Aufwertung gegenüber dem US-
Dollar im Vorjahresvergleich 22,2%, wobei der Euro-Kurs

das Niveau der Jahre 1997 und 1998 er-
reichte, dieses zuletzt jedoch wieder deut-
lich unterschritt. Zur Aufwertung haben ne-
ben der Zinsdifferenz gegenüber den USA
und deren hohen Leistungsbilanz- und Haus-
haltsdefiziten, wachsende Zweifel an der
amerikanischen Wirtschaft sowie die im Zu-
ge der Irak-Krise Europa zugefallene Funk-
tion eines »save haven« für internationales
Kapital beigetragen. Sollte die EZB die geld-
politischen Zügel ab Mitte kommenden Jah-
res allmählich wieder straffen, dann hat das
erst 2005 konjunkturdämpfende Auswir-
kungen.

Die Finanzpolitik machte 2002 weitere Fort-
schritte in Richtung Konsolidierung der
Staatsfinanzen. Allerdings wurden die mit der

EU-Kommission vereinbarten Konsolidierungsziele leicht ver-
fehlt, obwohl bereits im Juli mit einem vorwiegend Ausga-
benabstriche enthaltenden Nachtragshaushalt auf die un-
günstiger als erwartete Konjunktur- und Einnahmenent-
wicklung reagiert worden war. Angesichts des spürbar un-
ter den Prognosen zurückgebliebenen Wirtschaftswachs-
tums ist das gleichwohl eine bemerkenswerte finanzpoliti-
sche Leistung. Die öffentlichen Haushalte schlossen insge-
samt mit einem Überschuss von 0,1% des BIP, und die öf-
fentliche Verschuldung sank auf 105,3% des BIP. Neun Jah-
re zuvor hatte man mit 138,1% den bisher höchsten Stand
registriert. Die Konsolidierung war somit erfolgreicher als in
verschiedenen anderen EU-Ländern wie Deutschland und
Frankreich. Sparsamkeit auf der Ausgabenseite mitbedingt
durch kräftig gesunkene Zinsen (die Zinsausgaben der öf-
fentlichen Hand sind von durchschnittlich 10,1% des BIP
während der Jahre 1991/95 auf 6% im Jahre 2002 gefal-
len), konjunkturbedingt deutlich gestiegene Steuereinnah-
men sowie erhebliche Privatisierungserlöse waren für den
Erfolg ausschlaggebend. Dieser ist umso eindrucksvoller,
als sich das finanzpolitische Muster seit 1998 umgekehrt
hat. Bis dahin hatten nämlich Steuer- und Abgabenerhö-
hungen den Konsolidierungskurs – wie in Österreich 2002
– dominiert. Im Jahre 1999 vorsichtig beginnend, wurde
die Steuer- und Abgabenlast seither allmählich reduziert.
Diese Linie wird mit der umfassenden Steuerreform
2002/2006 fortgesetzt. Dabei hatte man zuletzt Steuer- und
Abgabenentlastungen auch mit beschäftigungspolitischen
Mitteln dergestalt kombiniert, dass etwa die Mehrwertsteu-
er für beschäftigungsintensive Produktionen von 21 auf 6%
gesenkt wurde. Für 2003 ist eine Entlastung von Unterneh-
men und privaten Haushalten um 0,3% des BIP vorgese-
hen, die jedoch durch restriktive Maßnahmen ausgeglichen
werden, so dass die Wirkung auf die Konjunktur per saldo
null ist. Ein weiterer Schritt soll aber frühestens 2004 fol-
gen, und so ist denn 2005 angesichts der heuer kaum ein-
zuhaltenden Etatansätze ein realistischeres Datum. Die Re-
form stellt vor allem auf eine Entlastung der Geringverdie-
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ner ab, doch soll auch der Spitzensteuersatz von 55% im
Jahre 2001 auf 50% fallen. Den für die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit wichtigen Körperschaftsteuersatz will man
weiter auf 30% senken. Die Steuer- und Abgabenquote lag
2002 mit rund 46% des BIP zwar immer noch über dem
Durchschnitt der EU-Länder (ca. 43%), doch ist der Abstand
im Laufe der Jahre spürbar geschrumpft.

Der Staatshaushalt 2003 bleibt vorwiegend im Wege von
Einsparungen (was von der Bevölkerung überwiegend gou-
tiert wird) auf der konsolidierungspolitischen Linie. Wie
erfolgreich diese auch im westeuropäischen Vergleich war,
zeigt sich am Primärüberschuss der öffentlichen Haus-
halte, der von null im Jahre 1985 ziemlich gleichmäßig auf
6,6% des BIP in den Jahren 2000 und 2001 gestiegen
ist, 2001 aber auf 6,1% zurückfiel. Im EU-Durchschnitt
schwankte er bis Mitte der neunziger Jahre um die Null-
Linie, erhöhte sich 2002 auf 3,8% (Erlöse aus dem UMTS-
Lizenzen) und sank im vergangenen Jahr auf 1,2%. Zwar
wird an der geplanten Steuerreform und den im zweiten
Schritt derselben auf 1,5 Mrd. s bezifferten Steuerentlas-
tungen festgehalten, von der sowohl Unternehmen (der
Körperschaftsteuersatz wurde auf 40% gesenkt und die
»Krisensteuer« abgeschafft) als auch private Haushalte pro-
fitieren. Hierzu mussten statt der ursprünglich geplanten
einen Milliarde 1,5 Mrd. s zusätzlich an den im mittelfris-
tigen Finanzplan vorgesehen Ausgaben eingespart und die
Tabaksteuer – wie auch einige Gemeindesteuern – her-
aufgesetzt werden. Aber der geplante Anlauf zur Sanie-
rung vor allem der mit fast 5 Mrd. s hochverschuldeten
Staatsbahn (NMBS/SNCB), mittels sukzessiver Übernah-
me ihrer Schulden in den Staatshaushalt, musste ver-
schoben werden. Auch ging es nicht ohne »kreative« Maß-
nahmen, um den budgetierten Ausgleich des Etats 2003
zu ermöglichen – gemäß dem im November 2002 neu
gefassten Konsolidierungsplan hätte ein Überschuss von
0,5% des BIP erzielt werden müssen. So wurde das Te-
lecom-Unternehmen Belgacom, an dem der Staat eine
Mehrheit von 50% plus eine Aktie hält, zur zusätzlichen
Ausschüttung einer Dividende genötigt, was es der Re-
gierung ermöglicht, den mit Blick auf die demographische
Entwicklung der Bevölkerung geschaffenen Sonderfonds
mit zusätzlichen 250 Mill. s zu dotieren. Insgesamt ist ei-
ne Zunahme der Ausgaben um real 0,9% (vorher galten
1,5%) vorgesehen. Während sich verschiedene Ressorts
mit etwa stabilen oder schwach steigenden Ausgaben-
ansätzen bescheiden müssen, werden die Ausgaben für
das Gesundheitswesen um nominal 6,4% sowie jene für
das Justizwesen, die Polizei und für die Entwicklungshilfe
(die Beziehungen zur ehemaligen Kongo-Kolonie verbes-
serten sich seit 2001 erheblich) spürbar erhöht. Zudem
werden u.a. die Mindestpensionen heraufgesetzt. Dem Ka-
pital der Post (La Poste) wurden 300 Mill. s zugeführt.
Bei der Verabschiedung des Budgets 2003 wurde jedoch
ein Wirtschaftswachstum von 2,1% unterstellt, das aus

heutiger Sicht keinesfalls erreichbar ist; realistischer ist 1/2%
mit entsprechenden staatlichen Mindereinnahmen und
Mehrausgaben. Man dürfte also unmittelbar nach Instal-
lierung der neuen Regierung einen Nachtragshaushalt mit
zusätzlichen Einsparungen – wobei Einsparungen beim
Zinsaufwand wieder eine Rolle spielen werden – und ver-
mutlich auch Steuer- und Abgabenerhöhungen beschlie-
ßen, obwohl bereits seit Beginn des Jahres ein restrikti-
veres Ausgabengebaren als geplant unter dem Rubrum
»Anker Prinzip« einsetzte. Auch wurden die am Ende des
vorigen Jahres über Plan liegenden Steuereinnahmen
buchhalterisch auf 2003 übertragen. Gleichwohl dürfte sich
ein leichtes Defizit nicht vermeiden lassen, und die Staats-
verschuldung wird wohl nur auf 103,5% des BIP zurück-
gehen. Für die Konjunktur würde das kaum einen Stimu-
lus bedeuten.

Die Einkommenspolitik ist in ihrem korporativistischen
Grundmuster ein Spiegelbild des sich in Richtung auf ver-
stärkte Konkordanz bewegenden politischen Systems.
Sie orientiert sich weiter an der Lohnentwicklung in den
angrenzenden kontinentalen Volkswirtschaften. Die seit
1994 äußerst restriktive einkommenspolitische Linie auf
der Basis staatlicher Eingriffe ist ab 1997 langsam gelo-
ckert worden. Ende 2000 hatten sich Sozialpartner und
Regierung wieder auf einen zweijährigen, bis Ende 2002
terminierten Sozialpakt (Accord Interprofessionel 2001
– 2002) geeinigt. Während beider Jahre sollten die No-
minallöhne – der Kernpunkt der Abkommens – im Durch-
schnitt der Sektoren insgesamt um höchstens 6,4% stei-
gen, was auch annähernd eingehalten wurde; in Sekto-
ren mit besonders großen Produktivitätsfortschritten durf-
ten sie um bis zu 7% erhöht werden. Die bisherigen Pak-
te haben sich bewährt. In diesem Zusammenhang ist er-
wähnenswert, dass es sich seit längerem bei Arbeits-
konflikten nicht um Lohnstreiks, sondern um Ausstände
zum Erhalt von Arbeitsplätzen handelt. Für die Jahre
2003/2004 wurde eine neue Vereinbarung getroffen, nach
der die Nominallöhne insgesamt im Schnitt um 5,4% an-
gehoben werden sollen. Hiervon dürfen die Branchenta-
rifverträge der wirtschaftlichen Situation entsprechend et-
was abweichen. Der Lohnanstieg soll heuer mit Blick auf
Konjunktur- und Arbeitsmarktentwicklung auf weniger
als die Hälfte dieses Satzes beschränkt werden und da-
mit spürbar unter dem Durchschnitt der westeuropäischen
Länder, aber über der deutschen Rate liegen. 2004 kommt
es dann bei lebhafterer Zunahme von Nachfrage und Pro-
duktion zu einem Nachholeffekt.

Ordnungspolitisch hat der Schwung in Richtung Privati-
sierung und Deregulierung ziemlich nachgelassen. Das hängt
auch damit zusammen, dass die staatlichen Beteiligungen
an Unternehmen zu einem erheblichen Teil bereits veräußert
wurden, die völlig missglückte Privatisierung der nationalen
Fluglinie SABENA ebenso abschreckend wirkt wie ähnliche
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Fehlleistungen in anderen Ländern und für Entstaatlichun-
gen der verbliebenen großen Brocken wie etwa der Staats-
bahn weder die betrieblichen noch die politischen Voraus-
setzungen gegeben sind. Die wettbewerbspolitisch be-
denklichen Steuerprivilegien für Multis sollen auf Druck der
EU-Kommission, hinter dem auch die deutsche Regierung
steht, abgeschafft werden. Es handelt sich um etwa 300 sog.
Koordinierungszentralen ausländischer Großunternehmen,
die seit 1982 substanzielle Steuervorteile bei der grenz-
überschreitenden Finanzierung von Tochterfirmen genie-
ßen und damit von einem »schädlichen Steuerwettbewerb«
profitieren. Ähnliche, auch für das Sitzland dieser Zentralen
lukrative Praktiken werden in Dänemark, Irland und in den
Niederlanden gepflogen.

Energiepolitisch fiel eine wichtige Parlamentsentscheidung:
Zwischen 2015 und 2025 sollen die sieben Atomkraftwer-
ke, welche etwa 60% der Elektrizitätsversorgung sichern,
abgeschaltet werden, sobald eine Anlage das Alter von
40 Jahren erreicht hat. Allerdings ist offen, wie die Versor-
gungslage in 10 bis 20 Jahren aussehen wird. Und das
schwedische Beispiel zeigt, dass solche weit in die Zukunft
reichende Beschlüsse später von der Realität revidiert wer-
den können.

Wirtschaftsentwicklung 2003   

Als weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen werden an-
genommen: In den USA erhöht sich das reale Bruttoin-
landsprodukt um 21/4%. Die gesamtwirtschaftliche Erzeu-
gung expandiert in Japan um ca. 1%. In Mitteleuropa neh-
men Nachfrage und Produktion um fast 23/4% zu. In West-
europa wird das reale Bruttoinlandsprodukt um 3/4% aus-
geweitet; für die EU und für den Euroraum ist eine etwa gleich
hohe Rate zu erwarten, während es in Deutschland gegen-
über 2002 unverändert bleibt. Der Einfuhrpreis für Rohöl liegt
in den westlichen Industrieländern im Schnitt des Jahres bei
27,5 US-Dollar pro Barrel. Die Preise für Industrierohstoffe
(ohne Öl) steigen im Jahresmittel um 6%. Der Wechselkurs
des Euro bewegt sich im Schnitt des Jahres innerhalb ei-
ner Bandbreite von 1,10 bis 1,20 US-Dollar. Das Volumen
des Welthandels expandiert in einer Größenordnung von
33/4%.

Während der letzten 20 Jahre hat sich die politische und
wirtschaftliche Lage des Landes langsam, aber stetig ver-
bessert. Die Staatskrise der siebziger und frühen achtziger
Jahre, während derer das Land kurz davor war, an dem mit
dem Begriff »Sprachenstreit« unzureichend umrissenen Kul-
turkampf zwischen Flamen und Wallonen zu zerbrechen,
konnte um den Preis einer überbordenden Staatsverschul-
dung (der jedoch erheblicher privater Reichtum gegen-
übersteht) und einer in Europa einmaligen Föderalisierung
weitgehend bereinigt werden. Von den maßgeblichen poli-

tischen Lagern wird Belgien als Nationalstaat nicht mehr in
Frage gestellt. Doch ist die Spaltung der Gesellschaft in zwei
Volksgruppen zementiert, sehr ausgeprägt und keineswegs
spannungsfrei. Das bringt erhebliche Probleme hinsichtlich
Koordinierung, personeller Doppelbesetzungen etc. mit sich.
Angestoßen von den Skandalen der späten neunziger Jah-
re begann man zudem die harsch kritisierten Institutionen
Polizei und Justiz zu reformieren. Damit werden indes die
engen Verbindungen zwischen diesen, den politischen Par-
teien, der Regierung, den Gewerkschaften und Unterneh-
merverbänden nicht aufgehoben, die seit 1948 Jahren ent-
wickelten korporativistischen Strukturen nicht beseitigt. Letz-
tere finden ihre Erklärung in der, wie in Österreich, sehr star-
ken gesellschaftlichen und politischen Position der Sozial-
partner. Anders als die Parteien sind die Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretungen nach wie vor auf nationaler Ebe-
ne organisiert. Die gut organisierten (Organisationsgrad et-
wa 75%, ohne Pensionisten ca. 55%), weltanschaulich plu-
ralistischen Gewerkschaften sind mächtig genug, um in al-
len wichtigen Fragen mitzureden und gegebenenfalls zu blo-
ckieren. Auch der Industrieverband (Fédération d’Industrie
de Belgique), neben ihm existiert noch die Föderation nicht-
industrieller Unternehmen, ist straff organisiert und verfügt
über großen politischen Einfluss. Beide Seiten arbeiten seit
gut einem halben Jahrhundert eng im Zentralen Wirt-
schaftsrat und im Nationalen Arbeitsrat in einer Art Konzer-
tierter Aktion sowie seit den neunziger Jahren bei zweijäh-
rigen Sozialkontrakten zusammen. Dies macht die weitge-
hende Beherrschung des industriellen Sektors durch Toch-
terfirmen ausländischer Unternehmen erträglich, welche sich
die geographische Lage in Zentrums Europas, die gute In-
frastruktur, den Zugang zum Meer sowie die enge Ver-
kehrsanbindung an die Nachbarländer zunutze machen. Da
auch die anderen Rahmenbedingungen günstig sind, ist Bel-
gien eine der für ausländische Investitionen attraktivsten Des-
tinationen. Im Gegensatz zu anderen Ländern (z.B. Spanien,
Irland) mit kräftigem Zufluss an ausländischen Direktinves-
titionen liegen die Investitionen in Forschung und Entwick-
lung mit 2% des BIP etwas über dem EU-Durchschnitt. Die
extrem enge wirtschaftliche Verzahnung mit dem Ausland,
vor allem mit Westeuropa, wird ergänzt durch die interna-
tionale Bedeutung als Sitz von EU und NATO. Auf dieser Ba-
sis und mit Blick auf die zunehmende politische Stabilität
und fortschreitende Konsolidierung der Staatsfinanzen ist
zu erwarten, dass Belgien weiterhin eine pro Kopf über dem
westeuropäischen Durchschnitt liegende Wirtschaftsleistung
erbringen kann.

Die Konjunktur in Belgien entwickelt sich weiterhin etwa dem
Rhythmus der westeuropäischen Konjunktur entsprechend.
Der annähernden Stagnation während des ersten Halb-
jahrs folgt eine allmählich Erholung von Nachfrage und Pro-
duktion, kaum gestützt von der Wirtschaftspolitik. Das
reale Bruttoinlandsprodukt dürfte um 1/2%, also geringfügig
schwächer als im vorigen Jahr expandieren. Privater und öf-
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fentlicher Konsum werden hingegen in kaum verändertem
Maße ausgeweitet. Die Bruttoanlageinvestitionen finden lang-
sam aus der Rezession heraus, zumal die Bauinvestitionen
ihr Tief überwinden. Die Ausfuhr nimmt nur wenig zu, da
die westeuropäische Konjunktur nur schwach aufwärts ten-
diert. Obwohl die Einfuhr etwas lebhafter zunehmen dürfte,
bleibt die Leistungsbilanz hochaktiv. Auf dem Arbeitsmarkt
verschlechtert sich die Lage nochmals, und die Arbeitslo-
senquote liegt im Jahresdurchschnitt bei 8%. Der Preisauf-
trieb lässt weiter nach. Die Verbraucherpreise dürften das
Niveau von 2002 um 11/4% überschreiten.

Der private Konsum (hierauf entfallen 55% des BIP) nimmt
vermutlich um 1/2%, also weiterhin stetig, aber sehr langsam
zu. Zwar steigen die Reallöhne bei arbeitsmarktbedingter
Lohnzurückhaltung in etwa gleichem Ausmaß, und die Ein-
kommensteuer wird nochmals gesenkt mit Schwerpunkt
beim unteren Einkommensbereich, wo die marginale Kon-
sumquote überdurchschnittlich hoch ist. Einer rascheren
Entwicklung steht indes die rückläufige Beschäftigung ent-
gegen. Auch ist das Konsumklima im ersten Halbjahr auf ein
spürbar unter dem langfristigen Durchschnitt liegendes Ni-
veau abgesackt. Hieraus dürfte eine etwas erhöhte Spar-
quote resultieren. Dies erklärt auch den während des ers-
ten Jahresdrittels saisonbereinigt weiter gesunkenen Absatz
neuer Personenautos. Andere langlebige Gebrauchsgüter
verkaufen sich ebenfalls schleppend, zumal der Woh-
nungsbau sein Tief erst im späteren Verlauf des Jahres lang-
sam überwindet. Der Staatsverbrauch (22% des BIP) ex-
pandiert neuerlich um annähernd 2%.

Die Bruttoanlageinvestitionen (21% des BIP) weisen noch-
mals eine negative Veränderungsrate (– 1/2%) aus. Im Ver-
lauf bedeutet das zunächst einen leichten Rückgang, we-
sentlich mitbedingt durch schwache Auslandsnachfrage und
Befürchtungen negativer Auswirkungen des gegenüber dem

US-Dollar stark gestiegenen Eurokurses. Erst im Laufe des
zweiten Halbjahrs ist eine allmählich Erholung zu erwarten,
stimuliert von den immer noch sehr niedrigen Zinsen und
dem sich aufhellenden konjunkturellen Umfeld im In- und
Ausland. Wenn auch die Kreditinstitute bei der Risikoab-
wägung vorsichtiger geworden sind, kann von einer Kredit-
klemme keine Rede sein. Dank schon vor Jahren eingelei-
teter Sparmaßnahmen ist ihre Ertragslage – im Gegensatz
zu deutschen Geschäftsbanken – gut und ihr Heimatmarkt
erheblich weniger risikobelastet. Hier korrelieren die Inves-
titionen besonders eng mit den Unternehmensgewinnen,
weil die Innenfinanzierung erheblich ausgeprägter ist als in
anderen Ländern, was mit den vielen Niederlassungen aus-
ländischer Unternehmen zusammenhängt. Das Geschäfts-
klima in der verarbeitenden Industrie ist zuletzt wieder güns-
tiger geworden, nachdem es sich während der ersten fünf
Monate dieses Jahres erheblich eingetrübt hatte. Die Aus-
lastung der Kapazitäten in diesem Bereich hat im zweiten
Quartal nochmals etwas abgenommen, liegt aber immer
noch in der Nähe des langjährigen Durchschnitts von 80%.
Zuletzt wurden weitere Produktionskürzungen im Automo-
bilsektor angekündigt. Zu Kapazitätserweiterungen besteht
zwar im Allgemeinen noch kein Anlass. Aber in die Ratio-
nalisierung der Produktion dürfte verstärkt investiert werden,
um die preisliche Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Auch
hat sich bei IT-Ausrüstungen nach längerer Investitionszu-
rückhaltung Erneuerungsbedarf angestaut. Die Bauinvesti-
tionen finden – hierauf lassen auch Unternehmensbefra-
gungen schließen – nur sehr langsam aus der Rezession
heraus, und dies hauptsächlich infolge des anspringenden
öffentlichen Baus. Im Wohnungsneubau lässt die Entwick-
lung der Baugenehmigungen auf einen erneuten Rückgang
schließen, doch wird dies durch höhere Aufwendungen für
Renovierungen annähernd ausgeglichen. Auf die gewerb-
lich-industriellen Investitionen sinken weiter. Ursachen sind
ausbleibende Erweiterungsinvestitionen in der verarbeiten-
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Veränderungsraten des realen BIP und seiner Komponenten
– in % –

2001 2002a) 2003a) 2004a)

IRESb) BFPc) EUd) OECDe) BFPc) EUd) OECDe)

Bruttoinlandsprodukt 0,8 0,7 0,9 1,2 1,2 1,3 2,3 2,3 2,3
Inlandsnachfrage 0,5 0,3 1,3 1,3 1,4 1,4 1,9 2,0 2,2
Privater Verbrauch 0,9 0,6 0,8 1,0 0,9 1,0 1,7 1,4 2,0
Staatsverbrauch 2,2 1,9 1,9 1,9 2,0 1,5 1,6 1,8 1,8
Bruttoanlageinvestitionen 0,5 – 2,7 0,6 0,8 – 0,5 0,5 3,0 2,8 2,5
Exportef) 1,1 – 0,9 1,2 2,7 2,2 2,6 5,6 4,8 6,6
Importef) 0,8 – 1,6 1,8 2,9 2,6 2,8 5,4 4,6 6,8

Industrieproduktion (ohne Bau) – 3,3 1,6 n.a. n.a. n.a. n.a. n.a. n.a. n.a.
Konsumentenpreise (HVPI) 2,4 1,6 1,8 1,5 1,4 1,4 1,4 1,3 1,2
Arbeitslosenquote 6,7 7,3 8,3 7,8 7,8 7,8 7,9 7,8 7,7
Leistungsbilanz (Saldo)g) 4,5 5,9 n.a. 6,1 6,2 5,0 6,9 6,9 5,3
Finanzierungssaldo des Staatesg) 0,4 0,1 n.a. n.a. – 0,2 0,0 n.a. – 0,1 0,2

a) Schätzungen. – b) Institut de Recherches Economiques et Sociales, Louvain-la-Neuve, vom März 2003. – c) Bureau Fédéral du Plan, Brüs-
sel, vom Mai 2003. – d) Kommission der EU, Brüssel, vom April 2003. – e) Organisation for Economic Cooperation and Development,
Paris, vom April 2003. –f) Güter und Dienstleistungen. – g) In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).
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den Industrie sowie zunehmende Leerstände und sinken-
de Mieten bei Bürogebäuden.   

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen (85% des BIP)
dürfte lediglich um knapp 1% expandieren, wobei die kon-
junkturelle Schwäche in Westeuropa wesentlich bestim-
mender ist als die Aufwertung des Euro gegenüber dem US-
Dollar. Denn hierhin gehen drei Viertel der Waren- und ein
noch höherer Prozentsatz der Dienstleistungsexporte. Die
preisliche Wettbewerbsfähigkeit kann gegenüber der west-
europäischen Konkurrenz ungefähr gehalten werden. Im Ver-
lauf ist nach schwacher Entwicklung im ersten Halbjahr ei-
ne allmähliche Erholung während des zweiten Semesters zu
erwarten, wenn die Konjunktur in Westeuropa und in der
Welt wieder anzieht. Der Import (82% des BIP) dürfte et-
was rascher als die Ausfuhr expandieren. Da jedoch die
Terms of Trade günstiger werden, steigt das Aktivum der
Leistungsbilanz auf reichlich 6% des BIP.

Auf dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich die Lage weiter,
obwohl sich die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf die
gefährdetsten Gruppen – ältere Arbeitnehmer, Jugendliche
und weibliche Arbeitssuchende – konzentrieren. Auch wur-
de das Mindestalter für die Frühpensionierung von 55 auf
57 Jahre heraufgesetzt. Die Beschäftigung geht langsam
weiter zurück, und die Arbeitslosenquote dürfte im Schnitt
des Jahres auf reichlich 8% steigen.

Der Preisauftrieb lässt weiter nach. Hierauf deutet auch die
Entwicklung der Produzenten- und Großhandelspreise von
Konsumgütern hin. Dämpfend wirken die schleppende Ent-
wicklung der Nachfrage und der damit lebhafte Wettbewerb,
die Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar sowie
der Rückgang der Ölpreise. Auch verlangsamt sich der inter-
ne Preisauftrieb, gemessen an den Lohnstückkosten, infol-
ge des moderaten Lohnanstiegs. Und schließlich kommt
es nicht zu nennenswerten indexrelevanten Anhebungen
von Steuern, Abgaben und administrierten Preisen. Die Kon-
sumentenpreise (HVPI) dürften um 11/4% über dem Niveau
von 2002 liegen.

Wirtschaftsentwicklung 2004

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um 31/4%. Nachfrage und Produktion
nehmen in Japan um 11/4% zu. In Mitteleuropa steigt die
gesamtwirtschaftliche Erzeugung um 31/4%. In Westeu-
ropa und der EU erhöht sich das reale Bruttoinlandspro-
dukt um ca. 2%; im Euroraum expandiert es fast so stark
und in Deutschland um 13/4%. Der Importpreis für Rohöl
liegt in den westlichen Industrieländern im Jahresdurch-
schnitt bei 26 US-Dollar pro Barrel. Industrierohstoffe (oh-
ne Öl) kosten etwa 10% mehr als 2003. Der Wechselkurs

des Euro liegt im Schnitt des Jahres innerhalb einer Band-
breite von 1,10 bis 1,20 US-Dollar. Das Volumen des Welt-
handels dürfte in einer Größenordnung von 61/2% ausge-
weitet werden.

In Belgien erholt sich die Konjunktur im Laufe des Jahres
zunehmend. Dabei spielt die Wirtschaftspolitik als stützen-
des Element so gut wie keine Rolle. Ausschlaggebend ist
vielmehr der Sog des weltwirtschaftlichen Aufschwungs,
besonders aber die konjunkturelle Aufwärtsbewegung in
Westeuropa. Hinzu addiert sich eine zyklische Komponen-
te nach annähernd dreijähriger Durststrecke. Das reale Brut-
toinlandsprodukt dürfte um 13/4% expandieren. Wesent-
lich bedingt durch höhere Reallohnsteigerungen nimmt der
private Konsum beschleunigt zu, während der öffentliche
Verbrauch annähernd im bisherigen Rhythmus ausgewei-
tet wird. Besonders lebhaft erholt sich der Export, begüns-
tigt vom Umschwung des internationalen Lagerzyklus. Hier-
durch wesentlich stimuliert gewinnen auch die Bruttoan-
lageinvestitionen an Schwung. Auf dem Arbeitsmarkt be-
ginnt sich die Situation erst im späteren Verlauf des Jahres
zu bessern. Die Preise steigen mäßig, aber nicht weiter ver-
langsamt.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen erhöht sich
um 41/2%; dabei kann die preisliche Wettbewerbsfähigkeit,
gemessen am Anstieg der Lohnstückkosten, einigermaßen
gehalten werden. An dieser Expansion haben alle Weltre-
gionen teil, wobei im Falle der USA die vom kräftige Kon-
junkturaufschwung ausgehenden Impulse stärker zu Buche
schlagen als die dämpfende Wirkung der Euro-Aufwertung.
Im weiteren Verlauf tendieren mit der weltweit anziehenden
Investitionstätigkeit auch die Lieferungen von Investitions-
gütern zunehmend aufwärts; Belgien hält beim Export von
Maschinen und Anlagen mit ca. 3% der Weltausfuhr einen
in Relation zum BIP überdurchschnittlich hohen Anteil. Zu-
dem kommen erhebliche Impulse vom internationalen La-
geraufbau, da der Anteil von Vor- und Zwischenprodukten
am industriellen Ausstoß im westeuropäischen Vergleich
nach wie vor hoch ist. Da der Import etwas langsamer steigt
als der Export und sich die Terms of Trade noch etwas ver-
bessern, dürfte die Leistungsbilanz einen auf 61/2% erhöh-
ten Überschuss ausweisen.

Die Bruttoanlageinvestitionen nehmen um reichlich 2%
zu, finden also deutlich aus der Rezession heraus. Das
gilt vor allem für die Ausrüstungsinvestitionen. Stimulierend
wirken die wachsende Auslastung der Kapazitäten, ver-
besserte Absatz- und Ertragserwartungen – vor allem be-
dingt durch die lebhafte Exportkonjunktur –, die noch im-
mer günstigen Finanzierungsbedingungen sowie der in-
folge der Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar
gewachsene Druck zur Rationalisierung der Produktion und
zum Ersatz veralteter Anlagen. Zudem ist der Nachholbe-
darf bei IT-Ausrüstungen noch nicht gedeckt. Auch die Bau-
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investitionen ziehen allmählich an. Das gilt nur in sehr ab-
geschwächtem Maße für den Wohnungsneubau, weil ei-
ne Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus nicht zu er-
warten ist und sogar ein Rückgang eintreten könnte. Aller-
dings dürften starker steigende reale verfügbare Einkom-
men, günstige Finanzierungsbedingungen sowie verbes-
serte konjunkturelle Aussichten eine allmähliche Auswei-
tung des privat finanzierten Neubaus induzieren. Die Auf-
wendungen für Renovierungen steigen wie bisher. Der in-
dustriell-gewerbliche Bau expandiert erst im weiteren Ver-
lauf des Jahres stärker, wenn sich die Nachfrage nach mo-
dern ausgestattetem Büroraum – auch im Zusammenhang
mit der EU-Osterweiterung – wieder erhöht. Der öffentli-
che Bau nimmt bei anhaltenden Konsolidierungsbemü-
hungen von Zentralstaat und Gebietskörperschaften nur
sehr langsam zu.

Der private Konsum wächst um 11/4%, beschleunigt sich
also im Verlauf allmählich. Anregend wirken die stärker als
2003 steigenden Reallöhne, die immer noch recht niedrigen
Zinsen bei günstigeren Konjunkturaussichten und die sich
ab Jahresmitte leicht verbessernde Arbeitsmarktlage. Die
Sparquote dürfte auf dem Stand von 2003 verharren. Nach
dem lang anhaltenden Rückgang der Neuwagenkäufe ist ei-
ne Zunahme umso mehr zu erwarten, als – wie in allen ge-
raden Jahren – wieder der Brüsseler Automobilsalon statt-
findet. Andererseits wird die Belebung beim Wohnungsbau
zu schwach sein, um ein nennenswertes Anziehen der Nach-
frage nach Einrichtungsgegenständen auszulösen. Der
Staatsverbrauch nimmt um 13/4% zu.

Auf dem Arbeitsmarkt, einem Nachläufer der Konjunktur,
verschlechtert sich die Situation zunächst nur noch wenig
und bessert sich im späteren Verlauf des Jahres etwas. Die
Beschäftigung nimmt nur wenig ab. Im Bausektor und in
einigen Dienstleistungsbereichen werden wieder Kräfte ein-
gestellt, während der Stellenabbau in der verarbeitenden In-
dustrie weitergeht. Auch der Staat will die Zahl der Bedien-

steten verringern. Die Arbeitslosenquote liegt
wiederum bei 8%.  

Der Preisanstieg bleibt moderat, geht aber
nicht weiter zurück. Stabilisierende Einflüsse
sind erneut, wiewohl schwächer als zuvor, von
den Einfuhrpreisen zu erwarten. Demgegen-
über entfallen im Inland im Zuge der kon-
junkturellen Erholung die dämpfenden Effek-
te. Die Konsumentenpreise (HVPI) dürften im
Jahresdurchschnitt wieder um 11/4% und da-
mit erneut langsamer als im westeuropäischen
Mittel steigen.

Abgeschlossen am 10. Juli 2003
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Leistungen an Erwerbsunfähige kommt in
einigen Ländern eine große Bedeutung zu.
In Polen z.B. erhielten im Jahre 1999 mehr
als 12% der Personen im erwerbsfähigen
Alter öffentliche Leistungen wegen Er-
werbsunfähigkeit. In Norwegen, den Nieder-
landen, Schweden und Dänemark lag der
Anteil der Empfänger von derartigen Leis-
tungen zwischen 9,2 und 7,7%. In zwölf
weiteren Ländern empfingen zwischen
6,7 und 3,9% der Personen im erwerbsfä-
higen Alter diese Leistungen. Am unteren
Ende der Skala lag auch Deutschland. Hier
erhielten 4,1% der Personen im erwerbs-
fähigen Alter Leistungen wegen Erwerbs-
unfähigkeit. Erwerbsunfähigkeit dient teil-
weise als Substitut für Arbeitslosigkeit. Er-
werbsunfähige Personen mindern die Er-
werbspersonenzahl und damit die Zahl der
Arbeitslosen (vgl. Abb. 1).

Im Jahre 1999 erreichten die Leistungen
wegen Erwerbsunfähigkeit einen Anteil am
BIP von 0,7% in Kanada bis hin zu 3,3% in
Polen. Im Zeitraum von 1990 bis 1999 er-
höhte sich der Anteil im Durchschnitt von 17 OECD-Län-
dern leicht. Die größten Zuwächse verzeichneten die
Schweiz und Australien. Am stärksten nahmen die Antei-
le in Italien und in den Niederlanden ab. In Deutschland
erreichten die Leistungen wegen Erwerbsunfähigkeit im
Jahr 1999 einen Anteil am BIP von 1,0%. Gegenüber 1991
war praktisch kein Rückgang dieses Anteils zu verzeich-
nen (vgl. Tabelle).

Erwerbsunfähigkeitsleistungen sind nicht die einzigen Leis-
tungen, welche Personen, die sich als erwerbsunfähig be-

trachten, erhalten. Nur jede zweite erwerbsunfähige Person,
welche nicht erwerbstätig ist und öffentliche Transfers be-
zieht, ist Empfänger von Erwerbsunfähigkeitsleistungen. Um-
gekehrt sind nicht alle Empfänger von Erwerbsunfähig-
keitsleistungen tatsächlich erwerbsunfähig. Manchmal er-
setzen diese Leistungen einfach die Arbeitslosenunterstüt-
zung oder andere Transferzahlungen.

Im Jahre 1999 überstiegen in allen Ländern mit Ausnahme
von Belgien die Ausgaben für Erwerbsunfähigkeitspro-
gramme die Höhe der Arbeitslosenunterstützung – im

Durchschnitt um einen Faktor zwei, in Nor-
wegen, Polen und in den Vereinigten Staa-
ten jedoch in weitaus höherem Maße (vgl.
Tabelle). Dieses Verhältnis spiegelt sich auch
wider in der Struktur der Leistungen, welche
die nicht beschäftigten Personen im er-
werbsfähigen Alter erhalten. In der Mehrzahl
der Länder übertrifft die Zahl der Empfän-
ger von Erwerbsunfähigkeitsleistungen die
der Empfänger von Arbeitslosenunterstüt-
zung. Die wichtigsten Ausnahmen bilden
Frankreich und Italien. In einigen Ländern
übertrifft die Zahl der Empfänger von Er-
werbsunfähigkeitsleistungen dabei mehr-
mals die der Empfänger von Arbeitslosen-
unterstützung. Dies gilt insbesondere für
Norwegen, die Niederlande, Dänemark und
die Vereinigten Staaten, welche sich alle
durch sehr niedrige Arbeitslosenquoten aus-

Erwerbsunfähigkeit: Leistungsempfänger

  Ausgaben für Erwerbsunfähigkeitsprogramme,

  1990 und 1999

Anteil am BIP in %

1990 1999

Anteil an der Höhe der
Arbeitslosen-

unterstützung in %
1999

Australien 0,51 0,86 137
Belgien 1,32 1,06 95
Dänemark 2,31 2,28 227
Deutschland 1,05 1,01 146
Frankreich 0,73 0,83 113
Großbritannien 0,88 1,27 268
Italien 1,69 0,95 330
Kanada 0,46 0,67 130
Niederlande 3,42 2,65 178
Norwegen 2,23 2,36 1190
Österreich 1,30 1,75 254
Polen 2,39 3,28 719
Portugal 1,32 1,03 235
Schweden 2,03 2,05 292
Schweiz 1,05 1,83 267
Spanien 0,96 1,24 162
Vereinigte Staaten 0,56 0,71 554

Quelle: OECD (2003), Transforming Disability into Ability, Paris, S. 17.

Abb. 1
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zeichnen. In Deutschland erhielten 18,9% der nicht be-
schäftigten Personen im erwerbsfähigen Alter Erwerbsun-
fähigkeitsleistungen und 21,0% dieses Personenkreises Ar-
beitslosenunterstützung (vgl. Abb. 2).

W.O.

Abb. 2
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